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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
Vorsitzender Porges: Hoher Bundesrat! Ich 

eröf f n e  die 268. Sitzung des Bundesrates. 

Ich gestatte mir, die im Hause erschienenen 
Herren Bundesminister Dr. Pif:fl-Percevic und 
Dr. Koren zu begrüßen. (Beifall bei der 0 V P 
und bei Bundesräten der S pO.) 

Die Bundesräte Dr. h. c. Eokert, Porges 
und Genossen haben eine sohriftliche Anfrag� 
an den Herrn Bundesminister für Unterricht, 
betreffend die Durchführung einer Hochschul
reform, eingebracht und im Sinne des § 59 
der Geschäftsordnung beantragt, daß sie münd
lich begründet werde und hierauf eine Debatte 
über den Gegenstand stattfinde, das heißt, 
diese Anfrage als dringlich behandelt werde. 
Ich habe einem solchen Antrag ohne weiteres 
stattzugeben, wenn dieser von mindestens 
zehn Mitgliedern des Hohen Hauses unter
stützt wird. Das trifft im gegenständlichen 
Fall zu. 

Dringtiche Anfrage 
der Bundesräte E cke rt , Porg e s  und 
Genossen an den Bundesminister für Unterricht, 
betreffend die Durchführung einer Hochschul-

reform 

V orsitzender: Ich werde die Verhandlung 
über diese dringliche Anfrage vor Eingehen 
in die Tagesordnung vornehmen lassen. 

Ich bitte zunächst den Herrn Schriftfiihrer, 
diese Anfrage zu verlesen. 

Schriftführer Ka&par: Dringliche Anfrage 
der Bundesräte Eckert, Porges und 
Genossen an den Bundesminister für Unter
richt, betreffend die Durchführung einer Hoch
schulreform. 

Am. 5. Juli 1968 fand über Einladung der 
drei parlamentarisohen Klubs eine Enquete 
über· Fragen der Hochschulreform statt, in 
der die Probleme unserer Hochschulen sehr 
gründlioh und freimütig diskutiert wurden. 
Dabei zeigte sich, daß nicht nur die Vertreter 
der Professoren, Dozenten und Studenten, 
sondern auch die Vertreter der politischen 

Parteien eine Gesamtreform des Hoohschul
wesens als notwendig erachten. 

Die gefertigten Mitglieder des Bundesrates 
richten daher an den Herrn Bundesminister 
für Unterricht die 

Anfrage: 
Sind Sie, Herr Minister, bereit, die not

wendigen Vorkehrungen zu treffen, um unter 
Berücksichtigung der in der erwähnten Enquete 
gebrachten Anregungen eine Reform des ge
samten Hochschulwesens in die Wege zu 
leiten 1 

In formeller Hinsicht wolle dem ersten 
Anfragesteller gemäß § 59 Abs. A der Ge
schäftsordnung Gelegenheit zur Begründung 
gegeben werden. 

Elf Unterschriften. 

Vorsitzender: Ich erteile nunmehr Herrn 
Bundesrat Dr. h. c. Eckert zur Begründung 
der Anfrage gemäß § 59 Abs. A der Ge
schäftsordnung das Wort. 

Bundesrat Dr. h. c. Eckert (ÖVP): Herr 
Minister f Herr Vorsitzender! Hoher Bundes
rat I Die Reformbestrebungen in der Studen-:
tenschaft sind bekanntlich keine österreichische 
Einzelerscheinung, sondern in fast allen euro
päischen Staaten wirksam. Es ist anzu
erkennen, daß sie sich speziell bei uns in 

Österreich, von wenigen Ausnahmserscheinun
gen abgesehen, in Bahnen bewegen, die zu 
wirklich vernünftigen Reformen führen können, 
welchen der Herr Unterrichtsministel', der 
hiefür viel Zeit und Mühe aufwendet, dankens
werterweise sehr aufgeschlossen gegenüber
steht. Von diesem Bestreben war auch die 
Enquete am 5. Juli 1968 getragen. 

Die an den Herrn Unterrichtsminister ge
richtete gemeinsame Anfrage der beiden im 
Bundesrat vertretenen Parteien verfolgt den 
Zweck, die in der erwähnten Enquete ge
brachten Anregungen soweit als möglich einer 
Realisierung zuzuführen. 

Dies erlaube ich mir zur Begründung der 
verlesenen Anfrage dem Hohen Hause zur 
Kenntnis zu bringen. 
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Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
nun der Herr Bundesminister für Unterricht 
Dr. Piffl-Percevi6. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Piffi· 
Percevic: Herr Vorsitzender! Hohes Haus! 
Ich darf zunächst feststellen, daß ich sehr 
gerne der Anregung folgen werde, eine ent
sprechende Beratungskommission zu bilden, 
um den Anliegen, wie sie in der dringlichen 
Anfrage geschildert wurden, gerecht zu we:.den. 

Ich möchte den Anlaß dazu benützen, 
daran zu erinnern, daß vor nahezu genau 
zwei Jahren das Allgemeine Hochschul-Studien
gesetz in diesem Hohen Hause, sowohl im 
Nationalrat als auch im Bundesrat, einstimmig 
verabschiedet wurde. Dieses Allgemeine Hoch
schul-Studiengesetz sieht bereits eine Kommis
sion vor, und zwar eine Kommission, die 
zu Beratungen jeweils dann, wenn es darum 
geht, Ausführungsbestimmungen zum Allge
meinen Hochschul-Studiengesetz zu vollziehen, 
zusammenzurufen ist, gleichgültig, ob es dabei 
um Verordnungen oder Gesetzesanträge für 
die besonderen Studiengesetze geht, welche 
auf den Grundsätzen des Allgemeinen Hoch
schul-Studiengesetzes aufzubauen haben. 

Die Zusammensetzung dieses Beratungs
gremiums, das der Gesetzgeber selbst fest
gehalten hat: Es sind Vertreter der akade
mischen Behörden der betreffenden Hoch
schulen beziehungsweise Fakultäten, die Ver
treter der Rektorenkonferenz, die Vertreter 
des Akademischen Rates und die Vertreter 
der Österreichischen Hochschülerschaft gemäß 
Hochschiilerschaftsgesetz zu laden. 

Zur KlarsteIlung, wer die Mitglieder des 
Akademischen Rates, also auch einer Bera
tungskörperschaft, sind, erlaube ich mir auf 
§ 69 des Hochschul-Organisationsgesetzes zu 
verweisen. Der Akademische Rat besteht 
demnach aus 15 Mitgliedern; fünf hievon ent
sendet. die Bundesregierung nach Maßgabe 
der Zusammensetzung des Hauptausschusses 
des Nationalrates, es sind dies Angehörige 
der gesetzgebenden Körperschaften; fünf wei
tere Mitglieder entsendet die Rektorenkonfe
renz, die restlichen fünf Mitglieder bestellt der 
Bundesminister für Unterricht vorwiegend 
aus den Angehörigen des Lehrkörpers der 
Hochschulen. 

Bei dem Gremium nach dem Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetz fließen also die Kräfte 
des Akademisohen Rates mit den Kräften 
zusammon, die in der Kommission gemäß 
Allgemeinem Hoohsohul-Studiongesetz nor
miert sind. Im Akademisohen Rat selber 
sind keine Studentenvertreter zu finden. Im 
Gremium nach dem Allgemeinen Hoohsohul
Studiengesetz sind die Studenten wohl durch 

die Abgeordneten der Östencichischen Hooh
schülersohaft vertreten. 

In beiden Fällen zeigt sich aber, daß der 
große und sehr zahlreiche sogenannte akade
mische Mittelbau nicht vertreten ist. Zum 
aka.demischen Mittelbau gehören die Assisten
ten, auoh jene, die bereits habilitiert sind, die 
nicht ha.bilitierten Assistenten, die Lektoren, 
die wissenschaftliohen Räte und LI-Lehrer, 
die der Universität zur wissenschaftlichen 
Dienstleistung zugeteilt sind. Also ein wich
tiger Bestandteil des akademischen Geschehens, 
des Lehrbetriebes innerhalb des akademischen 
Geschehens ist weder im Akademischen Rat 
noch in der Kommission gemäß Allgemeinem 
Hochschul-Studiengesetz vertreten. Dies des
wegen, weil keine Normierung, keine gesetz
liche Institutionalisierung eines Vertretungs
körpers für diesen Mittelbau besteht. Das ist 
ein Mangel bei den bereits oostehenden Insti
tutionen. 

Wir haben nun - ich möchte das kurz 
berichten - auf Grund der Bestimmungen 
des Allgemeinen Hochsohul-Studiengesetzes 
zweimal dieses Gremium zusammengeführt, 
und zwar bei Beratung über die besonderen 
Studienordnungen in Ausführung des beson
deren Studiengesetzea über die Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften. Es fanden zwei 
solche Sitzungen statt, in welchen die Studien
ordnungen für die sieben Studienrichtungen 
beraten wurden, die das besondere Studien
gesetz über die Sozial- und Wirtschaftswissen
schaften normiert, ferner eine Studienordnung, 
betreffend die Erwerbung des Doktorates in 
allen diesen sieben Studienriohtungen. 

Wir haben des weiteren auf Grund des 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes Durch
führungsverordnungen erlassen. Ich sage dies 
deswegen, um auch zu zeigen, was innerhalb 
dieser zwei Jahre auf dem Gebiete des Hoch
schulrechtes vorangeführt wurde. 

Hier handelt es sich um die Durchführungs
verotdnung, die den Inskriptionsvorgang ein
heitlich für Österreich regelt, die die Evident
haltung und die Formulare ordnet, und zweitens 
um eine Durchführungsverordnung; betreffend 
die Hochschulstatistik. 

Diese zwei Durchführungsverordnungen 
haben sich entgegen den Befürohtungen, die 
bei ihrer ersten Handhabung sowohl von der 
Professoren- als auch von der Studentenschaft 
geäußert wurden, durchaus bewährt. Als 
sichtbares Ergebnis dieser Bewährung liegt 
beispielsweise nooh während des Studienjahres 
die Hoohsohulstatistik gedruckt vor, während 
sie früher fast um ein Jahr später erschien, 
also mehr oder weniger nur historisohen 
WeI·t hatte. Das mit einigen Abstrichen; 
natürlich hatte sie auch einen gegenwärtigen. 

268. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 3 von 46

www.parlament.gv.at



6878 Bundesrat - 268, Sitzung - 12, Juli 1968 

Bundesminister Dr. Piffl·Percevic 

Wert, aber sie hatte nicht diesen unmittel- Daneben liefen aber im Rahmen des Unter. 
baren Präsenzwert, den die Hochschulstatistik, richtsministeriums Überlegungen über die N eu
die noch während des Studienjahres erscheinen ordnung der Hochschulorganisation selbst und 
kann, jetzt ha.t. Infolge der Straffung in' die Neuordnung des Rechtes für die an der 
ganz ÖsteITeich hinsichtlich der statistischen Hochschule tätigen Lehrkräfte, Das Unter
Fragen und der Verarbeitung durch elektro- richtsministerium hat mehrere darauf bezüg
nische Maschinen haben wir auf diesem liehe Gesetze fast regierungsreif ausgearbeitet, 
Gebiet einen so beachtlichen Vorsprung, daß sie ins Begutachtungsverfahren geschickt, je
wir deutschen Stimmen gemäß auch deutschen doch feststellen mÜSSen, daß sie noch nicht 
Hochschulen in dieser statistischen Frage jene allgemeine Zustimmung gefunden haben, 
weit voraus sind, die uns gezeigt hätte, daß wir damit tatsäch-

Ich erinnere dar an, daß das Allgemeine lieh schon in die Regierung und ins Parlament 
Hochschul-Studiengesetz darauf hinweist, daß gehen könnten, Es hat sich gezeigt, daß über 
bei der administrativen Bewältigung des Hoch- diese Materien neuerliche Beratungen not
schulwesens elektronische Maschinen eingesetzt wendig sind, 
werden sollten, Auf Grund dieser Verordnung I di St d' k t d' t k 
h t '  d Z '  h ' d' T h ' h H h n esem a lUm omm Ie s ar e a m er WISC enzelt Ie ec msc e oc - 'itb I gu g 11 d' Fr d' m't d r hul ' W' Hk I k . h u er e n ,  a e lese agen, Ie 1 e sc e m len vo ommen e e tromsc e Neuordnung des Ho'chsehulrechtes ZUSammen-InskriJ?tionsvorgänge eingefüh:-t, Sie sind ers:- hängen, vor allem die des Organisationsrechtes mals 1m Sommer semester dIese� Jahres m und des Rechtes der Lehrkräfte, einem BeGan� gesetzt worden u�d h�ben SICh blen�end ratungskreise zuzuführen, der nach Möglich-bewahrt, sodaß bereIts 1m Herbst dIeses k' 'itb " . "b d' Fr 

. 
J hr di U '  't"t W' I ' h eIt u eremstImmung erZIelt u er le agen; a es e mversl,a len zum g eIC en d' ' d' E t '  d V "b h 'lI b ' d' le, Wie le nque e m er vergangenen organg u erge en W1, e enso WIe Ie Wh ' t h t d h h hr t h' d S 'I d 't h ft ' h ftli h H h oe e gezelg a ,  oe noc se un erse le -OZla -.un . WIr sc a SW1ssense a c e �c - lieh beurteilt werden. schule m Lmz, Das bedeutet, daß es praktIsch 
überhaupt kein Anstellen mehr gibt, Die 
ersten Unmuts äußerungen der Studenten. und 
der Rochschulbeamten über den Arbeits
aufwand und das lange Warten am Beginn 
eines Semesters fallen weg. Solche Unmuts
äußerungen mußten wir bedauerlicherweise 
selbst von Studenten hören, die in ihren 
eigenen Heimatstaaten überhaupt keine Uni
versität haben. 

Kurzum, das ist nunmehr im Zuge, auf 
eine so moderne Weise umgestellt zu werden, 
daß der Inskriptionsvorgang kaum mehr eine 
zeitliche Belä�tigung bedeutet und in überaus 
großem Maße auch Verwaltungsarbeit erspart 
wird. Dies ist eine Folge der Anweisungen des 
Gesetzgebers an den Minister, für die Inskrip
tions- und Administrativvorgänge an der 
Hochschule Vorsorge zu treffen. 

In der Zwischenzeit sind aber auch die 
Überlegungen über die besonderen Studien
gesetze weitergegangen. Die besonderen Stu
diengesetze, die auf dem Allgemeinen Hoch
schul-Studiengesetz auf bauen, sind in Angriff 
genommen worden, hinsichtlich aller Studien
richtungen, am weitesten fortgeschritten sind 
sie für die Juristen, Techniker und katholischen 
Theologen, aber auch für die Studienrichtungen, 
die an den philosophischen Fakultäten oder 
an der Montanistischen Hochschule, an der 
Hochschule für Welthandel und an der Hoch
schule für Bodenkultur gelehrt werden, Auch 
dort sind die Arbeiten sehr weit fortgeschritten, 
sodaß sie alsbald der vorgesehenen Enquete 
und Beratungsgemeinschaft zugeführt werden 
können. 

Die Enquete hat, glaube ich, als deutlichsten 
Ausdruck ergeben, daß drei große Interessen
gruppen auf der Hochschule die Dinge natür
lich von einer etwas anderen Warte aus 
betrachten. Sie kommen daher auch von 
ihrem Standpunkt aus zu anderen 'Ober
legungen und Ergebnissen. Es sind dies die 
drei großen Gruppen der Professoren, des 
bereits erwähnten Mittelbaues und der Stu
denten. 

Ich habe in einer großen Diskussion, zu 
der ich von der Hochschülerschaft eingeladen 
war, im Auditorium Maximum meine 'Ober
legungen dahin zum Ausdruck gebracht, daß 
sich aus diesen drei großen Gruppen legiti. 
mierte Vertreter zusammenfinden sollten, die 
die unterschiedlich beurteilten Fragen auf 
einen gemeinschaftlichen Nenner bringen soll
ten, damit dann die vom Unterrichtsmini
sterium vorbereiteten Gesetze neu überarbeitet 
und ergänzt werden könnten, . um auf diese 
Weise 'die Hochschulreform voranzuführen. 
In der Zwischenzeit ist die dankenswerterweise 
von allen drei Klubs der im Nationalrat 
vertretenen Parteien einberufene Enquete ge
kommen, die, wie ich erwähnte, deutlich 
gezeigt hat, daß über die wesentlichen Fragen 
der Hochschulreform noch recht unterschied
liche Meinungen heITschen, 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit erheben 
zu wollen, greife ich einige solche Elemente 
auf, wie etwa Wahl der akademischen Funk
tionäre, Wahl des Rektors und des Dekans, 
Vertretung der Studenten in den verschiedenen 
Gremien des akademischen Lebens, zum Bei-
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spiel auf Institutsebene, auf Fakultätsebene, 
auf Senatsebene. 

Sehr einschneidend ist etwa die Frage der 
Neuordnung des Berufungsverfahrens. Hier 
ist das Unterrichtsministerium mit seinen 
Gesetzesvorschlägen einen ziemlich "pro· 
gressistischen" Weg gegangen. Es dreht sich 
um die Frage der öffentlichen Ausschreibung, 
um die Frage der Befassung mit allen ein· 
gelangten Ansuchen, Dinge, die es bisher 
nicht gab. Bisher galt es als unakademisch, 
daß sich ein Bewerber beim Akademischen 
Senat einstelle: Bestellt mich, setzt mich 
auf einen Dreiervorschlag ! - Das alles sollte 
gelockert werden, solche Bewerbungen sollten 
möglich sein, die Professoren sollten hieIüber 
abzusprechen haben, sie sollten zu begründen 
haben, warum sie diesen oder jenen nicht auf 
den Dreiervorschlag setzten beziehungsweise 
warum sie das schon tun und aus welchem 
Grund eine bestimmte Reihung vorgenommen 
werden soll. 

Eine weitere die Hochschulreform kenn. 
zeichnende Frage ist die Neuordnung des 
Habilitationswesens, weil immer wieder die 
Meinung und die Unmutsäußerung zu hören 
war, daß das Habilitationswesen nicht voll 
und ganz den jungen Kräften zum Durchbruch 
verhelfe, sondern im Gegenteil ein zu eng
maschiges Sieb sei, das den jungen Leuten 
den Weg in die akademische Laufbahn nur 
schwer eröffne. 

gremium in Funktion gesetzt würde. Ich 
verwies in dieser Diskussion darauf, daß ein 
solches eigenes Gesetz vielleicht zu lange 
auf sich warten ließe, zu schwerfällig sein 
könnte, um rasch in die Beratungen eintreten 
zu können, und daß ich eben vorschlage, 
ein Gremium zu schaffen, in welchem zunächst 
durch freie Entscheidung und Entsendung 
die drei großen Kräftegruppen zusammen
gefaßt werden und dem Unterrichtsministerium 
zur Beratung zur Seite treten könnten. 

Nunmehr stehe ich sehr erfreut der dring
lichen Anfrage gegenüber, die ein solches 
Gremium seitens des Bundesrates intendiert. 
Das entspricht genau dem, was icb mir vor
gestellt habe und was ich für so dringlich 
halte, daß ich nicht etwa den VOTE.chlag 
machen wollte, erst in einem gesonderten 
Gesetz eine solche Beratungskörperschaft zu 
bilden, sondern die Beratungen möglichst 
bald nach den Ferien, wenn wieder alle Kräfte, 
gestärkt von dem Erholungsurlaub, anwesend 
sein werden, in Gang zu setzen. 

Ich kann mir daher vorstellen, daß ein 
solches Beratungsgremium, das etwa in teil
weisel' Anlehnung an die Konstruktion und 
in starker Anlehnung an die Erfahrungen 
bei der Arbeit der Strafrechtskommission 
gebildet werden könnte, eine GIößenordnung 
von rund 20 haben sollte - eine GIößen
ordnung, die sich in der Strafrechtskommission 
als sehr gut arbeitsfähig erwiesen hat -, 

Das sind einige der wesentlichen Probleme, daß in diesem Gremium die drei großen 
die es neben dem Problem der Aufgliederung universitären Gruppen zusammengefaßt sind, 
der großen Fakultäten in kleinere Einheiten ergänzt _ hier in Analogie zum Akademischen 
zu beraten gilt. Die naturwissenschaftlichen Rat _ durch Vertreter der im Hohen Hause 
und die geisteswissenschaftlichen Fächer sind vertretenen politischen Parteien, sodaß hier 
in Österreich noch immer in einer großen d d ganz realiter verhandelt un beraten wer en 
Fakultät zusammengefaßt, während sie in kann und eben auch die großen gesellschaft. 
der weiten WeIt zumindest in eine natur- lichen Kräfte, die durch die Parteien vertreten 
wissenschaftliche und in eine geisteswissen- erschienen, schon bei den ersten Beratungen 
schaftliehe Fakultät gegliedert sind. Aber zum Worte kämen, nämlich jene großen 
auch dort bestehen bereits Bestrebungen, gesellschaftlichen Kräfte, die ja die Gesell. 
Untergliederungen zu schaffen, weil bei der schaft, in welche die Universität hineingestellt 
heutigen Spezialisierung der Wissenschaften ist, repräsentieren. Denn immer wieder habe 
sonst zu große Körper entstünden. Alle ich versucht, zu unterstreichen - auch in 
diese Fragen gilt es sehr genau zu über- allen akademischen und studentischen Dis
prüfen. kussionen _, daß die Universität nicht eine 

Da derzeit kein Gremium ex lege besteht, Sache ist, die nur die Universität selbst 
in dem alle drei Gruppen - Professoren, angeht, die etwa nur gemeistert werden 
Mittelbau und Studenten - vertreten wären, könnte durch Wünsche und Beratungen der 
halte ich es für überaus richtig und ziel. Universitäten und Hochschulen selbst, sondern 
führend, nunmehr eine solche Beratungs- daß die Universitäten Erscheinungsformen 
gemeinschaft zusammenzuführen, in der das und Organisationen des gesellschaftlichen 
gewährleistet ist. Lebens sind und daher nicht bloß etwa ihnen 

Es kam in der großen Diskussion im Audi- selbst überlassen sein könnte, wie sie sich 
torium Maximum, die ich bereits erwähnte, gestalten, sondern daß das eine eminent 
aus studentischen Kreisen die Anregung, gesellschaftspolitische Frage sei und daher 
das Hohe Haus möge ein eigenes Gesetz schon bei diesen Beratungen die Repräsen
schaffen, mit welchem ein solches Beratungs. - tanten der allgemeinen Gesellschaft mitwirken 
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sollten. Ich glaube daher, daß die Zusammen
setzung eines solchen Beratungsgremiums 
richtigerweise auch schon Repräsentanten 
dieser allgemeinen gesellschaftlichen Kräfte 
mit einschließen sollte, sodaß sich, wie in 
der Strafrechtskommission, eben auch Ver
treter der im Parlament vertretenen politischen 
Parteien an den Beratungen beteiligen. 

Ich darf meine Überlegungen nochmals 
damit bekräftigen, .daß ich für die aus der 
dringlichen Anfrage hervorleuchtende Intention 
des Bundesrates außerordentlich dankbar bin, 
weil ich glaube, daß die weiteren Arbeiten 
auf diesem Gebiete dadurch eine Legitimierung 
erfahren, eine Bestärkung erfahren, in eine 
für uns alle bedeutsame Richtung gewiesen 
werden und daß wir auf diese Weise einen 
Weg beschreiten, der uns - hoffentlich in 
fruchtbarer und realistischer Zusammen
arbeit - in Kürze zu jenen Vorschlägen führt, 
die uns dann hier im Hohen Hause ab 
Herbst nächsten Jahres beschäftigen mögen. 

Ich danke jedenfalls für die dringliche 
Anfrage und bin gerne bereit, wie ich nochmals 
versichern möchte, den Intentionen zu ent
sprechen. (BeifaU bei der (j V P und bei Bundes
räten der S pO.) 

V orsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 
Ich gestatte mir darauf aufmerksam zu 
machen, daß bei einer dringlichen Anfrage 
jedem Debatteredner laut Geschäftsordnung 
§ 59 Abs. E eine mit· 30 Minuten begrenzte 
Redezeit zur Ve.cfügung steht. 

Erster Debatteredner ist Herr Bundesrat 
Dr. Skotton. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Dr. Skott on (SPÖ) : Hoher Bundes
rat! Ich freue mich, für beide Fraktionen 
des Bundesrates folgenden A n t r a g  einbringen 
zu können. 

Antrag der Bundesräte Dr. Skotton, Hof
mann-Wellenhof und Genossen, betreffend 
die Einsetzung einer Kommission im Bun
desministerium für Unterricht zur Vor
bereitung und Ausarbeitung einer umfassen
den Hochschulreform in Österreich. 

Die gefertigten Mitglieder des Bundesrates 
stellen den 

Antrag: 
Der Bundesrat wolle beschließen: 
Das Bundesministerium für Unterricht 

wird aufgefordert, ehestens eine Kommission, 
die sich aus Vertretern der Professoren, 
Dozenten, Studenten und Vertretern der 
im Nationalrat tätigen politischen Parteien 
zusammensetzt, einzuberufen und binnen 
Jahresfrist einen Plan zur Reform' des 
österreich ischen Hochschulwesens auszu
arbeiten. 

Meine Damen und Herren! Durch die 
dringliche Anfrage an den Herrn Unte1'I'ichts
minister ist dieser Antrag ja bereits vor
bereitet worden. Ich freue mich deshalb 
besonders darüber, diesen gemeinsamen Antrag 
beider Fraktionen einbringen zu können, weil 
damit dokumentiert wird, daß sich Regierungs
partei und Oppositionspartei zum Wohl unseres 
Landes zu gemeinsamen Aktionen. finden 
können. 

Wenn wir von der Opposition hier oft die 
Regierung kritisieren und hart kritisieren, 
so dürfen Sie das nicht als Bosheitsakt auf
fassen, sondern als Ausdruck ein4}r echten 
Besorgnis um das Wohl unseres Landes. 
Meine Damen und Herren! Ich ersuche Sie, 
auch meine folgenden Ausführungen, die ich 
als sogenannter "Besa", wie mich der Herr 
Kollege Pitschmann gestern genannt hat, 
machen werde, dahin gehend zu verstehen, 
daß sie eben Ausdruck einer Besorgnis sind, 
daß in unserem Lande etwas weitergeht und 
daß in unserem Land die Regierung so funk. 
tioniert, wie wir es uns vorstellen. 

Herr Minister Piffl-Percevi6 hat einmal in 
einer Rede gesagt, es sollen sich um das 
Zustandekommen der Studiengesetze keine 
Legenden bilden. Obwohl die Inaktivität 
unserer Unterrichtsverwaltung bereits legendär 
ist (Bundesrat Bürkle: Das ist eine bösartige 
Behauptung, 80nst ga·, niohts 1 - Bundesrat 
DDr. Pi t sohman n: Schon wi eder "be8" I), muß 
ich dem Herrn Minister in diesem Punkt 
recht geben: Es sollen sich um das Zustande
kommen von Gesetzen wirklich keine Legenden 
bilden. Dazu möchte ich auch selbst gerne 
beitragen und die Gelegenheit benützen, einige 
Legenden, die inzwischen verbreitet wurden, 
zu widerlegen. Ich kann das ja nicht nur 
auf Grund der Aktenkenntnis tun, sondern 
auch aus eigener Erfahrung und aus eigener 
Anschauung. Wie der Herr Minister Piffl 
weiß, war ich seit Beginn der Verhandlungen 
mittelbar daran beteiligt, selbstverständlich 
bei den Schulfragen wie auch bei den Hoch
schulfragen. Ich kann daher sagen, wie es 
überhaupt zu diesen Verhandlungen gekommen 
ist. 

Wieso hat sich die Unterrichtsverwaltung 
überhaupt bereit gefunden, nach Jahren der 
Inaktivität Verhandlungen aufzunehmen 1 
Meine Damen und Herren! Ich übertreibe 
nicht, wenn ich sage, daß sie von uns Sozialisten 
dazu ver anlaßt worden ist ( ironische Heiterkeit 
bei der OVP - Bundesr at Bürkle: Natürlich! 
Nur!), gezwungen, meine Herren, jaf Weil 
wir aufgezeigt haben, daß die ÖVP-Kultur
politik unser Land in eine Kulturpleite hinein
führt. Die jetzige Schul- und Hochschul
misere ist ein Ausdruck, ist ein Höhepunkt 
dieser Kulturpleite. 
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So haben wir Sozialisten bereits im Herbst 
1960 eine große Plakat . . .  (Bunde.'Jrat Bürk l e: 
Immer fM t ins eigene Nest !) Bitte 1 Was 
sagen Sie � (Bundesrat DDr. Pits ch mann: 
Immer fes t in.'J eigene N M t  machen !) Aber 
meine Herren! Übertreiben Sie doch nicht! 
Wenn die Opposition der Regierung vorhält, 
welche Fehler sie macht, so ist das noch 
lange kein Beschmutzen des eigenen Nestes. 
- \Vir haben also im Herbst 1960 eine große 
Plakataktion gestartet. Sie werden sich viel
leicht daran erinnern. Bei dieser Plakataktion 
wurde festgestellt - 19601 -: ,,15 Jahre 

ÖVP-Kulturpolitik = 15 Jahre Kulturpleite". 
Diese Feststellung ist dem damaligen Unter
richtsminister Dr. Drimmel so in die Glieder 
gefahren, daß er hier im Hohen Hause gesagt 
hat: Was soll dieser VorwurH Wir sind ja 
selbstverständlich bereit zum Verhandeln 1 
Das war der Anlaß zum Verhandeln. Nicht 
die Unterrichtsverwaltung ist von sich selbst 
aus aktiv geworden, sie mußte zum Ver
handeln veranlaßt werden. Diese Legende, 
meine Damen und Herren, daß die Unter
richtsverwaltung von sich aus zn Verhandlun
gen bereit gewesen wäre, hoffe ich damit 
widerlegt zu haben. Fragen Sie doch den 
Herrn Minister Dr. Drimmel, er wird Ihnen 
das bestätigen. 

Die Ergebnisse dieser Verhandlungen sind 
bekannt. Die Schulgesetze konnten verab
schiedet werden, ebenso das Studienbeihilfen
gesetz. Zu diesem Gesetz gibt es wieder eine 
Legende. Die ÖVP ist sehr stolz auf dieses 
Gesetz, verschweigt aber vollkommen, daß 
dieses Gesetz ja eigentlich auf einen Initiativ
antrag von sozialistischen Abgeordneten 
zurückgeht, und erst Monat,e spä.ter - wir 
haben diesen Initiativantrag im Oktober ein
gebracht -, im Dezember, hat die ÖVP 
ihren Initiativantrag im Parlament einge
bracht. Aber dieser Antrag der ÖVP war 
eigentlich völlig ungeeignet, das Studien
beihilfenproblem zu lösen. Es hieß nämlich 
dort wörtlich: Studienbeihilfen können nach 
Maßgabe der vorhandenen Mittel bei sozialer 
Bedfuftigkeit und gutem Studienerfolg unter 
Berücksichtigung der Gesamtpersönlichkeit ge
währt werden. 

Also so eine Kautschukbestimmung, eine 
Kann-Bestimmung, die angewendet wird, wenn 
genügend Mittel vorhanden sind' und wenn 
der Bewerber die geeignete Gesamtpersönlich
keit aufweist. 

In langen Diskussionen - in öffentlichen 
Forumdiskussionen - konnten wir Sozialisten 
unseren Standpunkt durchsetzen, daß bei 
Vorliegen einer sozialen Bedürftigkeit, die 
im Gesetz genau definiert wurde, und bei 
entsprechendem Studienerfolg ein Rechtsan-

spruch auf eine Studienbeihilfe besteht. So 
müssen wir feststellen, daß dieses Kernstück 
des Studienbeihilfengesetzes gegen den ur
sprünglichen Widerstand der ÖVP in dieses 
Gesetz hineingekommen ist. 

Durch die von den Sozialisten her beige
führ�e Verhandlungsbereitschaft der ÖVP kam 
es auch zu Gesprächen über die gesetzliche 
Regelung der Hochschulstudien. Auf Vor
schlag der Sozialisten sollte damals - vor 
sechs Jahren! - eine Kommission gebildet 
werden die Reformvorschläge ausarbeiten 
sollte. 

'
Ich weiß das deshalb so genau, weil 

ich von Seite der Sozialisten neben Professor 
Strasser aus Linz und Direktor Dr. Austeda 
vom Wiener Stadtschulrat für diese Kom
mission vorgesehen war. Doch de(damalige 
Unterrichtsminister Dr. Drimmel mußte den 
Sozialisten mitteilen, daß die Bundespartei
leitung derÖVP der Bildung einer solchen 
Kommission nicht zustimmt. Wenn Sie das 
nicht glauben, dann fragen Sie den Herrn 
Dr. Drimmel. Vor sechs Jahren, meine Damen 
und Herren, hätte bereits eine Kommission 
zur Ausarbeitung von Vorschlägen für eine 
Reform des Hochschulstudiums arbeiten 
können. Die ÖVP war dagegen. Inzwischen 
sind viele Jahre vergangen, nutzlos vergangen, 
und die Situation an unseren Hochschulen 
ist seither nicht besser geworden. 

Als Herr Minister Piffl das Unterrichts
ressort übernahm, fand er bereits Vorarbeiten 
zum Hochschul-Studiengesetz vor, Vorarbeiten, 
die damals schon recht weit gediehen waren. 
Aber anstatt den zielführenden und raschen 
Weg seines Amtsvorgängers fortzusetzen, h�t 
der Herr Minister die Vereinbarungen, dIe 
bereits getroffen waren, negiert und :zu seiner 
persönlichen Beratung den sogenannten 
Raaeher Hochschulrat eingesetzt. Nun mußte 
dieser Rat die Arbeit wieder von vorne be
ginnen, wieder vergingen kostbare Jahre, 
und die Situation an unseren Hochschulen 
besserte sich noch immer nicht. Der Raaeher 
Hochschulrat konnte schließlich auch nichts 
anderes tun als auf die bereits vorliegenden 
Entwürfe zurückzugreifen. Aber Jahre sind 
dadurch sinnlos vertan worden. Nur deshalb, 
weil der rasche und zielführende Weg des 
Amtsvorgängers des Herrn Ministers Piffl 
nicht fortgesetzt ww·de. 

Aber endlich war es so weit, daß auch das 
Allgemeine Hochschul-Studiengesetz dem Par
lament vorgelegt werden konnte. Diesem 
Gesetz sollten sobald wie möglich die beson
deren Studiengesetze, die der Herr Minister 
ja in seiner Rede heute angeführt hat, folgen. 
Diese besonderen Studiengesctze sollen das 
Studium der einzelnen Fächer regeln. Sie 
sollen den allgemeinen Bestimmungen des 
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Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes da
durch erst einen konkreten Inhalt geben. 
Erst dann kann man nämlich von einer 
echten Reform des Hochschulstudiums spre
chen, wenn die besonderen Hochschulstudien
gesetze vorliegen. Mit Ausnahme - wie es 
der Herr Minister ja bereits gesagt hat -
der sieben besonderen Studiengesetze für die 
Linzer Hochschule ist seit zwei Jahren kein 
einziges besonderes Studiengesetz dem Parla
ment zur Beratung vorgelegt worden. Der 
Herr Minister hat heute gesagt, sie seien 
schon sehr weit gediehen. Aber meiner Meinung 
nach wären zwei Jahre lang genug gewesen, 
mehrere besondere Studiengesetze bereits ab
zuschließen, und da, meine Damen und 
Herren, darf es niemanden wundern, daß die 
Opposition der Unterrichtsverwaltung Inakti
vität vorwirft. Da wundert es uns nicht, 
wenn die Studenten ungeduldig werden, auf 
die Straße ziehen und demonstrieren, damit 
auf dem Hochschulsektot endlich etwas weiter
geht. Mich wundert es nur, daß die Studenten 
so lange gewartet haben. 

Jetzt, meine Damen und Herren, haben 
die Klubs des Parlaments die Initiative in 
den Fragen der Hochschulreform ergriffen. 
Nicht die Unterrichtsverwaltung, sondern die 
Parlamentsklubs 1 Die Unterrichtsverwaltung 
hat wieder nichts getan, außer dieser Hochschul
enquete zuzuhören. So ist es also zur Hoch
schulenquete der parlamentarischen Klubs 
gekommen, und dort wurde angeregt, wieder 
eine neue Kommission zur Hochschulreform 
ins Leben zu rufen. Wir Sozialisten begrüßen 
die Schaffung einer solchen Kommission. Wir 
hoffen sehr, daß es der Unterrichtsverwaltung 
möglich sein wird, dieser Kommission sohon 
ein Konzept - der Herr Minister hat es ja bereits 
angedeutet - oder einen Rohentwurf vor
zulegen. Wir erblicken in der Schaffung 
einer solchen Kommission nicht einen Schritt, 
der ein brennendes Problem wieder auf die 
lange Bank schiebt, im Gegenteil, diese Kom
mission soll die Tätigkeit der Unterrichts
verwaltung etwas aktivieren. Sie wird Vor
lagen, Vorschläge, Entwürfe auch von seiten 
d13r Unterrichtsverwaltung zu verlangen haben, 
sie wird darauf dringen, daß die ausgearbeiteten 
Vorschläge von der Unterrichtsverwaltung 
80 rasch wie möglich in eine legistisohe Form 
gebracht werden und daß diese Entwürfe 
so rasch wie möglich dem Parlament zugeleitet 
werden. 

Leider sind wir duroh die Saumseligkeit 
- das ZU sagen, kann ich mir nicht ersparen -
der Unterrichtsverwaltung schon sehr spät 
daran. Wie wichtig wäre es zum Beispiel 
gewesen, die Ausbildung der Lehrer an den 
allgemeinbildenden höheren Sohulen schon 

vor Jahren zu regeln. Es wäre dadurch 
möglich gewesen, den Lehrermangel entspre. 
chend zu mildern. Denn es ist heute so, daß 
die Ausbildung für das Lehramt im Durch. 
schnitt zehn, zwölf Semester dauert. In Wirk
lichkeit sollte sie in acht Semestern absolviert 
werden. Aber das ist jetzt auch nicht einmal 
mehr theoretisch möglich. Auch das wegen 
eines Versäumnisses der Unterrichtsverwaltung. 
Sie hat sich nämlich als Aufsichtsbehörde 
gar nicht darum gekümmert, daß einzelne 
Professoren an den Hochschulen die Pflicht
kolloquien füt Lehramtskandidaten ohne 
gesetzliche Grundlage, einfach willkürlich ver
mehrt haben. Ich kenne etliche Fälle, Herr Mi
nister, wo Professoren solche Anordnungen tra
fen. - In der Lehramtsprüfungsordnung ist fest
gelegt, daß der Lehramtskandidat diese Pflioht
übung absolvieren muß, der Professor sagt 
aber ohne gesetzliche Regelung: Wenn 
Sie bei mir diese Pflichtübung inskribieren 
wollen, müssen Sie vorher meine Vorlesung 
gehört und kolloquiert haben. In einigen 
Fällen hieß es sogar: mit mindestens gutem 
Erfolg. Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen 
die Namen solcher Professoren nennen. Hier 
hätte das Unterrichtsministerium schon lange 
die Möglichkeit gehabt, regelnd einzugreifen 
und seiner Pflicht nachzukommen. 

Meine Damen und Herren! Seit 1962, 
seit der Verabsohiedung der Schulgesetze, 
wußte die Unterrichtsverwaltung, welche 
Situation sich an den höheren Schulen ergeben 
wird. Seit dem OEOD-Bericht mußte die 
Unterrichtsverwaltung die Situation besonders 
genau nehmen. Es ist mir daher unverständ
lich, daß die Ausbildung für das Lehramt 
an den höheren Schulen nicht schon lange 
geregelt wurde, um dem drohenden Lehrer
mangel zu begegnen. 

Meine Damen und Herren! Wir hoffen, daß 
durch die zu gründende Hoohschulkommission, 
die wir heute beantragen, etwas Leben in die 
Unterrichtsverwaltung kommt, daß ein fri ... 
scher Wind unSere Bemühungen vorwärts 
bringt, denn bisher zeigte die Unterrichts
verwaltung meiner Meinung naoh eine so auf
fallende Inaktivität, daß man sich oft des Ein· 
druoks nicht erwehren kann, daß dieses Ressort 
die bisherigen Errungenschaften der Sohul
und Hoohschulgesetze wieder rückgängig ma
ohen will. (Bunde8rat Bürkle: Da8 i8t eine 
Ungehörigkeit, 80 etwas zu sagen! Da8 ist 
allerhand!) Das ist eine Tatsaohe, das bemerken 
wir doch immer, das bemerken wir dooh bei 
der Klassenschülerzahl, meine Herren! Genau 
bemerken wir das I (Bundesrat Schreiner: 
Das ist der Bildung81Wtstand des Herrn Skotton !) 
Die Errungenschaften Bollen wieder zurück
gedreht werden !Warum hat man nioht Vorsorge 
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getroffen 1 Seit 1962 weiß man haargenau, 
welche Situation eintreten wird. Nichts hat 
man gemacht, oder zumindest zuwenig hat man 
gemacht. Und das ist das Verschulden der 
monocoloren Regierung! 

Hoffen wir aber, meine Damen und Herren, 
daß mit der Gründung einer Hochschulkom
mission eine Wendung zum Besseren eintritt. 

Hoffen wir, daß dadurch die Unterrichts
verwaltung aktiviert wird und damit ein echter 
Fortschritt bei der Modernisierung unseres 
Hochschulwesens erreicht wird. 

Meine Damen und Herren! Das sind die Wün
sche, die wir Sozialisten dieser Kommission mit 
auf den Weg geben wollen. (Beifall bei der 
SpO.) 

Vorsitzender: Der vom Herrn Bundesrat 
Dr. Skotton gemeinsam mit Herrn Bundesrat 
Hofmann-Wellenhof und Genossen einge
brachte Antrag ist genügend unterstützt und 
steht auch hier als Verhandlungsgegenstand 
zur Debatte. 

Nächster Redner ist Herr Bundesrat Hof
mann· Wellenhof. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Hofmann-Weßenhof (ÖVP): Ho. 
her Bundesrat! Herr Minister I Meine Damen 
und Herren! Herr Dr. Skotton und meine 
Wenigkeit hatten die Ehre, an der heute schon 
mehrfach erwähnten Enquete teilzunehmen. 
Ich glaubte, daß es Aufgabe der beiden Redner 
zu Anfrage und Antrag sei, dem Hohen Bundes
rat etwas vom Geist dieser Enquete 
zu vermitteln. Ich werde mir erlauben, 
das zu versuchen, zumal der Herr Vorredner 
mir diesbezüglich allergrößten Spielraum ge
lassen hat. (Heiterkeit bei der (j Y P.) 

Ich möchte hier nicht auf irgendwelche Prio
ritätsstreitigkeiten eingehen, ich möchte Ihnen 
auch nicht darin folgen, daß ein Plakat die 
Bildungssituation in Österreich wirklich nach
drückliehst boeinflussen konnte. Ich möohte 
aber doch einen Satz herausgreifen: 
daß die Inaktivität der Unterrichtsverwaltung 
die Studenten auf die Straße getrieben habe. Das 
müßte also dann eine mindestens europäische, 
wenn nioht eine Welt erscheinung sein, daß 
sämtliche Unterrichtsverwaltungen aller 
Länder inaktiv werden und die Jugend auf 
die Straße geht r ( Heiterkeit und lebhafter Beifall 
bei der OYP. - Bundesrat Dr. Skot t o n :  
Sie sind es dock 1 Warum sind denn die Studenten 
in Pari8 auf die Straße gegangen ?) Nein, ver
ehrter Herr Dr. Skotton, Sie unterschätzen 
da unsere Jugend und die Jugend aller Länder 
bedeutend, und ich werde gerade an Hand 
dieser Enquete darzulegen versuchen, daß die 
Jugend andere Beweggründe hat, viel inner
liohere, die von einer Unterrichtsverwaltung 
wirklich nicht BO leicht zu steuern sind, die 

wahrscheinlich überhaupt nicht zu steuern 
sind. Man kann doch nicht einfach pauschal 
sagen: Es sind nur Versäumnisse begangen wor· 
den, und jetzt muß etwas Leben und frischer 
Wind hineinkommen! - Das sind ja sehr leicht 
zu erteilende Ratsohläge. (Bundesrat H ella 
H anzlik :  Sagen Sie doch gleich : Alles ist 
wunderbar bei uns !) Wir sehen dooh im Land, 
verehrte gnädige Frau: überall gibt es neue 
Mittelschulen, es sind Hoohschulen gegründet 
worden. . Es ist doch was geschehen (Bundes
rat Dr. Sko t t on :  Zuwenig I) in der Zeit der 
gemeinsamen Regierung, in den letzten zwei 
Jahren natürlich auch. Daß nicht überall ge
nug geschehen kann, dem sei nicht widerspro
chen, aber das ist ja schließlich auch noch ein 
finanzielles Problem. 

Nun möchte ich aber wirklich zur Enquete 
kommen und betonen- ich glaube, das ist nicht 
ganz zum Ausdruck gekommen -, daß alle 
drei Parteien an dieser Enquete gleichmäßig 
beteiligt waren, daß also neben Dr. Withalm 
und Dr. Pittermann auch Dr. van Tongel den 
Vorsitz führte und daß die gesamte Enquete 
ein Bild der Einigkeit bot. Ich muß das sagen, 
weil die Berichterstattung in der Presse 
und auch im Rundfunk und Fernsehen, glaube 
ich, ein nicht ganz klares Bild gegeben hat. 
Wenn ich nur zitieren darf, was ich vor zwei 
oder drei Tagen in einem großen Wiener Blatt 
gelesen habe: Die Klubobmänner - wörtlich
von ÖVP und SPÖ, Dr. Withalm und Dr. Pit· 
termann, haben sich gestern geeinigt, am 
Donnerstag oder Freitag im Bundesrat eine 
dringliche Anfrage an Dr. Piffl zu richten. 

Das spricht dooh nicht für eine sehr gute 
Sachkenntnis eines solchen Berichterstatters. 
Ohne deshalb das Wort auf die Goldwaage 
legen zu wollen, muß man aber, da ja gerade 
wir von der Presse immer besonders sorgfältig 
kritisiert zu werden pflegen, schon sagen, daß 
das geschäftsordnungsmäßig nicht möglich ist, 
daß die Herren Dr. Withalm und Dr. Pit
termann - und wenn schon, gehört ja der 
Dr. van Tongel auch dazu - im Bundesrat 
Anfragen an den Herrn Unterrichtsminister 
richten. 

Bei der Berichterstattung im allgemeinen ist 
das Spektakuläre der Enquete, wenn ich dieses 
Modewort verwenden darf, gegenüber dem 
Sachlichen, Objektiven viel zu sehr heraus
gestellt worden. Sie war nicht spektakulär! 
Einige wenige der jungen Leute haben gewiß, 
wie das manchmal vorzukommen pflegt, man
ge1nde Umgangsformen mit persönlicher Note 
verwechselt, aber das war nioht das Tonange
bende. (Heiterkeit.) Stellt man aber in den 
Berichten das Spektakuläre heraus, dann 
bekommen diese Berichte einen ganz falschen 
Stil, und die Leute sind ganz falsch orientiert. 

613 
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Das ist eine gewisse Gefahr in der jetzigen 
Zeit und, ich möchte sagen, in der Welt. 
situation : daß Student gleichgesetzt wird 
mit Krawalliererei. Das wäre eine außer. 
ordentliche Gefahr ! Die Publizistik hat hier die 
Aufgabe, dem nicht aus Lust an der Sensation 
Vorschub zu leisten. Nochmals : Der Sach
verhalt war nicht spektakulär. Es waren 
67 Wortmeldungen, wenn ich mich recht 
erinnere, und nur eine ganz verschwindende 
Zahl bediente sich da eines gewissen spekta
kulären Auftretens. 

Und nun einige Gemeinsamkeiten aus dieser 
Enquete, die ich Ihnen, glaube ich, vortragen 
soll. 

Es ist von den jungen Leuten immer wieder 
betont worden, daß die Reformen, die sie vor
schlügen, eigentlich nichts kosten. Die jungen 
Leute sagten selbst, sie sähen die ange· 
spannte Finanzlage des Staates und sie wollten 
schon glauben, daß im Budget da wenig zu 
holen sei, aber was sie meinen und was sie 
wirklich bewege, das koste ja nichts. - Nun 
sind vermutlich gerade diese Reformen die 
sch wierigsten. Wenn es etwas kostet, kann 
man mit vielen Mühen vielleicht einmal diese 
Kosten aufbringen ; aber was nichts kostet -
wie der immer wieder angesprochene kolle. 
gialere Kontakt zwischen Lehrer und Studen· 
ten -, ja das läßt sich doch nicht gesetzlich 
regeln ! Das ist also eine' Reform, die, glaube 
ich, ganz besonders schwierig zu bewerkstelli. 
gen sein wird. 

Wenn Sie mir eine persönliche Bemerkung 
gestatten : Ich muß da den Studenten recht 
geben. Aus meinem eigenen Leben weiß ich, 
daß sich so eine gewisse Staffelung des Päda
gogischen hier vollzieht, daß etwa in der Er
innerung der Volksschullehrer der beste Päda
goge ist, der Mittelschullehrer ist in der Mitte, 
und der Hochschullehrer ist überhaupt kein 
Pädagoge mehr, sondern geht ganz in seinem 
Fach auf. 

Die jungen Leute haben das in der Weise 
betont, daß sie sagten, sie wollten nicht mehr 
diese gewisse - wie sie sich ausdrückten -
paternale, also väterliche Autorität, sondern 
sie strebten die fratemale Autorität an . Nun 
läßt sich auch das nicht dekretieren. Ich denke 
da wieder an den ganz kleinen Kreis des 
Familienlebens, wo man auch seinen Kindern 
gegenüber nicht immer mit der paternalen 
Autorität auftrumpfen möchte, sondern sich 
gerne einer fraternalen, einer brüderlichen, 
geschwisterlichen Autorität bedient. Ja, die ist 
schon möglich, aber die Voraussetzung, möchte 
ich sagen, ist eine in der Tiefe wirkende un
sichtbare paternale Autorität, die man da gar 
nicht gebraucht und mit der man dann zur 
höheren Form dieser geschwisterlichen Autori
tät übergehen kann. 

Ich glaube also, es ist keine Auflehnung gegen 
die Autorität an sich bei den jungen Leuten zU 
fühlen, sondern nur eine Auflehnung gegen eine 
falsche oder manchmal angemaßte Autorität. 
Ja im Gegenteil : Es ist oft ein Suchen nach 
echter Autorität bewußt oder unbewußt in 
diesen jungen Menschen lebendig . .  

Ich habe hier ein ganz kurzes Zitat aus den 
"Schriften des Waldschulmeisters" von Peter 
Rosegger herausgeschrieben, um Ihnen zu 
zeigen, daß die Situation durchaus keine ein· 
malige ist, durchaus nicht begründet - es ist 
ein Schlagwort - in der noch nicht vollzo
genen Entwicklung des Menschen in der zweiten 
industriellen Revolution. Ich werde dann ganz 
kurz darauf zu sprechen kommen. 

Rosegger schreibt in den "Schriften des 
Waldschulmeisters" - 1875 kam dieses Buch 
heraus, er war also damals 33 Jahre alt, 
wahrscheinlich hat er es etwas früher geschrie. 
ben, man kann also sagen, vor rund 100 Jah· 
ren - :  

"Ein weit schwereres Amt als die Schul· 
angelegenheiten und eine weit größere Pflicht 
ist mir die Überwachung der geistigen Gesund. 
heit der mir Anvertrauten. Klugheit und für 
ihren eigenen Vorteil zu denken und zu han
deln, lernen sie leicht ; aber sich dem Ganzen 
anzupassen, daß ihr Dasein mit jenem der 
Mitmenschen und jenem der Außenwelt im all
gemeinen stimme, dasfindet sich viel schwerer." 

Das ist doch genau dieses Pro bIom, um 
welches es in allen diesen Debatten und En. 
queten geht. Ja, das Lernen hat seine Schwie
rigkeiten, auch die Klugheit ;  die ist den Leuten 
beizubringen. Aber dieses Anpassen, das Ein· 
fügen in die Gemeinsamkeit hat schon Rosegger 
vor 100 Jahren als außerordentlich schwierig 
erachtet. 

Ich sagte früher, daß man immer wieder von 
einer U mänderung des Menschen in der soge
nannten zweiten industriellen Revolution 
spricht. Ich glaube aber im Gegenteil, daß die 
große Problematik immer dieselbe ist. Denken 
wir nur an die großen Lebensgefühle : die Mut
ter, die Heimat oder die Stunde der Demut vor 
dem . höchsten Willen, die für jeden Menschen 
kommt ! Es bleibt doch diese allgemein ver· 
bindende große menschliche Problematik stets 
dieselbe und ist von äußerer technischer oder 
soziologischer Entwicklung unabhängig. 

Wir vom Hohen Hause waren bei dieser 
Enquete bewußt Zuhörer. Es wurde nicht von 
uns in dieser Debatte der 67 Redner, mit Aus· 
nahme je eines Vertreters jeder Partei, gespro· 
ehen. Der Eindruck, den der Zuhörer als ein 
Ergebnis gewinnen konnte, scheint doch der 
gewesen zu sein, daß die ältere Generation 
nicht ihre Autorität abbauen, sondern daß sie 
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im Gegenteil mehr Mut zur eigenen Autorität Wir müssen den jungen Leuten daher sagen : 
wiedergewinnen müßte. Wendet den Ausdruok "Fachidiot" etwas vor-

Nach 1945 hat man mit Recht den staats- sichtiger an ! Beherzigt auch die Erkenntnis, 
bürgerlichen Kadavergehorsam in den Men- daß es auch Idioten ohne Fach gibt ! (Heiter. 
schen zu vernichten versucht, aber man hat keit.) 
vielfach dabei auch die Wurzeln der Autorität Noch etwas wurde auch immer wieder vor. 
mit herausgerissen. Das hat innere Folgen. gebracht : der Verlust von geistiger Substanz 
Das Generationsproblem ist doch bei Gott keine durch Abwanderung ins Ausland. Ich finde 
Erfindung des 20. Jahrhunderts. Ich glaube, diese Formulierung nicht sehr schön - Sie 
es ist zu allen Zeiten ein biologisches Problem wissen, daß es heutzutage sehr beliebt ist, toch. und kein gesellschaftliches, kein soziologisches nisch.mechanische Vorgänge auf den Menschen 
oder gar ein moralisches Phänomen gewesen. zu übertragen -, ich kann nicht wörtlich zi
Es ist eine sehr banale Formulierung, aber tieren, aber einer dieser jungen Menschen 
es kann gesagt werden, daß Sie das Generations- hat gesagt, die Universität in Wien habe 
problem im ganzen Haushalt der Natur finden, jedes Jahr einen Ausstoß von soundso 
nur mit dem Unterschied, daß es die Hirsche vielen Mittelschullehrern. - Das ist gräßlich ! 
mit dem Geweih machen und dem höher Damit ist der Mensch wirklich schon nur mohr 
organisierten Menschen andere lIittel ver- dem Produkt einer Maschine gleichgesetzt. 
liehen sind. (Beifall bei der Ö V P.) (Zwi8chenruJ bei der 8PÖ.) Am Schluß wird 

In dieser Debatte fiel auch immer wieder der fertige Mittelschullehrer nach einem ba
der Ausdruck ,;Fachidiot".  Dieser Ausdruck stimmten Ablauf, zu dem jeder seinen Griff 
scheint die jungen Leute sehr zu beschäftigen. dazugetan hat, fertig herausfliegen. Ich würde 
Unter "Fachidiot" meinen sie einen Menschen, diesem Sprachgebrauch nicht das Wort reden. 
der den Bliok für den Zusammenhang verloren In Hinblick auf diese Abwanderung ist auoh hat und nur mehr sein kleines Fachgebiet sieht, noch etwas anderes zu bedenken. Ein gleichder von wenigem sehr viel wei ß, was Kar! beliebtes Thema für die Studenten war das Farkas - ich darf ihn zitieren, weil er ja der europäischen Integration. Wenn man außerdem Professor ist (Heiterkeit) - zu den gesamt europäischen Raum wirklich als der köstlichen Formulierung steigerte : Die den einen sehen will, dann ist dieses Problem höchste Kapazität auf wissenschaftlicRem Ge- der Abwanderung auch nicht mehr so dringend. biet, meinte er, ist dann der, der von nix alles Es handelt sich mehr um Ab- und Zuwanweiß. (NeuerlicJte Heiterkeit.) Das ist in dieser derung, daß wir also wieder eine AnzieWeise ad absurdum geführt. hungskraft hätten., aber ein Austausch würde Lassen Sie mich aber trotzdem eine Lanze dann stattfinden. Man muß wahrsoheinlich in für diesen sogenannten Faohidioten brechen, anderen Kategorien denken und darf die noch denn wir sehen heute, daß die Anforderungen vorhandenen Grenzen nicht mehr als Zoll. in der Wissenschaft und in jedem anderen Le· grenzen sehen, sondern man darf sie überhaupt bensgebiet hinsiohtlich Spitzenleistungen so nicht mehr gelten lassen. (ZU8timmung.) hoch sind, daß sie wirklich zu einem gewissen . . . . 
Fachidiotismus führen. Ich denke beispiels- Dazu darf IC? Ih�en

. 
auch. elD klemes ZItat 

weise an Sportler, die auch nichts anderes mehr ,vorI�sen. - es 1st WIrklich �ICht sehr lang -:-' 
tun als - ich weiß nicht - acht Stunden im damIt SIe sehen, daß auch dIeses Problem keIn 
Tag ihrem Training, dem Sprung oder was im- �er�sterrei?hisches �roblem ist .

. 
Ich habe 

mer sie machen, zu obliegen. Auch sie sind mIr dles� Zlta� aus elDe�, 
"SchweIzer �resse� 

in dieser Art "Fachidioten". Etwas Ähnliches InformatIons-DIenst, Bern herausgeschrIeben. 
ist es auch in der spezialisierten Wissenschaft, E.s stammt aus dem M�i 1966, un� es behan?,-elt 
die einen Menschen so erfüllt, daß er nichts die Abwanderung wIssenschaftlicher Krafte 
anderes mehr sieht als sein kleines Fachgebiet, aus der Schweiz. Hier heißt es wörtlich : 
was die ganze Entwioklung der Gesellschaft in "Platzmangel und ungenügende Bildungs
technischer Hinsicht immer weiter erleichtert, möglichkeiten sind aber nur ein Teil des 
aber im Gesellschaftlichen immer mehr er� Problems. Tausende von jungen Leuten, welche 
schwert. Denken Sie nur, wie viele Ärzte die Möglichkeit und die Fähigkeit zur Weiter. 
heutzutage der Durchschnittsmensch braucht ! bildung besäßen, schlagen diesen Weg aus, der 
Ich will nicht sagen : Die Ärzte sind " Fach- Opfer an Zeit und Geld erfordert, und ziehen 
idioten" 1, aber sie sind Fachärzte. (Heiterkeit.) es vor, von der Hochkonjunktur zu profitieren 
Sie beherrschen jeweils nur ein kleines Gebiet. und schon in jungen Jahren gut zu verdienen. 
Oder nehmen Sie den Rechtsanwalt. Der ist Viele unserer bestausgewiesenen Teohniker und 
heute auch nicht mehr ein Allroundler, son- Wissenschafter gehen Jahr um Jahr ins Aus
dern da gibt es Spezialisten für Mietenrecht land, weil ihnen gewisse andere Länder größere 
und so weiter ; ich brauche das nicht auszu- Aufstiegsmöglichkeiten bieten. In dieser Hin
führen. sicht werden wir es nie mit den hohen Löhnen 
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und einflußreichen Posten der Mammutkon
zerne des Auslandes aufnehmen können. -
Ohne freiwilligen Opfergeist und Einsatz bei 
Menschen aller Stufen wird unsere Wirtschaft 
in der gegenwärtigen Konkurrenzphase bald 
weit zurückliegen. Und vor allem werden wir 
nie genügend Techniker und Ingenieure heran
bilden, die bereit sind, ein bis zwei Jahre in 
einem Entwicklungsland ihre Kenntnisse wei
terzugeben. Niemand kann diese Opfer be
fehlen. Das ist das Privileg und die Achilles
ferse der Demokratie. 

Wer aber die positiven Aufgaben und die 
Bestimmung seines Landes in der heutigen Welt 
klar aufzeigen kann, kann auch mit Hoffnung 
und Autorität an die Jugend seines Landes 
herantreten und Opfer von ihr fordern." 

Ich glaube, daß dieser Bericht aus der Schweiz 
ohne weiteres auch auf unsere geistige Situa
tion übertragbar ist. 

Zum Schluß möchte ich mich noch selu- kurz 
mit einem weiteren Schlagwort beschäftigen, 
und das ist das Schlagwort von den Etablierten 
oder von dem sogenannten E ,tablishment, ein 
jetzt besonders im Schwange befindliches 
Wort. Wer ist denn ein Etablierter ? Wir, die 
Politiker, saßen damals an der Längsfront, 
in der Mitte saßen die Journalisten, es kamen 
die Studenten, dann duroh einen Graben ge
trennt die Professoren, da war das RednerpuIt 
dazwischen, und dann die Assistenten und 
Dozenten. Nach diesem Sprachgebrauch wären 
wir vor allem die Erstetablierten, wie wir 
auoh immer in der Zeitung bezeichnet werden, 
die Professoren auch noch und die Dozenten 
wahrscheinlich, die Assistenten wären wohl 
schon Halbetablierte, und die Studenten wären 
danach offenbar gar nicht etabliert. Aber nein : 
das war durchaus nicht zu sehen. Das Wort 
" Frontverlauf" ist ein falsches Wort, weil 
dort kein Kriegszustand war . Wenn man es 
aber gebrauchen will, so muß man sagen, 
wie Sie erfahren haben werden, meine Damen 
und Herren, daß der "Frontverlauf" durchaus 
nicht 80 ging, daß hie Angehörige des Hohen 
Hauses und dort die akademische Jugend 
und ihre Lehrerschaft gestanden wären. Nein, 
nein, wir saßen wirklich als mehr oder weniger 
aufmerksame Zuhörer alle die sieben Stunden 
dort, aber die Front ging quer durch diese 
Reihen vor uns, wobei zu erkennen war, daß 
auch ein Student "etabliert" sein kann ; 
vermutlich waren sogar jene, die in diese En
quete kamen und dort das Wort ergriffen, 
jeweils von irgendeiner Organisation entsendet 
und daher in diesem Sprachgebrauch auch 
"Etablierte". loh weiß nicht, was sonst 
eigentlich dieses Wort "etabliert" zu bedeuten 
hätte. Immerhin war ein großer Teil der 
Studenten, der sich nicht durch die Vertreter 
dieser verschiedenen Organisationen repräsen-

tiert fühlen konnte, gar nicht da, wobei ich 
die teohnische Schwierigkeit durchaus erkenne : 
man kann keine Organisation der Unorgani
sierten konstruieren, das ist ein Unsinn f 

Es wurde auch von einem der Studenten
vertreter bemängelt, daß die Ausländer bei 
der Enquete nicht vertreten seien, es seien 
deren - ich kann es nioht kontrollieren -
20 Prozent ; ioh weiß nicht, ob das nur für 
Wien gilt oder für alle Hohen Schulen in 
Österreich. Man konnte doch bei aller Freude 
und aller Integrationsbereitschaft sagen, daß 
es nicht ganz einzusehen ist, daß das Thema 
einer österreichischen Hochschulreform aus
gerechnet von den ausländischen Gästen, die 
ja ganz andere Voraussetzungen mitbringen, 
diskutiert werden sollte. Abgesehen davon : 
Welche Gruppen hätte man denn dann ein
laden können 1 Die reichen doch von Skandi
na vien bis in den Nahen und Fernen Osten I 

Es wurde vom Herrn Bundesminister Dok
tor Pifß sehr riohtig bemerkt : Na ja, wenn 
schon keine Ausländer - wo war denn eine 
Studentin ? Österreichisohe Studentinnen gibt 
es noch viel · mehr als Ausländer an den öster
reichischen Hoohschulen. Die waren auch 
nicht in den Reihen dieser sich unetabliert 
fühlenden Etablierten vertreten. 

Das soll nicht die Veranstaltung abwerten. 
Im Gegenteil. Ich möchte sagen : In summa 
war diese Enquete außerordentlich erfreulich, 
denn sie brachte uns vor allem die eine Er
kenntnis : daß für die Jugend, für unsere heutige 
Jugend Lebensstandard allein zuwenig ist -
und das ist doch eigentlich ein erfreuliches 
Merkmal f 

Andererseits legte uns die Enquete auch 
nahe, mit Klischeevorstellungen aufzuräumen 
wie : daß die Jugend sachlich sei, daß sie nüch
tern sei. - Das ist nie wirkliche Jugend . 
Junge Leute können schon nüchtern und saoh
lich sein, aber dann sind sie nur nach Jahren 
jung, aber sie sind nicht die eigentliohe Jugend. 
Nein ! Wir brauchen gar nicht an die heute 
sehr moderne Romantik des Aussehens gerade 
jener Jugendlichen zu denken, die da behaupten, 
sie wären sachlioh. Aber das wirkliche Wesen 
der Jugend ist doch das, was man - wieder 
mit einem schrecklichen Modewort - Enga
gement nennt, nämlich sich für eine Sache 
itinzugeben ; ob sie nun gut oder schlecht ist, 
das zeigt sich ja meistens erst im Laufe der 
Geschichte. 

Ich möchte also mit einem Gruß an die 
Jugend schließen, auf die das Vaterland in 
Erwartung, aber auch mit einer gewissen lie
benden Sorge wartet. Lassen Sie mich das alles 
in einer völlig unakademischen, ja völlig un
wissenschaftlichen eigenen Erkenntnis, sozu
sagen in einer Haus- und Gebrauohsweisheit 
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zusammenfassen : Man wird mit der gegen
wärtigen, mit der jetzigen Jugend - wahr
scheinlich mit jeder Jugend - einen viel 
engeren Kontakt, eine viel bessere Verbindung 
haben, wenn man selbst möglichst selbst
kritisch der eigenen Jugend bis ins Alter hinein 
eingedenk bleibt. Dann sieht man immer wieder, 
daß die junge Generation selbstverständlich 
untrennbar mit uns verbunden ist. Es drängt 
sich sozusagen geradezu die alte Weise vom 
"Guten Kameraden" auf, und zwar nur diese 
eine Zeile. Was ist denn die Jugend 1 Doch 
nichts anderes, "als wär's ein Stück von mir" I 
(AnhaUender starker Beifall bei der ÖV P und 
Beifall bei der SP(j.) 

Vorsitzender : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur A b s t i m m u n g  
über den von den Bundesräten Dr. Skotton, 
Hofmann-Wellenhof und Genossen einge
brachten Entschließungsantrag, betreffend die 
Einsetzung einer Kommission im Bundes
ministerium für Unterricht zur Vorberatung 
und Ausarbeitung einer umfassenden Hoch
schulreform in Österreich. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesem Entschließungsantrag zustimmen, 
um ein Handzeichen. - Der Entschließungs
antrag ist damit e i n s t i m m i g  a n g en o m m e n. 

1. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 27. Juni 1968, betreffend ein Bundesgesetz 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Abgaben
rechtes und des Familienlastenausgleiches (103 

der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gehen in die T a g e s o r d
n u n g  ein und gelangen zum l .  Punkt : Maß
nahmen auf dem Gebiete des Abgabenrechtes 
und des Familienlastenausgleiches. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Habrin
ger. Ich bitte ihn zu referieren. 

Berichterstatter Habringer : , Hohes Haus I 
Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen dem Bund Mehreinnahmen 
pro Jahr von rund 3770 Millionen Schilling 
erschlossen werden, denen Mindereinnahmen 
von rund 45 Millionen Schilling beziehungs
weise ein Mehraufwand der Finanzverwaltung 
von rund 4 Mil1ionen Schilling gegenüberstehen. 
Darüber hinaus soll im Jahre 1969 lediglich die 
Hälfte des überschusses des Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen dem Reservefonds für 
Familienbeihilfen überwiesen werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständHche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 9. Juli 1968 in 
Verhandlung genommen. 

Der Antrag, Einspruch zu erheben, fand keine 
Mehrheit. Es ergab sich Stimmengleichheit, 
sodaß der Antrag als abgelehnt gilt. 

Im Sinne des § 24 Abs. I der Geschäftsord
nung wird daher über das Ergebnis der Ver
handlung im Finanzausschuß dieser Bericht 
erstattet. 

Vorsitzender : Ich danke dem Herrn Bericht
erstatter. Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort ist Herr Bundesrat Singer gemel
det. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Singer (SPÖ) : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren I Die Regierungspartei 
hat mit einer knappen Stimmenmehrheit 
nach einer Marathon-Sitzung des National
rates die Abgabengesetze und das Gesetz 
über den Familienlastenausgleich beschlossen. 
Damit soll nach den Beratungen hier im Bun
desrat das Budgetkonzept der Bundesregie
rung seine Realisierung erfahren, ein Budget
konzept, das nach sozialistischer Auffassung 
der österreichischen Bevölkerung schwere Be
lastungen auferlegt, in seiner Zielsetzung be
trächtliche protektionistische Züge aufweist 
und voraussichtlich keine echte und dauernde 
Sanierung bringen wird. 

Von den Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei wird behauptet, es gehe bei diesen 
Gesetzen um die Voraussetzungeu für einen 
geordneten Haushalt, für die Ordnung im 
Budget und um die Vorsorge für eine gesunde 
Volkswirtschaft. Diese Aussagen sind an sich 
richtig und sachlich berechtigt. 

Aber erlauben Sie, daß wir Sozialisten dazu 
die Frage stellen : Warum haben es die ver
antwortlichen Ressortminister der Regie
rungspartei in den vergangenen Jahren ver
säumt, diese an sich richtigen Budgetgrund
sätze zu vertreten und auch durchzusetzen 1 

Es wurden von uns ' Sozialisten wiederholt 
-0:'; auch in der Zeit der Koalition - Vorschläge 
für längerfristige Budget- und Wirtschafts
planungen erstattet. Ich erinnere an die 
Verhandlungen über den derzeit in Gelt.ung 
befindlichen Finanzausgleich und an die Be
ratungen zum 1. Abgabenänderungsgesetz. 

Die Länder-, Städte- und Gemeindevertreter 
der beiden großen politischen Parteien haben 
damals dem Finanzminister sehr konkrete 
Vorschläge für eine geordnete Finanzpolitik 
gemacht, Vorschläge, die sowohl die Interessen 
des Bundes berücksichtigten, aber auch den 
Bedürfnissen der Länder und Gemeinden 
Rechnung getragen hätten. 

Das Verhandlungsergebnis war sehr einseitig. 
Der Finanzminister , gestützt auf seine politische 
Mehrheit im Nationalrat, konnte die Auffas
sung seines Ministeriums erfolgreich, zum 
Nachteil der Länder und Gemeinden und der 
betroffenen Bevölkerung, durchsetzen. 

Es hat auch in der Vergangenheit Rezessionen 
und schwierige Budgetsituationen gegeben. 
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Ing. Raab versuchte im Jahre 1959 einen 
Ausweg und wollte einem Sozialisten die 
Staatsfinanzen anvertrauen. Der organisierte 
Proteststurm der Industriellenvereinigung und 
die Telegrammaktion der Bundeshandelskam
mer verhinderten diese gewiß nicht unüber
legte Absicht des damaligen Bundeskanzlers 
Ing. Raab. Das Festhalten an der geübten 
konservativen Finanzpolitik, die Ablehnung 
sozialistischer Planungsvorschläge hatten zur 
Folge, daß schon in den Jahren 1964, 1966 und 
1967 wieder Rückschläge eintraten. 

Ist es nicht ein Alarmzeichen, wenn inner
halb eines Jahrzehntes die österreichische 
Finanz-, Steuer- und Wirtschaftspolitik dreimal 
in Unordnung gerät, Rezessionen auftreten, 
die zu ernsten politischen Auseinandersetzungen 
führen, die nicht nur im Parlament ausge
tragen werden, sondern ihren heftigen und für 
unsere Demokratie nicht ungefährlichen Nie
derschlag in den Interessenorganisationen fin
den 1 

Die jüngsten Ereignisse im Ausland können 
da für uns in Österreich ein lehrreicher An
schauungsunterricht sein ; wie überhaupt die 
politische Geschichte der letzten 50 Jahre 
jeden Einsichtigen lehren muß, daß man auf die 
Dauer nicht einseitig gegen die Mehrheit der 
Bevölkerung regieren kann. 

Die ÖsteiTeichische Volkspartei war im 
Jahre 1966 der Meinung, in Österreich ohne uns 
Sozialisten regieren zu können. Ihre politische 
Führung schlug die Warnungen aus dem ei
genen Lager in den Wind. Dr. Klaus bildete 
die Alleinregierung mit dem Ziel - natürlich 
verständlich -, den sozialistischen Einfluß in 
vielen Bereichen unseres öffentlichen Lebens 
auszuschalten und der Öffentlichkeit konser
vative Politik monocolor zu präsentieren. 
Das Ergebnis der zweijährigen Regierungs
tätigkeit liegt nunmehr vor : allgemeine Unzu
friedenheit und nicht zu überhörende Ableh
nung von Seite der Betroffenen. 

Der Hauptredner der Österreichischen Volks
partei, Abgeordneter Machunze, versuchte 
im Nationalrat, die Politik der Bundesregie
rung und des Finanzministers zu verteidigen. 
Er meinte, es seien Opfer von allen Öster
reichern für alle Österreicher zu erbringen. 
Er begründete diesen Ausspruch mit der harten 
Notwendigkeit, Maßnahmen gegen die der
zeitigen Schwierigkeiten zu ergreifen, die auf 
Ursachen in der Vergangenheit zurückzuführen 
sind. 

Meine Damen und Herren ! Auf die l\Ieinung, 
alle Österreicher sollen für alle Österreicher 
Opfer bringen, verzichte ich einzugehen. Die
ser Ausdruck ist offensichtlich ein Schlagwort, 
und ich möchte es nicht als ernstes und sach
liches Diskussionsargument gelten lassen. Die 

weiteren Feststellungen des Abgeordneten 
Machunze erfordern sehr wohl eine sozialisti
sche Darstellung und in einigen Punkten auch 
eine Richtigstellung. 

Abgeordneter Machunze erklärte : "Es gibt 
vier Ursachen für die Schwierigkeiten : 

1. In den Jahren 1966/67 brach eine Rezession 
über uns herein, mit der niemand rechnen 
konnte . . .  

2. Die Rezession führte zu einer Verminde
rung der Staatseinnahmen, daher stiegen die 
Ausgaben ungleich stärker als die Einnahmen. 

3. Die Einnahmenschätzung - die für das 
kommende Jahr jeweils bereits im Sommer 
erfolgen muß - war zu optimistisch ; . . .  

4. Nicht immer wurden in den vergangenen 
Jahren die Mittel nach dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Spar
samkeit" - das sind die üblichen Budget
grundsätze .,...... "ausgegeben." 

Wir Sozialisten vertreten im Gegensatz dazu 
die Meinung, daß die Wirtschaft ein vielschichti
ger Prozeß ist, der zu beeinflussen und steuer
bar ist. Die Rezession brach nicht wie eine 
Naturkatastrophe über uns herein. Es wäre 
Aufgabe der Bundesregierung gewesen, die 
wirtschaftliche Entwicklung im In- und Aus
land genau zu registrieren und durch ent
sprechende Fachexpertenrechtzeitig Vorsohläge 
ausarbeiten zu lassen und danach zielführende 
Maßnahmen durchzuführen. Statt dessen kam 
es 1966 zu den sogenannten Wachstumsgeset
zen und in der Folge zur kleinen und zur 
großen " Einkommensteuerreform " in den J ah
ren 1966 und 1967. 

Diese damaligen Steuermaßnahmen er
brachten dem Bund 2621 Millionen Schilling 
und den übrigen Gebietskörperschaften 
2167 Millionen Schilling Mindereinnahmen. Der 
Ge3amtverlust betrug 4788 Millionen Schilling. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang daran 
erinnern, daß die sozialistischen Abgeordneten 
in beiden Häusern, der Österreichische Ge
werkschaftsbund, der Österreichische Arbeiter
kammertag, der Städte- und der Gemeinde
bund sich damals sachlich gegen den steuer
lichen Protektionismus aussprachen, gerade in 
Ansehung der Rezession. 

Statt nun sachlich darauf einzugehen, be
zichtigt man uns Sozialisten in Bausch und 
Bogen der sturen Opposition und verlangt 
konstruktive Alternativen. Ich erlaube mir, 
hier auch eine andere Auffassung zu ver
treten. 

Wir Sozialisten - ich glaube, das ist unbe
streitbar - vertreten die Interessen von Mil
lionen unselbständiger und selbständiger Er
werbstätiger in Österreich. (Bunde8rat Doktor 
He ger :  Aber nicht allein !) Ich habe nur erklärt : 
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Wir vertreten die Millionen ! Mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung lebt und arbeitet in 
von Sozialisten verwalteten Städten und Ge
meinden. Die sozialistischen Landespolitiker 
sind verfassungstreue Föderalisten ; wir haben 
das wiederholt zum Ausdruck gebracht. Ich 
frage : Ist diese Arbeit und Leistung für Öster
reich zur Erhaltung des wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Friedens nicht jene 
höhere Alternative, die in ihrer staatsver
antwortlichen Gesinnung der Bundesregierung 
erst die Möglichkeit gibt, ihre Politik zu ver
suchen und durchzusetzen 1 !  Die parlamen
tarischen Alternativen werden von uns Sozia
listen zum richtigen Zeitpunkt dem österreichi
schen Volk selbst zur Entscheidung vorgelegt 
werden. 

Die durch die Rezession verminderten Staats
einnahmen und die vom früheren Finanzmini
ster zu optimistisoh geschätzten Steuereingänge 
führten zur gegenwärtigen Situation, die des
halb ernst genug ist, weil sie in ihren weiteren 
Auswirkungen die Konsumfähigkeit unserer 
Bevölkerung und die Kaufkraft des Sohillings 
beeinflussen werden. 

Wir Sozialisten müssen in Sorge um unsere 
volkswirtschaftliche Stabilität, um die Ordnung 
im Staatshaushalt und um die dringend durch
zuführenden strukturpolitischen Entscheidun
gen verlangen, daß die Bundesregierung und 
der Finanzminister die Öffentlichkeit zeit
gerecht und dauernd über die wirtschaftliche 
und finanzielle Situation informieren. Das zu 
erwartende Milliardendefizit kann nicht durch 
beschwichtigende Erklärungen und propagan
distische Abschwächungsversuche bedeckt wer
den. Budgetklarheit und Budgetwahrheit sind 
daher das oberste Gebot zur Wiederherstellung 
des Vertrauens in die österreichische Finanz
politik. 

reich, aufzuzeigen, wieso es dazu gekommen ist, 
daß wir heute besser leben, und welohe Bevöl
kerungsgruppen dabei besondere Leistungen 
erbraoht haben ! 

Meine Damen und Herren ! Gestatten Sie mir, 
daß ioh als Ländervertreter und Kommunal
funktionär den Gegenstand unserer heutigen 
Beratungen auch von dieser Seite her beleuchte, 
mich mit der Problematik des neuen Gesetzes 
vom Standpunkt der Länder und der Gemein
den beschäftige und daß ich darauf eingehe, 
welche Bedeutung diesen Maßnahmen der 
Regierung im Hinbliok auch auf das System 
unseres Finanzausgleiches zukommt. 

Anläßlich der Beratung des Finanzausgleichs
gesetzes 1967 habe ich im Bundesrat die Hoff
nung ausgesproohen, daß der § 6 des Finanz
ausgleichsgesetzes nicht nur als eine Form
vorschrift betrachtet werde, sondern daß sich 
die zuständigen Stellen des Bundes bemühen 
sollen, die neu gefaßte Bestimmung - "Schutz
klausei " genannt - in einem Geiste zu erfüllen, 
in welchem sie zweifellos der Nationalrat und 
der Bundesrat erfüllt sehen wollen. Ich muß 
leider feststellen, daß sich beim vorliegenden 
Gesetzentwurf meine Hoffnungen nicht erfüllt 
haben. 

Es bedurfte erst der Vorstellungen der Lan
desfinanzreferenten und der Gemeindever
bände - Städtebund und Gemeindebund -, 
dem Finanzministerium nahezubringen, daß 
die umfassenden und wesentlichen Änderungen 
des Steuergefüges, wie sie das zweite Steuer
änderungsgesetz mit sich bringt, sehr wesent
liche steuerpolitische Maßnahmen sind, die den 
Bund verpflichten, Verhandlungen mit den 
anderen Gebietskörperschaften zu führen. Alle 
vorgesehenen steuerlichen Maßnahmen sind 
geeignet, das Steueraufkommen der Bundes
länder und der Gemeinden zu vermindern 

Wir Sozialisten müssen einem weiteren Ein- oder sich auf Anteile der Länder und Gemein
wand entgegentreten : Die Koalitionsregierung den an den gemeinschaftlichen Abgaben nega
habe seinerzeit nicht immer eine Politik der tiv auszuwirken. Ich könnte hier auf Grund 
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Spar- mir vorliegender Statistiken aufzeigen, welche 
samkeit verfolgt. Es wird dabei oft das häß- einzelnen Auswirkungen zu erwarten sind. 
liehe Wort "Gefälligkeitsdemokratie" ver- Ich möchte versuchen, in Kürze auf die wich-
wendet. tigsten Fragen einzugehen. 

Haben diese oberflächlichen Kritiker ver.. Wenn zu erwarten ist, daß den Ländern und 
gessen, daß das System der Auseinanderset- Gemeinden aus dem 1. Abgabenänderungs
zung innerhalb der Bundesregierung zur über- gesetz von insgesamt rund 1 ,5 Milliarden 
windung der Interessengegensätze unserer Re- Schilling wenigstens rund 302 Millionen Schil .. 
publik sohwere Konflikte ersparte � Ist das ling zufließen, so sah der Entwurf für das 
Bemühen um die Steigerung des Volks- 2. Abgabenänderungsgesetz überhaupt nur 
einkommens in Anpassung an die volkswirt- Sonderabgaben zugunsten des Bundes vor. 
sohaftliche Entwioklung und damit die Forde- Dieses einseitige Vorgehen des Bundes bringt 
rung nach einer sozial gereohten Verteilung wesentliche Veränderungen im gesamten Fi
Gefälligkeit oder gesellschaftliohe Notwendig- nanzausgleich mit sich. Es werden Steuer
keit 1 !  Man möge doch aufhören, der Bevölke- quellen, die für alle Gebietskörpersohaften 
rung vorzurechnen, wie hoch der gegenwärtige - wie Länder und Gemeinden - vorgesehen 
Lebensstandard sei. Es wäre besser für Öster- I sind, ausschließlioh für den Bund in Anspruch 
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genommen, wenn man von den sehr beschei
denen Anteilen an der Sonderabgabe von alko
holischen Getränken absieht. 

Der Grundsatz des Finanz-Verfassungsgeset
zes, wonach die Besteuerungsrechte und Abga
benerträge zwischen dem Bund, den Ländern 
und den Gemeinden unter anderem in über
einstimmung mit der Verteilung der Lasten 
der öffentlichen Verwaltung zu erfolgen haben, 
wurde damit ernstlich verletzt. Die Belastun
gen seit dem Inkrafttreten des Finanzausgleichs
gesetzes 1967 haben nicht nur den Bund, son
dern ebenso die Länder und Gemeinden ge
troffen. Der Bund hat es wieder durchsetzen 
können - die beabsichtigten Maßnahmen 
beweisen es -, daß die entstandenen Ausfälle 
vollkommen von den Ländern und Gemeinden 
getragen werden müssen, während der Bund 
sich zusätzliche Einnahmen sichern konnte. 
Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf bringen 
die Abgabenerhöhungen dem Bund rund 
3770 Millionen Schilling, womit nicht nur das 
frühere Manko ausgeglichen wird, sondern 
nooh Mehreinnahmen des Bundes von 2331 Mil
lionen Schilling erzielt werden. Den Ländern 
und Gemeinden bleibt aus dieser Steuer
politik ein Verlust von 1865 Millionen Schilling 
zu tragen. 

Wenn auch in den Verhandlungen der Länder 
und Gemeinden mit dem Bund eine Auf teilung 
der Sonderabgabe von den alkoholischen Ge
tränken im Verhältnis 72 : 14 : 14 erreicht 
wurde, bedeutet das für die Länder und Gemein
den ein sehr geringes Plus von 186 Millionen 
Sohilling ; also nur ein Zehntel des Verlustes 
überhaupt. 

Es wurde im Zusammenhang mit diesen Be
ratungen von einer Schicksalsgemeinschaft zwi
schen Bund, Ländern und Gemeinden gespro
chen. Nach dieser Steuerregelung kann davon 
kaum mehr eine Rede sein. Vom Standpunkt 
des Finanzausgleiohes aus erinnert die derzeitige 
Praxis sehr an die vergangene Zeit, in der man 
von den Ländern und Gemeinden ein Notopfer 
verlangte - und wir wollten gerne diese Zeit 
als vergangen ansehen. Der Bund hat sich 
damals Vorzugsanteile an den gemeinsohaft
lichen Abgaben gesichert, die Länder und 
Gemeinden sind damit auch nicht in entsprechen
der Weise an den Steuern beteiligt worden. 

Dieselben Gründe, die der Bund als Motiv 
für die waohsenden Budgetabgänge anführt, 
nämlich Steigen des Sozialaufwandes, des 
Schulaufwandes und des Personalaufwandes, 
treffen in dem gleichen Ausmaß die Länder 
und Gemeinden, am härtesten sicherlich aber 
die Gemeinden, die die geringsten Möglichkeiten 
eines Ausweiohens oder Ausgleiohens innerhalb 
ihrer voll ausgelasteten Haushalte haben. 

Ich möchte auf dem Gebiet des Sozialwesens 
auf zwei Aufgaben verweisen : auf die Fürsorge
lasten und die nooh immer nicht behobene 
drüokende Last der spitalerhaltenden Gemein
den. Gleichlaufend mit der Rentendynamik hat 
sich auoh eine Art Dynamik bei den Fürsorge
richtsätzen entwiokelt. Es ist immer so : 
Wenn das ASVG. in Anpassung an die Ände
rung der Lebensverhältnisse novelliert wird, 
werden die Fürsorgeunterstützungen an die 
jeweils gestiegenen Lebenshaltungskosten an
gepaßt, ein entsprechender Ausgleich oder eine 
Vergütung findet aber für die betroffenen Ge
meinden oder Verbände nicht statt. 

Das Problem der spitalerhaltenden Gemein
den und Rechtsträger wird leider seit Jahren 
nur diskutiert, Lösungen wurden versprochen, 
sie sind bisher jedoch in keiner Weise getroffen 
worden. Der Eindruok bei den betroffenen 
Rechtsträgern ist der, daß man zwar gerne 
davon spricht, den Ernst und die Bedeutung 
akzeptiert, daß aber endgültige Lösungen zu 
treffen nioht angestrebt wird. 

Die Investitionskosten für das 9. Schuljahr 
für alle österreichisohen Gemeinden gehen in 
die Milliarden Schilling. Es erhebt sich die 
Frage, wie die Gemeinden bei gesunkenen 
Einp.ahmen diese Aufgabe bewältigen sollen. 

Es wird seit einiger Zeit vom Unterrichts
ministerium an verschiedene Städte und Ge
meinden herangetreten, daß sie für höhere 
Sohulen des Bundes nicht nur den Baugrund 
kostenlos bereitstellen, sondern auoh die Bau
kosten vorfinanzieren und sich sogar für Sach
leistungen für die Zukunft, auf fünf oder zehn 
Jahre, verpflichten sollten. Meine Damen 
und Herren ! Es besteht daduroh die Gefahr, 
daß die Standort wahl und die Dringlichkeit 
für solche Schulen nicht nach rein sachlichen 
schulischen Gesichtspunkten beurteilt werden. 
Die Gemeinden werden dadurch in einen 
ungesunden Wettstreit gebraoht und zu Lei
stungen herangezogen, die später ihre Leistungs
fähigkeit übersteigen müssen. loh erinnere 
daran, daß vor einem J aluzehnt in Verhand
lungen mit dem Bund und dem Unterriohts
ministerium erreioht wurde, daß der Bund 
alle sachlichen Ausgaben für die Erriohtung 
und die Führung seiner Schulen in voller Höhe 
selbst tragen wird. Ich möohte deshalb darauf 
hinweisen, daß man heute nioht wieder zu 
dem früheren Zustand, der im Zusammenhang 
mit den seinerzeitigen Finanzausgleichsver
handlungen überwunden wurde, zurückkehren 
Boll. 

Ich darf noch auf die Tatsache hinweisen, 
daß Beiträge oder Darlehen des Bundes für 
kommende Jahre zugesiohert werden, die 
Vollendung aber gleichzeitig zu einem weit 
früheren Termin verlangt wird. Es hat bisher 
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zwischen den Städten, Gemeinden und dem 
Bund Verhandlungen gegeben. Der Bund 
erklärt nun, es wäre sinn- und zweckvolI, 
daß die Gemeinden ihre aufgenommenen Dar
lehen zu einem früheren Zeitpunkt zum Schul
bau zur Verfügung stellen. Die Gemeinden sind 
keineswegs in der Lage, dem Wunsch des Bun
des Rechnung zu tragen. 

Es wird auch darauf verwiesen, daß die Stei
. gerung des Personalaufwandes die Steuer
erhöhungen zugunsten des Bundes begründet. 
Die Gehaltsordnungen aller Bediensteten des 
Bundes, der Länder und Gemeinden sind auf 
ähnlichen Ansätzen aufgebaut und ent
wickeln sich gleichmäßig weiter, wodurch den 
Ländern und Gemeinden die gleiohen zusätz
lichen Belastungen wie dem Bund entstehen. 
Wenn keine entsprechende finanzielle Berück
sichtigung erfolgt, ergibt sich daraus die 
schwerwiegende Tatsache, daß die Länder und 
Gemeinden zu einer Einschränkung ihrer 
geplanten Vorhaben und Investitionen ge
zwungen sein werden. 

Ich möchte auf einen weiteren Umstand 
verweisen, der die Mehrbelastung der Gemein
den mit zusätzlichen Aufgaben in der kommen
den Zeit zeigt. 

Ich erinnere mioh, daß der Herr Bundes
minister für Inneres in einem Referat vor dem 
diesjährigen Städtetag die Fragen des Zivil
schutzes und im Zusammenhang damit das 
Feuerwehrwesen erwähnt und lobende Worte 
für diese Tätigkeit der Gemeinden gefunden 
hat. 

Geringere Steuererträgnisse der Städte und 
Gemeinden sind aber kaum dazu geeignet, 
Bestrebungen auf diesem Gebiet fortsetzen 
zu lassen. Es wäre im Gegenteil notwendig, 
Zuschüsse für Zwecke des Zivilschutzes ein
schließlich des Feuersohutzes sowie der Kata
strophenhilfe den Städten und Gemeinden zu 
gewähren, deren Leistungen weit über ihren 
örtlichen Rahmen hinausgehen, wie etwa die 
Betreuung der Autobahnen und Hauptver
kehrsstraßen des Bundes und des Landes. 
Die Beistellung entsprechender Einsatzgeräte 
wäre die wirksamste Hilfe ; für die Betreuung 
derselben würden die Städte und Gemeinden 
und deren vorwiegend freiwillige Helfer gerne 
sorgen. Vor allem aber sind auf diesem Gebiete 
gesetzliche Maßnahmen notwendig, mit denen 
auoh die Kostentragung zu regeln wäre. 

Das neue Wohnbauförderungsgesetz 1968 
hat die Gemeinden keineswegs der Wohnbau
sorgen enthoben. Die praktische Anwendung 
dieses Gesetzes hat Baulandbeschaffung und 
Aufsohließung neuer Siedlungsgebiete zur Vor
aussetzung. Eine Schmälerung der Einnahmen 
der Gemeinden muß zwangsläufig zu einer 
Kürzung der für diesen Zweok notwendigen 
Mittel führen. 

Dem nun vorliegenden Gesetzesbeschluß 
müssen nach Außerungen der Mitglieder der 
Bundesregierung nooh weitere Sparmaßnahmen 
folgen. Namens der Länder und Gemeinden 
muß davor gewarnt werden, solche Sparmaß
nah�en bei der direkten und indirekten Förde
rung von Vorhaben dieser Gebietskörpersohaf
ten zu setzen. Ich mache mich dabei zum 
Spreoher für das ßundesland Niederösterreioh, 
der Gemeinden und der Städte, ich führe 
Amstetten, Krems, Wiener Neustadt, Sankt 
Pölten an und verweise auf viele andere, die 
alle von dieser Entwioklung sehr betroffen 
sind. 

Was aber am bedenkliohsten am vorliegenden 
Gesetzesbeschluß ist, das ist die leicht über
sehbare Bestimmung, daß sich der Bund noch 
vor der Veranlagung und tatsächliohen Ent
riohtung der Sonderabgabe zur Einkommen
steuer, Körperschaftsteuer und Vermögensteuer 
die Beträge vorweg in den Jahren 1 969 und 
1970 abziehen kann. Das bedeutet praktisch 
einen Vorgriff des Bundes zu Lasten der Länder 
und Gemeinden. 

Durch dia im seI ben Gesetzesbeschluß ent
haltene Anderung des Familienlastenaus
gleichsgesetzes stärkt der Bund seine Kassen
mittel um zirka 460 Millionen Schilling, die er 
nicht dem Reservefonds für Familienbeihilfen 
zuweist. 

' 

Die spitalerhaltenden Gemeinden, die sich 
seit langem darum bemühen, daß die Selbst
trägerschaft bei der Kinderbeihilfe in ihren 
Anstalten wiederhergestellt wird, müssen nun 
feststellen, daß sie ihre Mehrleistungen von 
rund 100 Millionen Schilling jährlich vollkom
men zweckentfremdet dem Bund selbst zur 
Verfügung stellen müssen, während sie auf die 
ihnen gesetzlich gebührenden Zweckzuschüsse 
ein Jahr und oft länger zu warten haben. 

Es ist eine sehr inkonsequente Familien-, 
Sozial- und Finanzpolitik, die hier zum Aus
druok kommt. 

Meine Damen und Herren I Wir befinden uns 
bei der parlamentarischen Behandlung dieser 
Gesetzesmaterie in einer Situation, die auch bei 
anderen Beratungen festzustellen war. Außer
halb des Parlaments sind viele Abgeordnete 
der Regierungspartei gegen die Regierungs
vorlagen und nehmen den Standpunkt ihrer 
Interessenorganisationen ein. Hier im Hohen 
Haus üben sie Parteidisziplin und unterstützen 
die Bundesregierung. Das Ansehen des Parla
ments und die Ernsthaftigkeit der betreffenden 
Abgeordneten erfahren dadurch in der Öffent
liohkeit keine Verbesserung. 

Wenn wir Sozialisten auch gegen diese Art 
der Behandlung so wichtiger Gesetze Stellung 
nehmen, wollen wir damit ein Beispiel der 

614 
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besseren politischen Konsequenz geben, das 
auf das Staatsganze gerichtet ist. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß ist daher 
nicht nur aus wirtschaftspolitischen Erwägun
gen, sondern auch eines gerechten Finanzaus
gleiches zwischen den Gebietskörperschaften 
im Sinne des eigentlich noch bis zum Jahre 1972 
geltenden Finanzausgleiches wegen abzulehnen. 

Ich glaube, daß wir Sozialisten den konstruk
tiven Beitrag einer Opposition geleistet haben, 
die den übrigen Mitgliedern des Bundesrates 
Gelegenheit gibt, sich mit uns Sozialisten aus
einanderzusetzen, die aber auch dem Herrn 
Finanzminister Anregungen gibt, wie man in 
Zukunft eine gerechtere Finanzpolitik im Aus
gleich zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
treffen könnte. (Beifall bei der SP().) 

Vorsitzender : Zum Wort gelangt Herr Bun
desrat Dr. Goess. 

Bundesrat Dr. Goess (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Herr Minister ! Meine Damen und Herren ! 
Herr Kollege Singer hat, wie zu erwarten 
war, in breiter Front an der Vorlage Kritik 
geübt. Man würde Ihnen, meine Damen und 
Herren, sicherlich zuviel zumuten mit der An
nahme, daß Sie in der verhältnismäßig kurzen 
Frist zwischen der Beratung im Nationalrat 
und der Beratung hier zu der Erkenntnis ge
kommen wären, daß diese Gesetze notwendig 
sind. 

Aber eine Kritik, eine Stellungnahme habe 
ich vermißt, und zwar die, daß wir uns einmal 
mehr mit einer Vorlage zu beschäftigen haben, 
mit der für den Bund Einnahmen erschlossen 
werden sollen, wir aber mit dem Budget, 
mit dem Staatshaushalt, in dem über die 
Verwendung dieser Einnahmen entschieden 
wird, nichts zu tun haben. Darin sehe ich einen 
gewissen Widerspruch. Mir ist das unerklär
lich. Aber wir haben wenigstens Gelegenheit, 
an Hand solcher Vorlagen über grundsätzliche 
Probleme der Budgetpolitik zu reden. 

Es gibt Gesetze, die hinsichtlich ihrer 
Finanzierung wie Wechsel wirken, ausgestellt 
mit einer langjährigen Frist. Das Ausstellen 
von Wechseln erfordert nur eine Unterschrift. 
Meine Damen und Herren ! Beim Beschließen 
solcher Gesetze, wo das Ausstellen der Wechsel 
nur die Unterschrift erforderte, waren Sie 
gern dabei. Das Einlösen der WechseL kostet 
aber Geld. Das überlassen Sie uns allein. 
Aber wir übernehmen diese Verantwortung. 

Ich muß Ihnen bei dieser Vorgangsweise 
eine gewisse Konsequenz bescheinigen. Zum 
Beispiel haben Sie auch im April 1966 - nicht 
gerade Sie, aber Ihre Parteiführung - genau 
gewußt, daß es besser ist, aus der Mitverant
wortung auszuscheiden (Zwischenruf bei der 
SP()) , weil die Zeit der "Arbeitsteilung", 

der Teilung in die einen, die nur verteilen, 
und die anderen, die sehen müssen, woher 
die Mittel kommen, die verteilt werden, vorbei 
ist. Wir sollten uns jetzt alle miteinander 
darum kümmern, woher die Mittel kommen 
(Ruf bei der SP(): Sie machen es 8ich sehr 
leicht I) , um alles das zu finanzieren, was 
vorher verteilt wurde. Aber diese Mitverant
wortung haben Sie in weiser Voraussicht 
abgelehnt, und daher ist auch die Ablehnung 
der gegenwärtigen Maßnahmen nicht ver ... 
wunderlich. 

Aber nur eines zur Konsequenz : Wer sich 
zur Dynamik der Ausgaben bekennt - diese 
Ausgaben werden ja auf Grund der Gesetze, 
die diese Dynamik herstellten, im Jahr 1969 
um etwa 17 Prozent zunehmen -, der muß 
wissen, daß die Voraussetzung für die Finan
zierung so dynamisierter Ausgaben entweder 
eine gleiche Dynamik beim Nationalprodukt 
ist oder daß die Einnahmen durch Steuer
erhöhungen gesteigert werden müssen. Einen 
dritten Weg gibt es nicht. Sie haben ja auch 
bisher noch keinen genannt. 

Das Wachstum der Ausgaben, die Dynami
sierung der Ausgaben kann man gesetzlich 
festlegen, aber das Wachstum der Wirtschaft, 
die Dynamisierung der Wirtschaft kaIUl man 
nicht durch Gesetze herbeiführen. Man muß 
dabei aber anerkennen, daß sich unsere Wirt
schaft in den letzten zwei Jahren noch immer 
dynamischer entwickelt hat als manche 
anderen, stärkeren Volkswirtschaften. Die 
Voraussetzung dafür, daß sich die Wirtschaft 
in einem guten Klima entwickeln kann, 
beruht auch aufeinem Vertrauen in die politische 
Führung und dem Wissen der politischen 
Führung um die ökonomischen Zusammen
hänge. Gerade dieses Vertrauen in die politische 
Führung und ihr Wissen um die ökonomischen 
Zusammenhänge wurde in den vergangenen 
Jahren - die Zeit liegt noch nicht allzu weit 
zurück - von Ihnen sehr strapaziert. Man 
konnte ja früher das Wort "Industriepolitik" 
kaum in den Mund nehmen, ohne als "Kapi
talistenknechtH verdächtigt zu werden. Oder 
man hat den Gewinn als "Profit" ,diskriminiert. 
(Bunde8rat Dr. S kotton: Den überhöhten Ge
winn I) Der Gewinn wurde als "Profit" be
zeichnet ; Sie können es ja in Ihren diversen 
Programmen nachlesen. Der Unternehmer 
war ein geduldetes Übel, und die Investitions
förderung - wenn man da von einmal geredet 
hat - wurde als "Steuergeschenk" diskrimi
niert. Sie können den Kopf schütteln, aber 
Sie können das in allen Reden, die hier oder 
im Hohen Haus drüben gehalten wurden, 
nachlesen. (Zwi8chenruf bei der S pt).) Die 
Eigenkapitalbildung wurde als Anhäufung 
eines ungerechten Reichtums angesehen. 
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Wenn in einem solchen Klima trotzdem I 
die Wirtschaft als Ganzes - Selbständige und 
Unselbständige - eine Leistungsfähigkeit und 
eins Leistungsfreudigkeit gezeigt hat, die zu 
dem Wachstum führte, dann können wir auch 
die berechtigte Hoffnung haben, daß die 
notwendigen Maßnahmen, die wir heute be
raten müssen, die ja nicht gerade einen 
Leistungsanreiz darstellen - das bestreitet 
niemand -, verstanden werden und daß unsere 
Volkswirtschaft innerhalb der Frist, die für 
diese erhöhten Einnahmen vorgesehen ist, 
so leistungsfähig wird, daß nach Ablauf dieser 
Frist auch mit den bisherigen Steuersätzen 
die Ausgaben finanziert werden können. 

Meine Damen und Herren I Wer politische 
Verantwortung trägt, der muß auch wissen, 
daß eine Entscheidung sich nicht danach 
orientieren darf, was angenehm ist, sondern 
danach, was notwendig ist. Und weil die 
Ordnung im Staatshaushalt notwendig ist, 
um die Kaufkraft der Löhne und Pensionen, 
die Sicherung der Arbeitsplätze und die Ent
wicklung der Wirtschaft zu · garantieren, be
kennen wir uns auch zu dieser Verantwortung, 
die wir damit übernehmen, daß wir diesen 
Gesetzen unsere Zustimmung geben. Dabei 
sind wir uns bewußt, daß sie nicht unproble
matisch sind, daß zum Beispiel die Erhöhung 
der Einkommensteuer Ihnen die Optik gibt, 
hier demagogisch zu erklären, daß damit 
die große Einkommensteuerreform des ver
gangenen Jahres wieder aufgehoben würde. 
Erhöhte Einkommensteuersätze sind sicherlich 
auch kein Anreiz zu höherer Leistung. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber 
auch auf die besonders schwierige Lage der 
Forstwirtschaft verweiSen. Die erhöhte Ver
mögensteuer, die dort ab 1 .  Jänner 1969 
eingehoben werden soll, wird hier von einer 
Bemessungsgrundlage eingehoben werden 
mÜSSen, die der Wirklichkeit nicht mehr ent
spricht. Die letzte Feststellung der Einheits
werte erfolgte im Jahr 1963 . Seither hat sich 
die Ertragslage der Forstwirtschaft erheblich 
verschlechtert. Der Einheitswert, welcher nach 
dem Gesetz ein Ertragswert ist, blieb aber 
gleich und kann vor der nächsten Haupt
feststellung, welche angeblich erst mit Wirkung 
zum 1 .  Jänner 1971 erfolgen soll, nicht an
gepaßt werden. Zusammen mit anderen er
tragsunabhängigen Abgaben und Steuern, 
welche vom Einheitswert berechnet werden, 
besteht hier bereits die Gefahr einer konfis
katorischen Wirkung. Ob damit der Erhaltung 
unserer Wälder ein guter Dienst erwiesen wird, 
sei zumindest in Frage gestellt. (Zwischenrufe 
bei der SpO.) 

Meine Damen und Herren ! Mit diesen 
Steuererhöhungen - das möchte ich aus
drücklich betonen - soll nicht auf Dauer 
ein Abgang im Staatshaushalt finanziert wer
den, sie sind befristet. (Bundesrat Schweda: 
Nicht alle !) , und innerhalb dieser Frist soll 
durch wirtschaftspolitische Maßnahmen, die 
zum Teil auch bereits eingeleitet sind, die 
Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft gestei
gert und durch entsprechende Maßnahmen 
im Rahmen des Budgets die Struktur unseres 
Budgets den Notwendigkeiten angepaßt wer
den. Ein erster Schritt in dieser Richtung 

Auch zur Vermögensteuer wäre einiges zu einer Veränderung der Budgetstruktur wird 
sagen. Die umwälzenden Entwicklungen im ja bereits für 1969 gemacht. Denn wir haben 
technologischen Bereich und die notwendigen nicht nur Steuererhöhungen zu erwarten, 
Anpassungen unserer Produktionsstruktur er- sondern, wie der Herr Finanzminister wieder
fordern Kapitalbildung auf breitester Basis holt erklärt hat, auch entsprechende Ein
und große Kapitalinvestitionen auch aus. sparungen im Staatshaushalt im Ausmaß von 
ländischer Anleger. Die Vermögensteuer als insgesamt rund 5 Milliarden. { BundesratLeicht
eine ertragsunabhängige Abgabe und besonders lried: Wo denn ?) Das werden Sie noch er
deren Erhöhung um 50 Prozent bietet in fahren. (Bundesrat Leichtfried: Da sind wir 
dieser Richtung sicherlich keinen besonderen aber neugierig ! Vielleicht einen Herrn Staats
Anreiz. Der Stehsatz "Die Reichen sollen sekretär !) 
zahlen" ist zwar populär, wird aber der Die Einnahmenerhöhung und die Einsparung 
wirtschaftlichen Tatsache, daß zum Beispiel der Ausgaben stellen ein unteilbares Ganzes 
ein einziger Arbeitsplatz in der Industrie dar. Das wollen wir auch hier ruhig wieder 
200.000 bis 300.000 S solchen Vermögens festhalten. Innerhalb des Budgets, innerhalb 
kostet, nicht ganz gerecht. Das haben andere der Budgetstruktur wird eine gewisse Ver
Staaten in Europa bereits erkannt, denn eine schiebung, eine Schwerpunktverschiebung von 
vergleichbare Vermögensteuer gibt es zurzeit unproduktiven zu wertschöpfenden Ausgaben 
nur in der Bundesrepublik, in Luxemburg notwendig werden und auch eine gewisse 

und - etwas eingeschränkt - in den Nieder- Entlastung des Staatshaushaltes von Ausgaben, 
landen. Italien, Frankreich und zum Beispiel die auch anders zu finanzieren sind. 
auch das sozialistisch regierte England haben Meine Damen und Herren ! Wir übernehmen 
keine Vermögensteuer. (Vorsitzender-Stellver- für dieses Gesetz "allein" - ich betone das -
treter Dr. h. c. Eckert  übernimmt die Ver- die Verantwortung, weil wir wissen, daß es 
handlungsleitung.) I keine Alternative gibt, und' weil wir Vertrauen 
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zu unserem Finanzminister haben. (Bundesrat 
Leichtfri ed: Das haben Sie bei Schmitz auch 
gesagt !) Aber vielleicht, meine Damen und 
Herren, können wir gemeinsam eine Lehre 
daraus ziehen : daß wir etwas weniger Tages
politik und etwas mehr Zukunftsorientierung 
zur Maxime unseres HandeIns. machen, be
sonders bei Gesetzesbeschlüssen, deren Finan
zierung durch Wechsel auf die Zukunft er
folgen muß. (Lebhafter Beifall bei der O VP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Zum Wort hat sich weiter Frau Bundesrat 
Muhr gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Rudolfine Muhr (SPÖ) : Hoher 
Bundesrat ! Meine Damen und Herren ! Bevor 
ich in meinen eigentlichen Diskussionsbeitrag 
eingehe, möchte ioh eine Bemerkung zu den 
Ausführungen des Herrn Bundesrates Goess 
maohen. Der Herr Bundesrat hat nämlich 
gemeint, wenn die Ausgaben und Einnahmen 
im Staatshaushalt nicht ausgeglichen sind, 
dann muß man auch zu dem Mittel der Steuer
erhöhung greifen. Ja, aber es bleibt noch 
immer die Frage offen, auf wen die Steuer
belastungen abgewälzt werden sollen, ob es 
die finanz schwachen Kreise in unserem Lande 
sind, oder jene, die Steuererhöhungen leicht 
auf sich nehmen können. Wir finden immer 
wieder, daß gerade die finanzschwachen Kreise 
in unserem Lande belastet werden, während 
die anderen schon seit dem Jahre 1966 immer 
wieder Steuergeschenke erhalten. (Zwischenrufe 
bei der O VP. - Bundesrat Dipl.-Ing. E b e r
d 0 r I e r :  Lesen Sie die Steuerre/arm ! - Bun
desrat Leic htfried: Lesen Sie die " Wirt
schaftswachstumsgesetze" !) 

Ich möchte mich aber jetzt mit dem Gesetz 
über die Abänderung des Familienlastenaus
gleichs beschäftigen. Im Oktober 1967 wu:rde 
das Familienlastenausgleichsgesetz beschlossen, 
und es hat durchaus nicht die allgemeine 
Zustimmung der Abgeordneten im Nationalrat 
gefunden. Dies ist auch aus den Darlegungen 
in einer längeren Debatte zum Ausdruck 
gekommen. Aber in einem Punkt waren alle 
Abgeordneten einer Meinung : Sie haben es 
begrüßt, daß der Reservefonds geschaffen 
wurde, weil dadurch die Mittel, die über
schüsse aus dem Ausgleichsfonds für Fa
milienbeihilfen in diesen Reservefonds, der 
Rechtspersönlichkeit hat, übergeführt werden 
können. 

Der Herr Berichterstatter hat schon darauf 
verwiesen, daß die Hälfte der überschüsse 
aus dem Jahre 1969 und in den folgenden 
Jahren der ganze überschuß dem Reservefonds 
überwiesen werden sollte. Es ist noch kein 
Jahr vergangen, und diese Bestimmung des 
§ 40 ist noch gar nicht wirksam geworden, 
aber das Gesetz wird bereits novelliert und 

abgeändert. Diese Abänderung bringt keine 
Verbesserung für die Familien, sondern im 
Gegenteil eine Verschlechterung, denn es 
sollen die überschüsse nicht mehr zur Hälfte 
im Jahre 1969 und dann in weiterer Folge 
die gesamten überschüsse dem Reservefonds 
überwiesen werden, sondern die überweisung 
der überschüsse ist auf das Jahr 1971 ver· 
echo ben worden. 

In den Erläuternden Bemerkungen heißt es : 
"Die bis dahin anfallenden "Uberschüsse des 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen sollen 
- wie dies ursprünglich für die überschüsse 
bis einschließlich 1968 und der Hälfte des 
überschusses 1969 vorgesehen war - in 
Form einer Forderung gegen den Bund in 
das Vermögen des Reservefonds übergeführt 
werden. Dadurch bleibt die Zweckbindung 
dieser Mittel gewahrt." - Wir sind nicht 
dieser Meinung, daß die Zweckbindung dieser 
Mittel gewahrt bleibt, denn diese Mittel 
werden jahrelang den Familien entzogen. 
Es werden 460 Millionen Schilling als über
schüsse noch zu erwarten sein. Dara.uf hat 
nun der Bundesminister für Finanzen die 
Hand gelegt ; er will diese Mittel zur Sanierung 
des Budgets heranziehen. Dagegen wurde 
im Hause von den sozialistischen Abgeordneten 
durch deren Sprecherin, meine Parteifreundin 
Dr. Firnberg, protestiert, und wir, die sozia. 
listischen Abgeordneten des Bundesrates, 
schließen uns diesem Protest vollinhaltlich an. 

Wenn ich diese Maßnahmen betrachte, so 
kommt mir das so vor, wie wenn eine Familie 
schlecht wirtschaftet, die Eltern dann die 
Sparbüchse der Kinder ausräumen, in die 
sie gar nichts hineingegeben haben, um den 
Haushalt zu sanieren und wieder in Ordnung 
zu bringen. 

Ich möchte jetzt noch eine Feststellung 
in Erinnerung bringen, die schon sehr oft 
getroffen worden ist. Die Beiträge der Dienst
geber zum Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 
sind ein Lohnanteil der Arbeiter und Ange. 
stellten, die seinerzeit darauf verzichtet haben, 
damit die Einrichtung der Familienbeihilfe 
getroffen werden konnte. Sie ist aber auch 
ein Solidaritätsakt aller anderen Arbeitnehmer, 
die diese Einrichtung nie in Anspruch nehmen 
können, weil sie keine Kinder zu erhalten 
haben. Aber wir als Sozialisten stehen auf 
dem Standpunkt, daß diese Mittel ausschließ· 
lieh den Familien mit Kindern zugute kommen 
sollen ; dieser Fonds müßte für den Finanz. 
minister und auch für die Regierung tabu 
sein, denn wir würden die überschüsse aus 
diesem Fonds sehr notwendig für offene 
Forderungen, die noch bestehen, brauchen. 

Die sozialistische Fraktion hat schon, als 
dieses Gesetz im Parlament zur Debatte stand, 
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einen Minderheitsbericht vorgelegt. In diesem 
Minderheitsbericht sind alle Forderungen, die 
wir auf diesem Gebiete noch haben, enthalten. 
Ich möchte nur zwei der wichtigsten hier 
aufzeigen, und zwar ist das zunächst die 
Dynamisierung aller Beihilfen, die bis heute 
ein offener Wunsch, eine offene Forderung ist. 
Die Teuerung trifft gerade die Familien mit 
Kindern sehr hart, aber sie bekommen dafür 
nicht den Ausgleich, den schon die Pensio
nisten haben. Wir sind der Meinung, daß 
diese überschüsse dafür verwendet werden 
müßten, um einen Schritt auf dem Gebiet 
weiterzukommen und endlich die berechtigte 
Forderung auf Dynamisierung der Beihilfen 
zu erfüllen. 

Päda.gogen und Psychologen verweisen 
immer darauf, wie wichtig es für die Ent
wicklung der Kinder wäre, wenn die Mütter 
ihre Kinder mindestens bis zum dritten 
Lebensjahr ohne Berufssorgen, ohne 
Berufspflichten betreuen könnten. Wir wissen 
aber auch aus der Praxis, daß viele Familien 
finanziell nicht dazu in der Lage sind, daß 
die Mütter ihre Berufsarbeit aufgeben. Sie 
brauchen den Verdienst der Mütter, und darum 
fordern wir und ist es unser Wunsch, daß 
Mütter, die bei ihren Kindern in deren ersten 
Lebensjahren bleiben, sie betreuen wollen, 
eine zusätzliche Kinderbeihilfe von 300 S im 
Monat erhalten sollen. 

In der Debatte über das Gesetz, betreffend 
den Familienlastenausgleich 1967 - das kann 
man in den stenographischen Protokollen 
nachlesen -, hat sich die Abgeordnete der 
Österreichischen Volkspartei Frau Dr. Bayer 
auch mit dem Minderheitsbericht und den 
Forderungen der sozialistischen Fraktion aus
einandergesetzt. Sie hat gemeint : Ja, das 
sind sehr schöne, populäre Vorschläge, aber 
ehe man sie verwirklichen kann, müßte man 
dafür das Geld beschaffen. - Das stimmt. 
Aber wir sind der Meinung, daß infolge der 
überschüsse zumindest ein Teil der Mittel 
vorhanden wäre, um diese Forderungen jetzt 
zu erfüllen. Aber selbst dann, wenn die 
Mittel für eine Dynamisierung der Beihilfen 
und eine zusätzliche Beihilfe für Mütter, 
die ihre Kleinkinder zu versorgen haben, 
nicht ausreichen würden, wäre sogar eine 
Erhöhung der Dienstgeberbeiträge, der Länder
beiträge und so weiter vertretbar. Denn die 
Teuerung - es kann niemand sagen, daß 
es sich hier nicht um eine schleichende Teuerung 
handelt - belastet vor allem die kinderreichen 
Familien sehr. 

Fast täglich können wir jetzt in der Zeitung 
lesen, daß die Zuckerindustrie daran denkt, 
den Zuckerpreis wesentlich zu erhöhen. Der 
beste Zuckerkonsument ist die kinderreiche 

Familie. Wie soll hier ein Ausgleich geschaffen 
werden, wenn die Familienbeihilfe nicht 
beziehungsweise nicht in dem Ausmaß erhöht 
wird, in dem sich die LebenShaltung verteuert � 

Dazu kommt noch, daß die Mittel, die der 
Familie zur Verfügung stehen, sofort der 
Wirtschaft zugute kommen, denn diese Mittel 
kommen ja nicht in einen Sparstrumpf; sie 
werden ausgegeben. 

Es wird oft davon gesprochen, daß die 
Jugend unzufrieden ist, daß sie in Opposition 
zu den Parteien steht. Das stimmt ; die 
Jugend, nicht nur die studentische Jugend, die 
Jugend aus allen Kreisen ist unzufrieden. 
Das geschieht aber nicht aus Opposition zu den 
politischen Parteien, sondern die Jugend will 
nur eines : sie will die Wahrheit wissen, sie 
will nicht hintergangen werden und will auch 
nicht belogen werden. Es gibt doch so viele 
Widersprüche zwischen den Worten und den 
Handlungen der Erwachsenen I 

Im Bundeskanzleramt ist auf gesetzlicher 
Grundlage der Familienpolitische Beirat ge
schaffen worden. Der Vorsitzende dieses 
Familienpolitischen Beirates ist der Herr 
Bundeskanzler Dr. Klaus. Nun gibt es bei uns 
den Österreichischen Familienbund ; er steht 
den Sozialisten nicht nahe. Der Österreichi
sche Familienbund gibt auch die "Österreichi
sche Zeitschrift für Familienpolitik" heraus. 
Im Heft 4 aus 1 968 beschäftigt sich der Fa
milienbund mit der Frage "Familie und Bud
getsanierung". Hier wird der Widerhall, den 
die Forderungen des Familienbundes in der 
öffentlichen Diskussion gefunden haben, zitiert. 
Es wird hier berichtet, daß die Resolution des 
ÖsterreichischenNationalkomitees der Familien
organisationen vom 29. März 1968 und auch 
die Stellungnahme des Präsidenten des Familien
bundes zur Absicht der Bundesregierung, zur 
Budgetsanierung die Beihilfengebarung heran
zuziehen, starkes Echo gefunden haben. Es 
werden hier einige Auszüge aus Pressemeinun
gen wiedergegeben, aber nicht aus der sozia
listischen Presse, sondern aus der bürgerlichen 
und der unabhängigen Presse. 

Ich möchte mich nur mit einer Stellung
nahme, und zwar mit der Stellungnahme der 
"Vorarlberger Nachrichten" beschäftigen, 
die unter der überschrift "Soll man wirklich 
etwas vom Parlament erwarten � "  auszugs
weise gebracht wird. Ich zitiere wörtlich : 

"Die ,Vorarlberger Nachrichten' verweisen 
darauf, daß Bundeskanzler Dr. Klaus auf eine 
Parlamentsanfrage hin bestätigte, daß er als 
Vorsitzender des Familienpolitischen Beirates 
dem Finanzminister einen Protest dieses Bei
rateS weitergeleitet habe. ,Welchen Sinn hat 
ein Familienpolitischer Beirat', fragt die Zei
tung, ,der durch den Kanzler protestiert, 
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und dann stimmt der gleiche Kanzler an- Es werden zwei Aussagen gemacht : Die 
schließend im Ministerrat gegen den vorge- Einnahmen m ü s s e n  sich nach den Ausgaben 
brachten Protest dem Finanzminister zu und richten ! Und das zweite Muß, der zweite Tat
verweist an die Abgeordneten im Parlament, bestand : Es m u ß  mit einer Zunahme der Aus· 
deren Mehrheit dort von der ÖVP kommt, die gaben gerechnet werden. Es muß auch damit 
unter Klubzwang die Regierungsvorlage be- gerechnet werden, daß die Einnahmen hinter 
schließen muß 1 . . . Soll man hinsichtlich des den Ausgaben zurückbleiben. 
Anschlages auf die Familien wirklich etwas Meine sehr geschätzten Damen und Herren ! 
vom Parlament erwarten 1 Wird es dort, auch Wenn Sie ein wenig Glauben an Ihr eigenes 
im Lager der Regierungspartei, Volksvertreter Wirtschaftsreformprogramm hätten, könnten 
geben, die dem Finanzminister zeigen, daß er Sie nichts anderes als ja zu diesen Budget
es sich nicht so einfach machen kann � ' "  sanierungsmaßnahmen sagen, weil Sie bei allen 

Heute wissen wir, daß es im Hohen Hause Gesetzen, die Ausgaben verursacht haben, 
drüben keinen Volksvertreter im Lager der mitgestimmt haben. (Bundesrat Leichtfr i ed :  
Regierung gegeben hat, der gemeinsam mit Das stimmt nicht I) Wenn Sie nein dazu sagen, 
der Opposition gegen dieses familienfeindliche dann begehen Sie eine politische Kindesweg. 
Gesetz gestimmt hätte, denn sonst hätte es legung. (Heiterkeit bei der OVP.) Offenbar 
nicht verabschiedet werden können. Das ist ist dieses Wirtschaftsreformprogramm weder 
mit ein Grund, warum die Jugend unzufrieden ein Kind der Vernunft noch eines der Liebe, 
ist, denn auf der einen Seite gibt es viele schöne weil Sie es weglegen ! Vielleicht ist es ein Kind 
Worte für eine gesunde Familienpolitik, die notdürftiger politischer Inzucht ! 
Tatsachen aber sprechen eine andere Sprache. 

Was Sie selbst oder Ihre maßgebenden Per-
Darum, meine sehr verehrten Damen und sonen vom Parteiprogramm halten, ist in der 

Herren, wird die sozialistische Fraktion diesem Zwischenzeit in einigen Aussendungen Ihrer 
Gesetz die Zustimmung verweigern. Wir sagen Partei zum Ausdruck gebracht worden. Ich 
schlicht und einfach : Nein, solche Maßnahmen darf einige Sätze aus der " Zukunft " verlesen, 
sollen nicht die Familien noch mehr belasten, aus dem Katechismus der SPÖ, wie sie sich 
als dies bis heute schon der Fall war ! (Beifall die Zukunft vorstellt : Zeitschrift für Funk
bei der SPÖ .) tionäre. (Bundesrat Bednar : Sie wissen, 

Vorsitzender. Stellvertreter Dr. h. c . Eckert : daß das die Meinung de8 Artikelschreibers i8t I) 
Zum Wort hat sich ferner Herr Kollege Sie hören anscheinend die Meinung Ihrer Kol
Dr. Pitschmann gemeldet. Ich erteile es ihm. legenzu lhrem Programmnicht gern ! (Bundesrat 

Beanar:  Gestern haben wir von Ihrem Kollegen 
Bundesrat DDr. Pitschmann (ÖVP) : Herr eine andere Meinung gehört l - Ruf bei der 

Minister ! Hohes Haus ! Meine sehr geschätzten apö :  Ich bin neugierig, ob Ihre Kollegen auch 
Damen und Herren ! "Das Ausmaß, in welchem Ihre Meinung gern hören I - Bundesrat H ella 
dem Bund Mehreinnahmen zu erschließen Ha n z li k : Die " V orarlberger Nachrichten " 
wären, muß sich nach der Entwicklung der sind nicht Ihrer Meinung I) 
Ausgabenerfordernisse unter Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Einkommenseffekte Es heißt hier : "Der österreichische Schilling 

richten. gehört derzeit zu den bestfundierten Währun
gen der Welt, da der Banknotenumlauf . . .  " 

Da alle Mehrausgaben das gesamtwirtschaft. und so weiter. In diesem Zitat wird also von 
liehe Einkommens· und Nachfragevolumen einer der besten Währungen gesprochen. 
merklich anheben werden, müssen die Staats· 
einnahmen in einem Maße zunehmen, das die Gestern habe ich die Arbeiterbank zitiert, 
durch , sie hervorgerufene Einkommens. jetzt zitiere ich aus der "Zukunft", einem 
und Nachfrageschmälerung den Expansiv. SPÖ-Organ. (Bundesrat Bednar : Vor 1966 /) 
effekt der Staatsausgaben im Durchschnitt aus- Es heißt weiter : "Es wird uns dank der 
gleicht. Tatsächlich ist aber damit zu rechnen, Hinterlassenschaft der ÖVP nicht anders 
daß die Zunahme der Staatseinnahmen be- ergehen als Englands Arbeiterregierung. " In 
trächtlich hinter jenen der Ausgaben zurück- England sind also die Vorgänger schuld, in 
bleiben wird, falls man an der heutigen Steuer- Österreich (Ruf bei der apO : Auch !) soll es 
gesetzgebung festhält. " derzeit nicht die Koalition gewesen sein ! 

Ich habe in der Zwischenzeit gemerkt, daß (Bundesrat Hella H anzlik :  In England l�at e8 
doch dem einen oder anderen auf den Bänken keine Koalition gegeben l  - Ruf bei der apO :  
der Linken eingefallen ist, daß diese Sätze, Der Finanzminister war immer von der Ö V P I) 
genau aneinandergereiht, aus dem Entwurf 
der Ökonomischen Versammlung der SPÖ Zum Parteiprogramm sagt Hindels : 

zur Verabschiedung eines Wirtschaftsreform- "Im Gegensatz zum Godesberger Programm 
planes stammen. der SPD enthält das Parteiprogramm der öster-

268. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 46

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 268. Sitzung - 12. Juli 1 968 6897 

DDr. Pitschmann 

reichischen Sozialisten die Feststellung, daß wir 
eine klassenIose Gesellschaft erkämpfen wol
len." 

Die .,Arbeiter-Zeitung" vom 1.  März 1968 
beschäftigt sich auch mit dem Plan einer Wirt
schaftsreform und schreibt wortwörtlich : 

. ,In Wirklichkeit ist das Wirtschaftsprogramm 
ins Parteiprogramm ,eingebettet', es schafft 
Voraussetzungen für den Weg, dessen Ziel im 
Parteiprogramm festgehalten ist. " 

Das ist ein schönes Wirtschaftsreformpro
gramm, wenn es in erster Linie die klassenlose 
Gesellschaft zum Ziele hat ! 

Nationalrat Probst hat im Parlament be
hauptet, daß die Budgetlücke die ÖVP allein 
verursacht habe. Er habe davor gewarnt. -
Wie haben die .,Warnungen" der SPÖ jeweils 
ausgesehen � Jedes Jahr haben die Finanz
minister vor überfordernden Ausgaben gewarnt 
und darauf hingewiesen, daß man nicht in der 
Lage sein wird, ebenso hohe Einnahmen zu 
erzielen. 

Die . ,Arbeiter-Zeitung" hat sich meistens 
recht lächerlich über diese Warnungen der 
Finanzminister beziehungsweise der ÖVP 
hinweggesetzt : "Der Teufel an der Wand". 
"Uhlir : Budgetschwarzmalerei nicht am Platz ! 
Weshalb wird Bevölkerung beunruhigt � "  
(Bundesrat Leichtfried:  Das war vor 1966, 

das ist das Glück für Österreich ! (Beifall bei 
der OVP. - Bundesrat Leichtfr ied: Ein sehr 
zweifelhaftes Glück !) 

Ich habe die "Arbeiter-Zeitung" vom 15. Juni 
1968 vor mir. (Bundesrat No v a k :  Hätte er 
keine "AZ", dann hätte er gar keinen Rede-
8toO I) Hier heißt eS : "Daß in Deutschland, 
Itali�n und Frankreich die Ausschreitungen 
und Straßenschlachten zu einem .großen Teil 
auf das Konto der Polizei gingen, hat sich in 
Österreich noch wenig herumgesprochen . . .  " 

Das ist wirklich ein starkes Stück ! Dieses 
Fiasko von 300 Milliarden aus der "Französi
schen Revolution", kann man fast sagen, der 
dortigen Polizei in die Schuhe zu schieben, 
entspricht der Beurteilung durch die SPÖ. 
Wie die Wähler geurteilt haben, das haben Sie 
in der Zwischenzeit der Presse entnommen. 
Die SPÖ maßt sich an, auch im Ausland den 
Schuldigen zu suchen und ihn an die Wand zu 
stellen. 

Wodurch sind diese Budgetabgänge ent
standen ? Es ist schon vieles gesagt worden : 
Es war nicht nur der Sozialaufwand, sondern es 
waren selbstverständlich auch die wirtschaft
liche Abschwächung, auch die Schulgesetze, 
der Personalaufwand, die Dynamisierung und 
ähnliches mehr. 

Herr Kollege !) Es wurden auch nette Bildehen Eines ist jedoch sicher : Obwohl sich die 
kolportiert, die die ÖVP-Tant' . . . (Der Redner Wirtschaftsflaute in Österreich jedenfalls in 
zeigt 80lche Bilder.) Auch damals gab es der Richtung auf Arbeitslosigkeit lang nicht so 
Defizite ! (Bundesrat Leichtfried :  Aber viel I stark wie in anderen Ländern ausgewirkt hat, 
kleinere !) Heute sind es wieder die Finanz- sind doch insofern beachtliche Auswirkungen 
minister, die davor warnen, wie sie in jedem eingetreten, als die Betriebe oft um jeden Preis 
Jahr davor gewarnt haben ! erzeugen und exportieren mußten. Dadurch 

Es wurden also immer wieder alle Warnun- wurden wesentlich weniger Gewinne erzielt, 
gen, alle Vorsichtsmaßnahmen in den Wind ge- oft so�ar keine. y or allem �n der �erstaatlich
schlagen. Probst sagte einmal in einer Debatte ten WIrtschaft gl?t eS �?trlebe, dIe unte� den 
über die Budgeterstellung, man müßte ja nur Selbstkosten arbeIten mussen, um exportIeren 
die Einnahmen etwas optimistischer ansetzen. zu können. 
- Jetzt wirft man dem Finanzminister , wenn Diese niedrigen Gewinne, diese roten Zahlen 
er sagt, eS drohe für das kommende Jahr ein in den Bilanzen haben sich natürlich weit
Abgang in der Höhe von 16 Milliarden Schilling, gehend auch auf die Einnahmensituation des 
wenn keine gesetzlichen Maßnahmen erfolgen, Bundes ausgewirkt. 
wieder vor, er wolle sich einen Fettpolster 
schaffen. Dabei ist von vornherein klar, daß Es gibt nur zwei Möglichkeiten, außer Schul-
mit diesen Maßnahmen zur Steuererhöhung den zu machen, den Staatshaushalt in Ordnung 
und mit diesen Einsparungsmaßnahmen zu halten - einigermaßen in Ordnung zu hal
bestenfalls - hoffen wir, daß es soviel sein ten -, wobei wir uns alle einig sind, daß ein ge
wird - die Hälfte des drohenden Defizits ver- wisser Abgang gerechtfertigt werden kann. Es 
hindert werden kann. Angesichts dieser Situa- muß alles getan werden, das Budget in dieser 
tion dem Finanzminister zu unterstellen, daß Richtung in Ordnung zu bringen, weil ansonsten 
er sich einige Fettpolster anlegen wolle, ist eben die Vollbeschäftigung gefährdet wäre und 
doch ein bißehen zuweit gegangen ! weil bei einem entsprechenden Budgetfiasko 

Aber es ist immer so in der SPÖ : Die Schuld 
auch der Schilling stürzen könnte ; dabei wären 
gerade die Konsumenten und die Familien an Dingen, die im allgemeinen nicht gern zur diejenigen, die zuerst betroffen würden. 

Kenntnis genommen werden, wird immer der 
ÖVP in die Schuhe geschoben. (Bundesrat Es gibt also zwei Wege : Reduzierung der 
Franz Mayer:  Sie ist ja federführend !) Ja, Staatsausgaben, Verwaltungseinsparungen, 
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gesetzliche Maßnahmen und eben Mehrein. 
nahmenerschließungen, wie sie im SPÖ·Reform. 
plan empfohlen werden. 

Die Effekte der drei Schwerpunkte der letzt· 
jährigen großen Einkommen- und Lohnsteuer
reform bleiben ja praktisoh zur Gänze erhalten : 
Eine gerechtere Familienbesteuerung durch 
Gewährung von Freibeträgen vor allem für den 
alleinverdienenden Familienerhalter und für 
die Kinder, die Entzerrung der zu steilen 
Progressionsstufen und die Anhebung des 
steuerfreien Existenzminimums. Diese drei 
Hauptauswirkungen, diese Zielsetzungen der 
letztjährigen großen Steuerreform, bleiben also 
vollinhaltlich erhalten. 

Wenn nun heute gesagt wird, daß die jetzigen 
Maßnahmen, die die ÖVP-Regierung und das 
Parlament setzen müssen, praktisch alle Effekte 
der letzten Einkommensteuerreform zunichte 
maohen; darf ioh hier einige Zahlen bekannt .. 
geben. Einem Alleinverdiener ohne Kinder, 
verheiratet; Steuergruppe B, mit 30.000 S 
Einkommen bleiben immerhin 93,47 Prozent 
des Steuerersparniseffektes des letzten Jahres 
erhalten; bei 50.000 S sind es noch 77,18 Pro
zent, bei 75;000 S Einkommen 56,90 Prozent. 
Ein AHeinverdiener mit zwei Kindern : bei 
50.000 S verbleiben ihm 93, 15 Prozent an 
Steuerersparnis des letztjährigen Gesetzes, bei 
75.000 S noch 81 ,50 Prozent. 

Die Einkommensgrenzen, bis zu denen keine 
Einkommen- und Lohnsteuer zu entrichten ist, 
wurden ja auch im Zuge der großen Steuer
reform deutlich angehoben. Diese Grenzen 
bleiben alle aufrecht. Sie sind beispielsweise 
bei einem Alleinverdiener mit einem Kind 
3218 S, mit zwei Kindern 3840 S, bei einem 
Alleinverdiener mit drei Kindern sogar 4567 S. 
AHe diese familienpolitischen Maßnahmen 
bleiben vollinhaltlioh erhalten. 

Ich komme nun auf ein Problem zu spreohen, 
das an und für sich eine Vorarlberger Speziali
tät darstellt. Da aber die SPÖ in unserem 
westliohsten Bundesland jetzt sohon versuoht 
hat, daraus einen Hauptpropagandasohlager 
zu machen, darf ich ganz kurz - mit einigen 
Nachweisen - darauf zu sprechen kommen. 

Sie können sioh erinnern, meine sehr ge
sohätzten Damen und Herren, daß seit dem 
Jahre 1955 - erst seit diesem Jahr - auoh die 
Unternehmer, die einkommensteuerlioh ver
anlagen, eine Kinderbeihilfe bekommen. Es 
war damals sehr schwer, auch für die Selbstän
digen eine Kinderbeihilfe durchzusetzen, vor 
allem gegenüber der Sozialistischen Partei, die 
immer wieder sagte : Wir haben im Parlament 
die Arbeitnehmer zu vertreten ! Im Zuge dieser 
Hereinnahme der Einkommensteuerpfliohtigen 
in den Familienlastenausgleichsfonds oder der 
Einbeziehung in die Kinderbeihilfe sind auch 

die Grenzgänger miteinbezogen worden, weil 
die Grenzgänger - also die Österreicher, die im 
Ausland arbeiten - auch Einkommensteuer 
bezahlen, also keine Lohnsteuer. Das war 
vollinhaltlich gerechtfertigt, weil damals 
Liechtenstein und die Schweiz, aber auch 
Deutschland keine Kinderbeihilfen kannten. 
Zwischenzeitlich haben die benachbarten Aus
landsstaaten die Kinderbeihilfe eingeführt, 
und es kam dazu, daß die Grenzgänger weit
gehend - die in der Schweiz weitgehend, 
kantonal verschieden ; die in Liechtenstein 
vollkommen - praktisch einen Kinderbeihil
fendoppelbezug in Anspruch nehmen konnten. 

Nun wurde dann im Frühjahr des Jahres 1967 
eine Regierungsvorlage zur Begutachtung aus
gesandt, das Familienlastenausgleichsgesetz 
1967, in der der "berüchtigte" - unter Anfüh .. 
rungszeichen - § 4 enthalten war, der besagt, 
daß im Ausland arbeitende Österreioher, wenn 
sie dort eine gleichartige Beihilfe beziehen, in 
Österreioh den Familienlastenausgleich oder die 
Kinderbeihilfe nioht mehr in Anspruch nehmen 
können. Dieser § 4 wurde im Begutachtungs
verfahren von keiner Arbeiterkammer, von 
keiner Landesregierung beeinsprucht oder 
kritisiert. Er ist dann im Bundesrat - und im 
Nationalrat, selbstverständlich - einstimmig 
verabsohiedet worden. 

Ich muß allerdings dazusagen - daß man ja 
nicht sagt, ich habe etwas versohwiegen, was 
der SPÖ allenfalls nützen könnte - :  Die 
Sozialistische Partei hat einen Abänderungs
antrag eingebracht, und zwar dahin gehend, 
daß die Grenzgänger dann in Österreich keinen 
Anspruch haben, wenn sie im Ausland eine 
Beihilfe beziehen. Sie hat es dann so ausgelegt : 
Der Grenzgänger könnte nun an und für sioh 
verziohten. Es hat sogar die "Arbeiter-Zeitung" 
- das habe ioh alles hier, falls eS jemand be
streiten sollte - den Grenzgängern die Emp
fehlung gegeben - obwohl das Gesetz klar 
war -:  Verziohtet auf die Kinderbeihilfe im 
Ausland, damit ihr sie in Österreich bekommen 
könnt ! Das war natürlich eine völlige Irre
führung der Grenzgänger. 

Zwischenzeitlioh hat auoh die schweizeri
sche Ausgleichskasse, das schweizerische Sozial
ministerium, wo eine Zeitlang eine ziemliohe 
Reohtsunsioherheit bestand, klar zum Ausdruck 
gebracht - ich habe das alles sohriftlioh hier -, 
daß jeder österreichisohe Grenzgänger in der 
Schweiz einen Beihilfenanspruoh hat. In Liech
tenstein wurden die Beihilfen für österreichi
sche Grenzgänger zwischenzeitlich sogar frei
willig von den Unternehmern auf das Niveau 
der lieohtensteinischenArbeitnehmer angehoben, 
und im Sozialversioherungsabkommen mit 
Liechtenstein wurde festgehalten - dieses 
Abkommen ist einstweilen allerdings erst auf 
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Beamtenebene ausgehandelt -, daß die Grenz
gänger in Lieohtenstein dieselbe Kinderbeihilfe 
zu bekommen haben wie die liechtensteinischen 
Arbeitnehmer. Die Liechtensteiner haben 
durch eine Volksabstimmung damals die Kin
derbeihilfe der Grenzgänger deswegen stark 
gekürzt, weil sie sagten : Die Grenzgänger 
haben ja in Österreich eine volle, hohe Kinder
beihilfe, daher genügt es, wenn sie in Liechten
stein eine reoht kleine, bescheidene bekommen: 

Warum ziehe ich diese Materie an 1 Obwohl 
also in vielen "Arbeiter-Zeitungen" und in 
anderen Aussendungen immer klar zum Aus
druck gebracht wurde, daß die SPÖ gegen 
einen Doppelbezug ist - einmal heißt eS sogar 
wortwörtlich, das würde kein österreichischer 
Steuerzahler verstehen, am allerwenigsten ein 
unselbständiger, wenn eben eine Gruppe eine 
doppelte Kinderbeihilfe beziehen könnte -, 
will man dann plötzlich, nachdem man den 
Grenzgängern einige Wochen lang einzubläuen 
und einzutrichtern versucht hatte, daß dieser 
böse § 4 eine Erfindung der ÖVP ist - was die 
Grenzgänger dann natürlich zuerst weitgehend 
geglaubt haben -, diesen Paragraphen strei
chen. Ich habe mich dann deswegen berufen 
gefühlt, dieser Unwahrheit entgegenzutreten, 
weil ich im Parlament dazu gesprochen habe 
und weil ich doch hier weitgehend das Vergnü
gen hatte, zu sozialen Dingen zu sprechen. Ich 
habe das in sehr vielen Grenzgängerschutzver
sammlungen und auch in Versammlungen der 
sozialistischen Organisationen gemacht und 
habe dort also den Nachweis erbracht, daß 
ÖVP und SPÖ gleichermaßen an diesem § 4 
schuld sind. 

Nun, was ist geschehen � Die SPÖ hat die 
Flucht nach vorne gewagt und hat ganz ent
gegen ihrer Haltung bis damals den Grenz
gängern gesagt und versprochen : Wir treten 
nun für die Streichung des § 4 ein, das heißt, 
wir treten wieder für den Doppelbezug ein -
obwohl sie noch vor wenigen Wochen schrieb : 
Niemand in Österreich, kein einziger österreichi
scher Steuerzahler, hätte dafür Verständnis. 

Es ist zwischenzeitlich im Nationalrat eini
ges darüber gesprochen worden, von der SPÖ 
wurde kein Antrag eingebracht. Mir ist es 
Gott sei Dank gelungen, schon in den ersten 
Wochen für die Grenzgänger durchzusetzen, 
daß das Finanzministerium sofort Verständnis 
dafür hatte, daß die ausländischen Kinderbei
hilfen nicht mehr der Einkommensteuer unter
worfen werden. Ein diesbezüglicher Initiativ
antrag ist schon eingebracht worden. 

Ich konnte im Koordinierungsausschuß des 
Bundesrates im Einverständnis mit den Klub
obmännern Dr. Withalm und Dr. Pittermann 
erreichen, daß das Sozialversicherungsabkom
men mit der Schweiz vordringlich behandelt 

werde, und ioh konnte auch ziemlich einiges dazu 
beitragen, daß das Sozialversicherungsabkom
men mit Liechtenstein nun in relativ kurzer 
Zeit verabschiedet wurde. 

Ich habe damals, sohon vor vielen, vielen 
Monaten, den Grenzgängern gesagt : Meiner 
Ansicht nach wird ein Doppelbezug niemals 
mehr möglich sein, weil es einfach nicht gerecht
fertigt ist, daß man zweierlei Bürger vor dem 
Gesetz sohafft. Man darf die Grenzgänger 
nicht mit den pragmatisierten Beamten ver
gleichen. Die pragmatisierten Beamten be
kamen ihre Haushaltsbeihilfe und Kinderbei
hilfe schon viel früher, als es einen Familien
lastenausgleich gab ; das ist ein IOOprozentiger 
Lohnbestandteil. Die Grenzgänger wären dann 
die einzigen Privilegierten, die einen doppelten 
Beihilfenbezug hätten. 

Dabei ist auch in den Sozialversicherungs. 
abkommen, die hier im Parlament einstimmig 
verabschiedet wurden - das mit Deutschland 
und das mit der Schweiz, das mit Liechtenstein 
wird auch Ihre Zustimmung finden, weil es 
weitgehend im Interesse der Grenzgänger 
liegt -, enthalten, daß der Grenzgänger die 
Kinderbeihilfe dort zu bekommen hat, wo er 
arbeitet. Im ganzen EWG- und EFTA-Raum 
wird diese Regelung durchgeführt. 

Ich habe nun den Grenzgängern gesagt -
Gott sei Dank werde ich recht behalten, die 
Grenzgänger haben nun eingesehen, wer eS 
ehrlich mit ihnen meint -, daß das die einzig 
richtige Lösung ist. Wir haben die Zusage 
des Herrn Bundeskanzlers - er hat sie persön
lich in öffentlicher Versammlung und dem 
Grenzgänger-Rechtsschutzverband gegeben -
und die Zusage des Herrn Landeshauptmannes 
für die ÖVP Vorarlbergs, daß sie alles tun wird, 
diese sachlich gerechtfertigte Forderung durch
zusetzen. Jeder Grenzgänger muß seine Kinder
beihilfe im Ausland bekommen. Da sie aber im 
Ausland geringer ist als in Österreich und der 
Grenzgänger auch über seine Einkommensteuer 
den Familienlastenausgleich mitdotiert, muß 
ihm der österreichische Staat die Aufstockung 
auf österreichisches Niveau geben, damit alle 
Familienerhalter vor dem Gesetz gleich sind. 

Im übrigen wurde mir - ich habe das auch 
alles schriftlich hier, aber eS würde zu weit 
führen - in einem Rundschreiben der SPÖ
Lokalorganisation Höchst - das liegt gleich 
neben Fußach - vorgeworfen, daß ich dafür 
Sorge getragen hätte und daß es daher meine 
Schuld sei, daß nun die Grenzgänger im Aus
land gesetzlich ihren Kinderbeihilfenanspruch 
erhalten hätten. Mir vorzuwerfen, daß die 
Grenzgänger im Ausland ihre Kinderbeihilfe 
bekommen, das ist doch ein starkes Stück. Wenn 
schon mein Name genannt werden sollte, dann 
müßte man sagen, ich habe mit ein Verdienst 
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daran. Wir sollten doch alle froh sein, daß unsere 
im Ausland arbeitenden Menschen möglichst 
viel Geld nach Hause bringen, aber nicht umge
kehrt ! 

Dafür, wie es sich dieSPÖ in bezug aufFinan· 
zierungspläne immer wieder recht leicht macht, 
ein weiteres Beispiel. Erinnern wir uns noch 
an die damaligen Debatten bezüglich der 
Olympischen Spiele 1972 in Wien. Damals 
sprach man von Kosten in Höhe von etwa 7 Mil
liarden. München hat das Rennen gemacht. 
Dort schätzte man damals 3,3 Milliarden 
D-Mark, das sind 21 Milliarden Schilling. 
Zwischenzeitlich hat man . längst erkannt, daß 
diese Zahlen weitgehend irrealistisch sind. 
Allein das Bauvorhaben kostet 1,3 Milliarden 
Schilling mehr. Man muß mit mindestens 
30 Milliarden Schilling Kosten für die Olympi
schen Spiele in München rechnen. Ich frage : 
Wer wäre nun in Österreich schuld, wenn die 
ÖVP diesen "Luxus" nicht zu verhindern ver
mocht hätte, wie würden wir budgetär aus
schauen � Etwas Entsetzlicheres könnten wir 
uns wohl nicht vorstellen, als wenn wir jetzt in 
diesen Jahren jährlich noch einige Milliarden 
für die Olympischen Sommerspiele, bei denen 
wir leider ohnehin nichts zu melden haben, 
aufbringen müßten. Heuer am 1 .  Mai wurde 
sogar noch auf einem Transparent gegen die 
ÖVP polemisiert, weil sie auf Bundesebene 
die Durchführung der Olympischen Spiele in 
Wien abgelehnt hat. 

Der Bundeshaushalt 1967 brachte einen Ab
gang von 7,7 Milliarden Schilling mit sich -
davon allein 4,3 Milliarden im Inland, Gott sei 
Dank einkommenswirksam. Durch dieses ver
tretbare Defizit konnte die Konjunktur
dämpfung in Österreich in erträglichen Grenzen 
gehalten werden. Die Ausgaben wuchsen 
stärker als angenommen um 1 1  Prozent, das 
nominelle Bruttonationalprodukt nur um 
6 Prozent, die Einnahmen wuchsen nur um 
5,5 Prozent, also um 4 Prozent weniger als 
beim Voranschlag angenommen. Die Finanz
schuld des Bundes wuchs vergangenes Jahr 
um 5,3 Milliarden auf 34,6 Milliarden Schilling 
an. Für den Schuldendienst wurden vergange
neS Jahr 4, 1 Milliarden Schilling aufgeboten. 

Wie schaut es mit dieser "schrecklichen" 
Staatsverschuldung aus 1 Sicherlich hängt von 
der Staatsverschuldung weitgehend auch die 
Kreditwürdigkeit eines Landes ab. Wir kön
nen immer noch feststellen, daß wir im Aus
land sehr kreditwürdig sind. In Prozenten des 
Bruttonationalproduktes beträgt die V erschul
dung in einzelnen Staaten folgende Prozent. 
sätze : in Deutschland 8, in der Schweiz 8, 
in Österreich 13,5, in Frankreich 16 - vor der 
nationalen Katastrophe in Frankreich, an der 
die Polizei angeblich schuld ist -, in Norwegen 

und Schweden 19 Prozent, in Holland 31, in 
Italien 33, in den USA 44, in Belgien 56 und in 
England 97 Prozent ! 

Wenn kaum in einem Land im Zuge der west
europäischen Rezession die Ar beitslosenza:hl so 
niedrig gehalten werden konnte wie in Öster
reich und dann trotzdem noch von "schlech
tester Regierung, die wir jemals hatten" 
zu sprechen gewagt wird, dann muß man auch 
den Mut aufbringen, zu sagen : Wir haben die 
mieseste Opposition; die es in Österreich jemals 
gab. In der weiten Welt wird Österreich als 
Hort des Friedens, der Freiheit, der sozialen 
Spitzenleistung, der Ordnung, der Sic.herheit 
und der Vollbeschäftigung gepriesen. Und 
dann wird in Österreich von der linken .seite 
alles laufend durch den Dreck gezogen ! 
(Bundesrat N ovak :  Also müssen wir noch 
härter werden ! Zuwenig noch !) 

Es ist doch so - und das hat sich heute 
wieder erwiesen -: Brauchbare Alternativen, 
wie das Budget einigermaßen in Ordnung ge .. 
bracht werden könnte, wurden nach wie vor 
nicht erbracht. (Bundesrat N ovak: Da hast 
du heute noch nicht die "Arbeiter-Zeitung" 
gelesen !) Es scheint also so, daß auch die 
Sozialistische Partei wirklich nicht für schlech
tere Zeiten geeignet ist - siehe England. 

Die Frau Abgeordnete Dr. Firnberg und Kol
lege Leichtfried haben eS sich sehr leicht ge
macht. Sie haben einfach die Behauptung auf
gestellt, daß die Armen, die Arbeitnehmer be
lastet werden, die Arbeitgeber aber entlastet 
werden. Die eine Seite der SPÖ, die sogenannte 
Wirtschaftsseite beziehungsweise die Organi
sation des Freien Wirtschaftsverbandes, sagt 
genau das Gegenteil. Sie jammert darüber, 
daß man vor allem die Besitzenden, die Wirt
schaftstreibenden belastet. Zwei Sätze aus dem 
"Selbständigen" vom 28. Juni dieses Jahres : 
"Mit tiefer Sorge verfolgt der Freie Wirtschafts
verband die negative Wirtschaftspolitik der 
ÖVP-Regierung und verurteilt die bevorstehen
den neuen Belastungen, denen unsere Wirt
schaft und Bevölkerung durch die ÖVP -Mehr
heit im Nationalrat ausgesetzt werden soll, 
ohne daß gleichzeitig mögliche Sparmaßnahmen 
eingeleitet werden. Durch die neuen, von der 
Regierung geplanten Belastungen der Wirtschaft 
und der Konsumenten" - als ob die Wirt
schaftstreibenden nicht auch konsumieren 
würden - "wird der Schaden noch größer wer
den." 

Eines von beiden stimmt also nicht. Auch 
hier müßte man den Mittelweg finden, das 
heißt, die Schultern beider oder die Schultern 
aller Österreicher werden belastet und nicht nur 
die der Arbeitnehmer und auch nicht nur die der 
Wirtschaft. 
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Von FamilienfeindIichkeit der ÖVP zu spre
c�en, das ist wirklich das stärkste Stück, das 
slCh die SPÖ-Fraktion in diesem Haus leisten 
kann. Schon im Jahre . . . (Zwischenruf der 
Frau Bundesrat Rudolfine M uhr.) Halten wir 
uns nicht an kleinen Frontabschnitten auf, 
sondern sehen wir die große gemeinsame 
Linie ! 

Im Jahre 1946 hat unser Vorarlberger Natio
nalrat Pius Fink - ich habe gestern schon er
wähnt, daß er damals schon in wirklich prophe
tischer Weitsicht die Dynamik der Pensionen 
eingebaut hat - schon die Kinderbeihilfe für 
alle Österreicher, auch für die Selbständigen, 
selbstverständlich in erster Linie für die Unselb
ständigen, mit vorgesehen, mit in die Diskus
sion geworfen und praktisch beantragt. Da
mals wurde er von der linken Seite ausgelacht. 

1948 hat Frau Gabriele Proft im Nationalrat 
folgendes wortwörtlich gesagt : "Bei uns wird 
von bürgerlicher Seite immer nur der Schutz 
der Kinderreichen gefordert. Die Mittel sollen 
durch Steuern der kinderarmen und kinderlosen 
Familien aufgebracht werden. Also eine Be
steuerung der Verantwortungsbewußten, die 
sich die Freude einer zahlreichen Familie aus 
guten Gründen versagen." 

Eine derartige in einem Satz konzentrierte 
Familienfeindlichkeit wurde bestimmt in Öster
reich noch nie ausgesprochen. 

Die heutige Regelung ist sicherlich alles eher 
als erfreulich. Wir alle freuen uns nicht im ent
ferntesten über die notwendig gewordenen 
gesetzten Maßnahmen. Ich persönlich hätte 
mir wirklich auf dem Sektor der Kraftfahrzeug
steuer eine andere Lösung vorstellen können. 
Aber bei der Interessenabwägung ist zu fragen : 
Was ist nun wichtiger 1 Der Staatshaushalt mit 
Vollbeschäftigung und mit Erhaltung der 
Währung oder eine kassenmäßige Zuführung 
von überschüssen 1 Ich glaube, dieser Inter
essenausgleich, diese Interessenabwägung 
dürfte wirklich niemandem schwerfallen, wenn 
man nicht weitgehend nur politische Rücksich
ten nehmen oder Absichten verfolgen müßte. 

Die Äußerungen der FrauDr. Firnberg und des 
Kollegen Leichtfried müßte sich der Freie Wirt
schaftsverband an und für sich ins Stammbuch 
schreiben. Er müßte dagegen protestieren, daß 
angeblich die "Arbeitenden" in Österreich -
damit ist leider Gottes hier drüben links immer 
nur die Arbeiter- und Angestelltenschaft, aber 
nicht auch die Unternehmerschaft und die 
Landwirtschaft gemeint - allein die Last zu 
tragen hätten. 

Auch im Zuge dieser Debatten über die Bud
getsanierungsmaßnahmen hat Altvizekanzler 
Dr. Pittermann wortwörtlich gesagt : Sie von 
der ÖVP betreiben Unternehmerpolitik. Wir 
Sozialisten haben aber eine Arbeitnehmer-

politik. Schlecht ist eine Partei, die nur Grup
peninteressen hat ! Eine Partei wird auf die 
Dauer wohl nur dann Bestand haben, wenn sie 
versucht, allen zu dienen, die Interessen aller 
gegeneinander auszuwägen und den entspre
chenden goldenen Mittelweg zu suchen. 

Einige Stunden später sagte Nationalrat 
Androsch - er brachte wieder ganz andere 
Sätze - :  besonders bedenklich erscheine ihm 
die Erhöhung der Körperschaftsteuer und der 
Vermögensteuer. 

Frau Dr. Firnberg verlangte kurze Zeit vor
her eine Erhöhung der Körperschaftsteuer und 
eine Verdoppelung der Vermögensteuer. 

Die Fronten gingen kreuz und quer durch die 
SPÖ, und hier konnte man von einer konzepti
ven Linie wirklich keine Spur mehr finden. 
(Bundesrat Leichtfried :  Sie haben die Wein
bauern !) 

Nun, sehr geehrter Herr Bürgermeister ! Ihr 
Hallenbad und Thre Kunsteisbahn in St. Pölten 
habe ich sehr bewundert, und ich freue mich, 
daß Sie ein derart aktiver Kommunalpolitiker 
sind. Ich darf mir aber gestatten, einige wenige 
Feststellungen zu Ihren Ausführungen zu 
machen. 

Im Jahre 1966 hat nicht die ÖVP mutwillig 
die SPÖ in die Opposition gedrängt, sonst wäre 
es doch nicht möglich gewesen, daß sich euer 
heutiger Parteiobmann so viele Tage hindurch 
gewehrt und wie ein Löwe gekämpft hätte, zum 
Angebot der ÖVP j a  zu sagen. 10 : 30 ging das 
Rennen in dem großen Forum der Partei aus ! 
Immerhin waren Kreisky und neun seiner Mit
streiter der Ansicht, daß das Angebot der ÖVP 
zur Mitregierung annehmbar wäre. Man kann 
also hier nicht einfach sagen : Die ÖVP hat uns 
von der Regierung ausgeschlossen. 

Ich bin ganz Ihrer Ansicht, daß man künftig
hin vielleicht mehr als bisher mehr Mut zur 
Budgetklarheit und Budgetwahrheit auf
bringen muß. 

Der Ausdruck "Gefälligkeitsdemokratie " 
stammt nicht allein auS den Gehirnen der ÖVP. 
(Allgemeine Unruhe.) Auch Nationalrat Hille
geist hat vor einigen Jahren in der Zeitschrift 
"Arbeit und Wirtschaft" von einem gewissen 
sozialen Luxus gesprochen, den sich viele andere 
Staaten nicht leisten können. Er hat auch das 
Wort "Gefälligkeitsdemokratie" gebraucht. 

Er hat vor allem auch die Frührenten als 
Luxus erwähnt, den wir uns nicht leisten kön
nen. Ich persönlich bin zutiefst davon über
zeugt, daß einmal die Zeit kommen wird, wo wir 
von der Frührente werden abgehen müssen. 
Die Leute werden immer älter - Gott sei Dank r 
Von Jahr zu Jahr kann man das feststellen. 
In 20 Jahren wird vielleicht das Durchschnitts
höchstalter bei den Frauen 80 Jahre sein. Ob 
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wir dann die Frauen mit 55 Jahren in Pension 
werden gehen lassen können, ob wir das ver· 
mögen werden, ob die Jungen bereit sein wer
den, so viele Mittel aufzubringen, das ist wirk· 
lieh zu bezweifeln. Man müßte ein Utopist 
sein, wenn man glaubt, auf die Dauer viel früher 
als in anderen Staaten, die keine Kriege ver
loren haben, in Pension gehen zu können. 
(Bundesrat Bella Banzlik : Also doch ein 
Sozialstopp !) Das werden wir uns auf die 
Dauer nicht leisten können. Hier stimme ich 
völlig mit Ihrem Kollegen Hillegeist überein ! 

Sicherlich, es ist sehr unerfreulich, daß die 
Länder und Gemeinden hier ziemlich arg zum 
Handkuß kommen. Aber es ist doch auch so, 
daß Gott sei Dank relativ wenige Länder 
enorme Defizite aufweisen; es gibt Länder, die 
schöne überschüsse erzielen, wie beispiels
weise das Bundesland Wien. ' (Bundesrat 
Novak:  Es ist doch eine gute Wirtschaft in 
Wien ! Borgt euch den Slavik aU8 !) Kein Bun
desland und kaum eine Gemeinde ist so not. 
leidend wie der Bund. Wenn wir schon eine 
österreichische Familie sein wollen, dann müssen 
wir auch hier zusammenhalten, damit eben ein 
für alle vertretbarer Mittelweg gefunden wird. 
(Zwischenrufe.) 

Im übrigen ist es auch so, daß in der Stadt 
Wien allein in einem Jahr in nicht weniger als 
27 Sparten Tarif- und Preiserhöhungen durch
geführt werden mußten. (Bundesrat B eUa 
Banzlik : Die O VP hat dem zugestimmt !) 
Richtigerweise zugestimmt, richtigerweise, weil 
wir uns den Notwendigkeiten auch nicht ent
ziehen könnten. 

Wenn ich auf die Preis- und Teuerungs
jeremiade der sehr geehrten Frau Abgeordneten 
Muhr zu sprechen komme, dann darf ich doch 
auch noch in aller Bescheidenheit die Feststel
lung treffen, daß in den letzten acht Jahren die 
Löhne um 1 1 1  Prozent und die Preise um 
39,4 Prozent gestiegen sind. Das hat nicht die 
ÖVP festgestellt, sondern das Wirtschafts
förderungsinstitut. (Bundesrat Bella B anzli k :  
Weil die Löhne viel zu niedrig sind ! Vergleichen 
Sie das einmal mit anderen Ländern !) 

Ich wundere mich, daß Sie seit Fußach an 
den "Vorarlberger Nachrichten" so eine be· 
sondere Freude zu entwickeln vermögen. 
(Bundesrat Dr. Fruhstorfe r :  Sie haben auch 
an der " AZ" so eine Freude !) Na ich freue mich, 
daß es mir die "Arbeiter-Zeitung" immer wie
der so leicht macht, auf den Kern der Wahrheit 
zu kommen und der Bevölkerung nachzuweisen, 
wer es ehrlicher mit ihr meint. ( Bundesrat 
Dr. Fruhstorfe r :  Vielleicht wird das Referat 
etwas kürzer ! Es ist ohnehin schon zu lang !) 

Die vorgesehenen Maßnahmen zur Budget
sanierung erweisen sich für jeden denkenden 
und verantwortungsbewußten Österreicher als 

unumgänglich, da die Verkleinerung der Bud
getlücke durch Ausgabenkürzung allein 
realistisch nicht denkbar ist. Man kann der 
Regierung und der ÖVP die Bemühungen um 
eine sozial gerechte Lastenteilung, eine möglichst 
geringe Auswirkung auf das Preisniveau und 
Rücksichtnahme auf die notwendige Sicherung 
der Investitionen und damit auf die Vollbe
schäftigung wirklich nicht absprechen. 

Unsere allerdringlichste Aufgabe ist das 
Budget, unser aller Schicksal und Zukunft ist 
das Budget, das heißt eine Budgetordnung ! 
Da die ÖVP die Verantwortung für die Gegen
wart (Zwischenruf: Und für das Budget !) , für 
das Budget und für die Zukunft Österreichs 
auf sich nimmt, können wir selbstverständlich 
diesen Maßnahmen unser Ja geben ; ein dies
bezüglicher Antrag ist eingebracht. (Lebhafter 
Beifall bei der Ö V P.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Der Antrag der "Bundesräte Dr. Pitschmann 
und Genossen lautet : 

Der Bundesrat wolle beschließen : 
Gegen den Gesetzesbeschluß des National

rates vom 27. Juni 1968, betreffend ein Bun· 
desgesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Abgabenrechtes und des Familienlasten
ausgleiches (871 und 923 der Beilagen), wird 
kein Einspruch erhoben. 
Der Antrag ist genügend unterstützt. Er 

steht zur Debatte. 
Weiters hat sich zum Wort gemeldet Herr 

Bundesrat Franz Mayer. Ich erteile ihm dieses. 
(Der Vorsitzende übernimmt wieder die Ver. 
handlungsleitung.) 

Bundesrat Franz Mayer (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Das von der Regierungspartei im Nationalrat 
beschlossene Gesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Abgabenrechtes und des Familien
lastenausgleiches sieht im Artikel IV eine 
10prozentige Sonderabgabe für alkoholische 
Getränke vor. Die ÖVP-Regierung macht 
nun einen neuen Anschlag beziehungsweise 
einen finanziellen Aderlaß bei allen Weinhauern 
und Gastwirten, Weinhändlern und allen jenen, 
die mit dem Produkt und mit der Vermarktung 
des Produktes Wein zu tun haben. Durch diese 
Maßnahme wird der Konsument zusätzlich 
belastet. 

Auf die Weinhauer bezogen - und für die 
möchte ich im besonderen reden - bietet sich 
ein sehr guter Vergleich an. Vor genau 100 J a.h
ren wurden die Weingebiete unseres Landes 
von der Reblaus befallen, und Not und Kum
mer waren bei den Hauern ständiger Gast. 
1968 ist es nicht die Reblaus, die den Hauern 
Kummer und Sorge bereitet, sondern der Fi· 
nanzminister der monocoloren Regierung. Es 
ist schade, daß der H�rr Finanzminister nicht 
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hier ist. Ich weiß nicht, ist die Ursache, daß er 
gewußt hat, daß der Pitschmann reden wird 
(Heiterkeit bei der SP()) , oder interessiert ihn 
die ganze Frage nicht. Man wäre versucht, den 
Finanzminister zu fragen, ob er es mit Hans 
Moser, dem großen österreichischen Volks� 
Sänger, hält, der in einem seiner Lieder singt : 
,,1 muaß im früheren Leben a Reblaus g'wesen 
sein." Sonst könnte man sich die ganze Situa� 
tion mit den 10 Prozent nicht erklären. (Bun� 
de8rat Bürkle : Die za1ilen ja nicht die Wein� 
bauern !) 

Während seit Wochen abtrünnige ÖVP� 
Bauernbündler im Allgemeinen Bauernverband 
durch eine Art von außerparlamentarischer 
Opposition bei jeder Gelegenheit ihren Unmut 
gegen diese Regierung öffentlich kundtun, 
hört man von der ÖVP-Agrarseite, daß alle 
jene, die gegen die sogenannte markt� und zu
kunftsorientierte Agrarpolitik sind, als Hasser 
abgetan werden. 

Ich will hier nioht mit den Argumenten 
abtrünniger ÖVP�Bauernbündler aufwarten, 
sondern halte mioh viel lieber an noch aktive 
ÖVP�Bauembundfunktionäre. Wir befinden 
uns da in sehr guter Gesellschaft. ( Bunde8rat 
Schreiner:  Das glaube ich !) Mein Vorredner 
hat unseren Freunden vorgehalten : Die 
Meinung Ihrer Leute hören Sie nicht gern ! -
Ich bin neugierig, ob Sie das jetzt gern hören 
werden. 

Ich darf Ihnen ein Interview bringen, das am 
23. Mai in den "Badener Nachrichten" -
bestimmt keine SPÖ-Zeitung - zum Abdruck 
gelangte. Stellung nehmen der Präsident der 
Weinbautreibenden Österreichs Leopold Brein� 
schmied - er war auch einmal Mitglied dieses 
Hohen Hauses -, Herr Fleischberger, erster 
Vizebürgermeister der Stadt Baden, also ÖVP, 
sowie der Bezirksobmann des Bezirks-Wein� 
bauverbandes Baden, Herr Stadtrat Stadlmann 

Bauernkammer ihre Zusammenkunft hatten. 
Sie sind nicht in die Arbeiterkammer einge
laden worden, sondern das hat sich alles in ihrer 
eigenen Kammer abgespielt. 

"Aus allen Teilen des Bezirkes waren sie ge
kommen, in fast noch nie dagewesener Soli
darität wurde über die den Bestand der Wein
hauer gefährdenden Probleme gesprochen." 

Es wird dann angeführt, wer aller geredet 
hat. Im besonderen hat der Bezirksobmann 
des Weinbauverbandes, Herr Stadlmann, 
Stellung genommen. Er sagte unter anderem : 

"Man ist sich natürlich klar darüber, 
daß das Budget saniert werden muß." -
Wer nicht 1 - "Wir sind aber hundert
prozentig davon überzeugt, daß mit einer 
IOprozentigen Steuer auf den Wein der Wein
markt völlig zusammenbrechen würde. Weiters 
meinte der Bezirksobmann, daß der Markt 
bereits fünf bis sechs Monate nach Inkraft
treten zum Erliegen käme : Wir haben heute 
eine Überproduktion, die auch dadurch ent. 
standen ist, daß der Staat nicht bereit war, 
diese Produktion irgendwie zu lenken, da
durch ist es aber gänzlich unmöglich, die 
10 Prozent auf den Endpreis aufzuschlagen. 
Die Weinhauer haben ja auch in Mistelbach 
ganz klar zum Ausdruck gebracht, daß sie 
sich auf keinen Fall der Gewalt des Finanz
ministers beugen werden. " - Das sagt Herr 
Stadlmann, ÖVP-Bauernbund-Funktionär. -
"Es dürfte im Finanzministerium Kreise geben, 
die besondere ,Vorliebe' für den Weinbau 
haben. Wahrscheinlich existieren da irgend� 
welche exklusive Abstinenzlerkreise, die uns 
besonders ins ,Herz geschlossen' haben. Was 
der Finanzminister selbst vermutlich gar nicht 
bedacht haben dürfte, ist, daß dadurch die 
Besteuerung des Weines etwas mehr als 
30 Prozent erreicht hat . . .  " 

aus Traiskirchen. Er fährt folgendermaßen fort : "Wir haben 
Da mein Herr Vorredner in seinen Reden als gewählte Weinbauvertreter die Pflicht, 

immer viel zitiert, werde auch ich diese eine auf keinen Fall bereit zu sein, diese Steuer 
Sache zitieren, damit Sie klar die Meinung vor hinzunehmen. " 
sich haben - viel besser könnten wir es auch Das sagen die kleinen Funktionäre des 
nicht sagen -, die Ihre Leute haben. ÖVP�Bauernbundes draußen, aber nicht in 

"Noch nie hat ein Problem unsere biederen den gesetzgebenden Körperschaften. 
Weinhaue� so in Harni�ch ge�r�cht wie der I "Diese Pflicht verlangen wir aber auch 
�eue ,Plan Korens. Der FmanzmIm�te� . . .  s�cht von den von uns gewählten politischen Ver� In allen Ecken und Enden nach Mog!lChkelten, tretern, von den Leuten, die sich in guten das Budgetloch zu stop�en. DabeI �om�en Zeiten als Vertreter des Weinbaues ausgeben, 
aber manchmal auch Dmge vor, die emen die müssen sich jetzt zum Weinbau bekennen." Proteststurm der Betroffenen auslösen. So der 
Plan, eine 10prozentige Sondersteuer bei den "\-Vie da� Beke�en der fünf Weinhau�r
Weinhauern einzuheben. Die ersten meterhohen vertreter 1m NatIOnalrat ausgesehen hat, 1st 
Wogen schlugen bereits vergangcne Woche in Ihnen so wie uns zur Genüge bekannt. 
Mistelbach . . .  " Dann wird unter anderem gefragt, ob eine 

Nun darf ich zur Versammlung der Wein� Spaltung in der Front gegen die 10 Prozent 
hauer des Bezirkes Baden übergehen, die in der drohe. 
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"Dazu meint Bezirksobmann Stadtrat Stadl
mann mit Bestimmtheit : Eine Spaltung gibt 
es nicht. Dazu sind wir uns viel zu einig. 
Ich glaube sogar, daß die gesamte Bauern
schaft in dieser Frage hinter dem Weinbau 
steht. " 

Ich weiß nicht, ob der Spitzenvertreter 
des Niederösterreichischen Bauernbundes auch 
dieser Meinung ist. (Bundesrat Römer: Er 
wird seine Pflicht erfüllen !) 

"Im Juni soll diese Frage im Nationalrat 
zur Abstimmung kommen. Dort schaut die 
Situation für uns - wenn unsere Weinbau
mandatare zu uns halten - trotzdem gut aus, 
denn dort gibt es" - jetzt kommt er zu einer 
sehr interessanten Rechnung - ,,85 ÖVP-, 
74 SPÖ-Mandatare und 6 Freiheitliche. 74 plus 
6 ist 80, plus die 5 Weinbaumandatare ergibt 
genau 85" - das ist nicht meine Rechnung, 
sondern die Ihres Funktionärs, ich zitiere 
das nur -, "einen Präsidenten bei der ÖVP 
noch weg, und der Koren-Plan · fällt sowieso 
und damit auch die Weinbesteuerung. Wenn 
aber unsere Weinbauvertreter nicht bereit 
sind, für unseren Stand einzutreten" - sagt 
Herr Stadlmann -, "dann werden sie als 
Vertreter überhaupt nicht mehr anerkannt. "  

Das ist seine Angelegenheit, das ist Ihre 
Angelegenheit. Ich zitiere nur. ( Bundesrat 
Bür kle: Lassen Sie es unsere sein !) An
scheinend sind Ihnen diese Dinge auch nicht 
angenehm. 

Aber es kommt noch schöner : 
"Bei Beschluß Kampf! Sollte der National

rat die 10 Prozent doch beschließen, so werden 
wir die Leute um uns scharen, um doch 
noch in geregelten Bahnen eine Lösung zu 
finden. 

Ob es uns gelingt, hier dann noch mit 
Vernunft weiterzukommen, das ist eine ganz 
andere Frage. Natürlich werden wir mit 
Demonstrationen und anderen Dingen noch 
auftreten. Aber eines kann ich als aufrechter 
Bauernbündler sagen : Wenn wirklich das 
Unglück passieren sollte, und diese 10 Prozent 
Sondersteuer geht durch, so glaube ich nicht, 
daß der nächste Landeshauptmann Maurer 
heißen wird." 

Das ist auch seine Angelegenheit, aber es 
symbolisiert die innere Einstellung der Men
schen. Dazu können wir gar nicht viel mehr 
sagen. Er fährt dann fort : 

"Die Weinbautreibenden würden nicht mehr 
zur VernUIift zu bringen sein. Denn wenn 
ein Betrieb gefährdet ist, dann ist auch in 
der Gesamtwirtschaft alles egal." - Auch 
eine Einstellung. 

"Es gibt nur mehr zwei Länder, die höher 
besteuert werden, nämlich Schweden und 

Frankreich. Und wenn wir wissen, daß diese 
Länder enorm hohe Verteidigungsausgaben 
haben, dann fragen wir uns, wo denn bei uns 
das Geld hinkommt . . .  " 

Besonders interessant ist, was der Präsident 
des Weinbauvereins von Gesamtösterreich, 
Bundesrat außer Dienst Leopold Breinschmied, 
zu sagen hat. In Mistelbach hat er gesagt : 

"Der Konjunkturrückgang ist ein Problem 
für ganz Europa. Daß gespart werden muß, 
daß die Wirtschaft wieder in Schwung ge
bracht werden muß, ist eine Gegebenheit, die 
Gott sei Dank aUe bejahen, auch die Bauern, 
auch die Weinhauer, selbstverständlich ! 

Aber wir fordern eine gerechte Verteilung 
der Lasten ! "  

Das sagt Herr Breinschmied. 
, ,10 Prozent für den Wein, woher nimmt 

der Finanzminister das Maß für diese For
derung � "  ( Bundesminister Dr. Kor e n hat 
inzwischen wieder auf der Regierungsbank Platz 
genommen.) - Ah, jetzt ist er eh wieder da. -
"Außerdem sei ihm ein Rechenfehler unter
laufen ; denn er gibt für die Alkoholsonder
steuer eine jährliche Mehreinnahme von 
780 Millionen Schilling an, während eine 
Nachrechnung der Bauernvertreter ergab, daß 
etwa 1,3 Milliarden eingehen müßten, für 
780 Millionen genüge daher eine 5prozentige 
Steuer ! 

Was ganz besonders reizt, ist, daß der 
,Luxus' von der zusätzlichen Besteuerung 
ausgenommen ist !" - Na net. - "Das 
fordert den Vergleich heraus, daß eine reiche 
Dame im Nerzmantel, mit Gold und Juwelen 
an den Ohren, um den Hals und die Hand
gelenke, nicht einen Schilling für den Erwerb 
zusätzlich als Besteuerung zu zahlen hat, 
während der abgerackerte Weinhauer daneben 
seine 10 Prozent berappen muß und der 
Angestellte und Arbeiter im Wirtshaus wahr
scheinlich auch ; denn beide, der Produzent 
wie der Konsument, werden für die Be
steuerung aufkommen müssen I" 

Soweit Herr Breinschmied. Er sagt unter 
anderem noch : 

"Diese 10 Prozent, die jetzt- ab 1 .  Sep
tember auf dem Wein lasten sollen, wären 
nicht notwendig gewesen, denn bei dem ganzen 
Fragenkomplex kann man den Alkohol nicht 
in einen Topf werfen. Bier und Spirituosen 
sind Produkte, die industriell erzeugt werden, 
während der Wein immer der Unbill der 
Natur ausgesetzt ist. Daher ist es logisch, 
daß er verschiedenen Schwankungen unter
worfen ist. 

Was die Vorsprache beim Bundeskanzler 
betrifft, muß ich leider sagen, daß sie kein 
besonderes Ergebnis gebracht hat. Wir stehen 
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aber auf dem Standpunkt, daß wir unter 
gar keinen Umständen diese 10 Prozent zur 
Kenntnis nehmen werden, und werden alles 
versuchen, von diesen 10 Prozent auf einen 
geringeren Satz herunterzukommen." 

Daß er es in seiner Partei nicht durch
gesetzt hat, hat sich ja bereits erwiesen. 

Auch der Vizebürgermeister der Stadt Baden 
schließt sich diesen Ausführungen an, aber 
die Abgeordneten zum Nationalrat haben 
natürlich diese Einwände ihrer eigenen Freunde 
nicht gehört. Wenn ich hier diese Dinge 
zitiert habe, so aus dem Grund, weil wir der 
Meinung dieser Menschen sind. Sicherlich 
könnte man noch mehr dazu sagen. 

Die ÖVP-Regierung bittet halt wieder ein
mal die Produzenten und Konsumenten, kurz 
gesagt, alle arbeitenden Menschen in unge
rechter Weise zur Kassa. 

Wenn man sich nun gestattet, daran Kritik 
zu üben, hört man von der ÖVP, daß die 
der Bevölkerung auferlegten Belastungen Aus
wirkungen der Koalitionszeit sind. Gestern, 
als eS um die Sozialgesetze gegangen ist, hat 
unser Kollege Pitschmann gesagt : Jawohl, 
die sind unter der Federführung von Freiheits
kanzler Klaus geschehen. (Zwischenrufe: 
Raab !) Raab. Verzeihung ! Danke für die 
Berichtigung. (Bundesrat N ovak: Sie haben 
sich noch nicht befreit von Klaus ! - Bundesrat 
Schweda: Klaus ist kein Freiheitskanzler !) 
Unter der Federführung von Freiheitskanzler 
Raab. (Bundesrat Dr. Pitschman n: Ich 
habe das mit dem ASVG. verwechselt !) Immer 
dann sind Sie federführend bei der ÖVP, 
wenn es um die Rosinen geht. Aber wenn es 
um die Gesamtverantwortung geht, dann ist 
die böse Koalitionszeit die Ursache dieser 
Belastungen, aber nie Ihre Unfähigkeit selbst. 

Ja man geht sogar so weit, daß man der 
Bevölkerung einzureden versucht, die SPÖ 
hätte aus Angst vor der Verantwortung 
- wir haben es ja heute schon wiederholt 
gehört - eine Beteiligung an der Regierting 
abgelehnt. (Bundesrat Bür kle: Das ist d·ie 
reine Wahrheit !) Ich sage Ihnen : Das ist alles 
eine aufgelegte Lüge, und bekanntlich haben 
Lügen kurze Beine - so auch diese. Sie 
leiden anscheinend an einem sehr kurzen 
Gedächtnis, denn sonst müßten Sie selbst 
noch wissen, daß schon im Wahlkampf Ihr 
Generalsekretär Withalm, der heutige Vize
kanzler, schon vor der Entscheidung klar 
und deutlich zum Ausdruck gebracht hat, 
daß eine Zusammenarbeit nach den Wahlen, 
wenn die Bevölkerung den entsprechenden 
Entscheid trifft, nicht mehr in Frage kommt. 
(Lebhafter Widerspruch bei der Ö V P. - Bundes
rat Ste inböck: Das ist doch gar nicht wahr ! 
Das ist dock eine Lüge !) Lesen Sie es nach, 

meine Herren ! Die Wahrheit wollen Sie 
eben nicht hören, die vertragen Sie nicht, 
weil Sie nicht in Ihr politisches Konzept 
hineinpaßt. Jetzt möchten Sie gern diesen 
"bösen Sozi" Ihre Misere mit dem Budget 
aufhalsen. Aber das ist nicht drinnen. 

Zur Nichtbeteiligung der Sozialisten an der 
Regierung. Der Kollege Pitschmann hat zuerst 
ohneweiters erklärt, daß unser Parteivorsit
zender Kreisky (Bundesrat Sc h re i n e r: Das 
ist furchtbar interessant ! Aber würden Sie 
wieder zur Sache zurückkommen ?) erklärt hat, 
daß er um eine Koalition gekämpft hat. 
Er hat auch das Abstimmungsergebnis zitiert, 
aber er hat nicht den außerordentlichen Partei
tag angeführt, der unsere Vertreter beauftragt 
hat, weiterhin mit der Regierung zu ver
handeln, sodaß wir uns, wenn ein annehmbares 
Abkommen möglich ist, an der Regierung 
beteiligen. Aber Ihr übermut, Ihr Hochmut 
machte eine vernünftige Zusammenarbeit nicht 
möglich. Sie hätten nur das eine gern gewollt : 
Uns wohl mit Verantwortung belasten. Sie 
aber waren nicht gewillt, uns irgendwelche 
Rechte einzuräumen, Sie waren zu irgendeiner 
Zusammenarbeit auf vertraglicher Grundlage 
nicht einmal für 18 Monate bereit. Das ist 
die Wirklichkeit, ·  die müssen Sie auch einmal 
in diesem Hause zur Kenntnis nehmen. Nicht 
nur immer davon reden und versuchen, der 
Bevölkerung einzureden, die Sozialisten hätten 
sich vor der Verantwortung gedrückt. Das 
nehmen Sie ruhig zur Kenntnis. 

Zu der Behauptung, daß die Koalitionszeit 
die Ursache der bisherigen Belastungen sei, 
sei auch hier festgestellt - auch zu Ihrer 
eigenen Erinnerung -, daß seit 1945 den 
Finanzminister die ÖVP stellt und der Finanz
minister derjenige ist, der das Budget ent
scheidend beeinflußt und erstellt. Auch dazu 
haben wir schon einige Male gehört : Gott sei 
Dank federführend ! Aber das nur dann, 
wenn es irgendwo irgendwelche Rosinen gibt. 
Entweder ist er bei allem federführend, also 
auch bei den Dingen, die Sie jetzt mehr oder 
weniger der "bösen Koalitionszeit" auflasten 
wollen, oder nur dann, wenn es um die Rosinen 
geht. (Bundesrat Dr. Pitschmann: Nickt 
der Finanzminister, sondern der Gesetzgeber 
legt Ausgaben und Einnahmen fest !) Unserer 
Meinung nach ist er es für alles - das mÜSsen 
Sie sich auch einmal angewöhnen ! Es ist 
natürlich nicht angenehm, wenn man zuerst 
geglaubt hat, man könne holodrio jetzt allein 
wirtschaften. Trotz der Warnungen auch aus 
Ihren Reihen und unSeren Warnungen, welcher 
wirtschaftlichen Situation wir entgegengehen, 
sind Sie jetzt sozusagen in keiner guten Situa
tion, und jetzt möchten Sie daher den Sozia
listen die Verantwortung übertragen. (Bundes-
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rat Dr. PUschmann: Wir werden die Situation 
auch ohne Sie meistern I) Das ist aber nicht 
drinnen. Das kauft Ihnen draußen niemand 
ab. (Bundesrat Schreiner: Was Sie sagen, 
kauft Ihnen niemand' ab !) Jetzt müssen Sie 
sich halt auch langsam daran gewöhnen. 

Alle diese Argumente, betreffend den An
schlag auf die Weinbauern von seiten der 
Regierungspartei, wurden nicht gehört. Zu 
all diesen Argumenten, den Weinbau be
treffend, kommt noch dazu; daß die Fach
leute errechnen, daß als Ergebnis der einiger
maßen günstigen Witterung eine Rekord
ernte eintreten wird. Man rechnet mit 2,5 bis 
3 Millionen Hektoliter Wein. (Bundesrat Dok
tor PUschma nn: Das kann man nickt sagen I 
Es kann ja den ganzen Herbst regnen !) Das 
berechnen Fachleute aus Ihren Kreisen wie 
Breinschmied und ähnliche. Ich getraue mir 
derartige Berechnungen nicht anzustellen. 
(Bundesrat Bürkle: , Auf jeden Fall wird 
Bundesrat Mayer aus dem Arbeiter-Abstinenten
bund ausgeschlossen werden !) Warum muß er � 
Aber er muß ja doch gar nicht I Es gibt 
unter uns welche, die Antialkoholiker sind. 
Ich gehöre nioht dazu. Das streite ich gar 
nioht ab ! (Allgemeine Heiterkeit.) Aber der 
Unterschied besteht darin, daß man versuohen 
sollte zu verhindern, daß die "Reblaus" Schaden 
anrichtet. Das ist das Wesentliche. (Bundesrat 
Römer: Ich habe immer geglaubt, der ist ein 
Milchtrinker, 80 eine Enttäuschung ! - Heiter
keit.) Römer, sei mir nicht böse, wenn ich dich 
enttäusche, aber ich komme nicht aus einer 
Milchgegend, sondern aus einer Weingegend ' 
Ich habe gehört, der Römer soll auch ganz 
gern ein Tröpferl Wein trinken. Darum tun 
ihm ja auch diese 10 Prozent weh, denn im 
Endeffekt muß er sie dann auch bezahlen. 
(Bundesrat Bürkle: Wer zahlt es ? Der Römer 
oder der Weinbauer ?) In der Endwirkung 
auch der Römer. Auch der Heger ! Der 
kommt auch dran. 

In dieser Situation belastet die monocolore 
Regierung, die halt - das zeigt sich immer 
wieder - mit Scheuklappen auf ihrem Thron 
sitzt, die Berufsgruppe der Weinhauer mit 
einer unerträglichen neuen Steuerlast. Die 
fünf Weinhauer im Parlament haben ihre 
Berufskollegen schon im Stich gelassen. Mir 
obliegt es, sehr freundschaftlich an die auf 
Ihrer Seite sich befindenden Bauernbund
vertreter den Appell zu richten, sich dessen 
bewußt zu werden - damit sie nicht auch 
den Vorwurf bekommen, Ihre Berufsgruppe 
nioht entsprechend vertreten zu haben -, 
daß Sie heute noch Gelegenheit haben, dieses 
Gesetz abzulehnen. 

Ich darf Ihnen hier noch eine Resolution 
sozusagen als "Drüberstrarer" (Heiterkeit) 
unterbreiten, und zwar ist es nicht eine Reso-

lution unserer Fraktion, sondern ich bringe 
Ihnen eine Resolution zur Kenntnis, die die 
Stadtgemeinde Langenlois dem Herrn Bundes
kanzler übermittelt hat : 

"Die Stadtgemeinde Langenlois als größte 
weinbautreibende Gemeinde Österreichs muß 
- bei allem Verständnis für die Finanz
situation unSereS Staates und bei aller Ein
sicht für die Notwendigkeit eines Notopfers -
gegen den beabsichtigten lOprozentigen Zu
schlag auf den Verbraucherpreis bei Wein 
schärfstens Protest einlegen und darf Ihnen, 
hochverehrter Herr Bundeskanzler, aus diesem 
Anlaß die nachstehende Resolution über. · 
reichen : 

,Die beabsichtigte Einhebung eines 1 Opro
zentigen Zuschlages auf den Verbraucherpreis 
bei Wein möge seitens der Bundesregierung 
nicht beschlossen werdenl' 

' 

Diese Resolution wird aus der Sicht der 
Stadt Langenlois als der größten weinbau
treibenden Gemeinde Österreichs wie folgt 
begründet : 

Seit rund 15 Jahren ist der Erzeugerpreis 
für Wein nahezu unverändert geblieben. Die 
erhöhten Aufwendungen für Produktionsmit
tel, die in der Zwischenzeit auf ein Vielfaches 
des ursprünglichen Preises angewachsen sind, 
haben die Wettbewerbsverhältnisse verschärft 
und eine sehr gespannte finanzielle Lage des 
heimisohen Weinbaues verursacht. 

Langenlois produziert heute durchschnitt
lich 80.000 hl Wein jährlioh. Die Einhebung 
des 10prozentigen Zuschlages zum Verbraucher
preis würde eine Verteuerung von 2,40 S je 
Liter Wein zur Folge haben. Dies würde 
bedeuten, daß die Erzeugerbetriebe rund 1 S 
je Liter, der Weinhandel rund 0,40 S je Liter 
von dieser Teuerung abzufangen hätten oder, 
in Zahlen ausgedrückt, die Hauerschaft von 
Langenlois müßte allein jährlich rund 8 Mil
lionen Schilling hiefür aufbringen. 

Die Belastung, die die Betriebe der Stadt 
(Weinproduzenten und Weinhandel) zu tragen 
hätten, würde für den Bereich der Stadt 
Langenlois 10 Millionen Schilling erreichen ; 
dies wäre aber in Anbetracht des öffentlichen 
Gesamtinteresses der Stadt Langenlois wegen 
der Ex�stenzgefährdung vieler Betriebe nicht 
mehr vertretbar. 

Der schriftliche Protest der Stadtgemeinde 
Langenlois gegen die Einführung des lOpro
zentigen Zuschlages zum Verbraucherpreis für 
Wein und die sich daranschließende Resolution 
erscheinen unter diesen Umständen nach 
Ansicht des Gemeinderates der Stadt Langen
lois voll gerechtfertigt. 

Die Stadtgemeinde Langenlois darf Sie, 
hochverehrter Herr Bundeskanzler, deshalb 
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bitten, sich mit Nachdruck für die Durch
setzung der vorgenannten Resolution zu ver
wenden." 

Ich lade daher auch hier die gesamte Frak
tion der ÖVP und den Herrn Bundeskanzler 
ein, den Wunsch der Stadt Langenlois zu 
unterstützen, damit einer großen weinprodu
zierenden Gemeinde zu ihrem Recht verholfen 
wird und damit der österreichischen Wirt
schaft und somit auch den arbeitenden Men
schen dieses Landes nicht noch mehr Be
lastungen auferlegt werden. (Beifall bei der 
Sp(j.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter das Schlußwort 1 
- Er verzichtet. Wir nehmen daher die Ab
stimmung · vor. 

Es liegt mir ein Antrag der Bundesräte 
Dr. Pitschmann und Genossen vor, gegen 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Natio
nalrates keinen E i nspruch zu erheben. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, 
die diesem Antrag, keinen Einspruch zu er
heben, ihre Zustimmung geben, um ein Hände
zeichen. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

2. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 4. Juli 1968, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Einführung einer Sonderabgabe für 
die im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 11 des Einkommen
steuergesetzes 1967 genannten Personen (82 

und 106 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung : Einführung einer Sonder
abgabe für die im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 1 1  des 
Einkommensteuergesetzes 1967 genannten 
Personen. 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrat Helene 
Tschitschko. Ich bitte, zu referieren. 

Berichterstatterin Helene Tschitschko : 
Hohes Haus ! Sehr geschätzte Damen und 
Herren ! Ich bringe den Bericht über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
4. Juli 1968, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Einführung einer Sonderabgabe für 
die im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 1 1  des Einkommen
steuergesetzes 1967 genannten Personen. 

Auf Grund des vorliegenden Gesetzesbe
schlusses des Nationalrates werden die Mit
glieder der gesetzgebenden Körperschaften 
und die obersten Organe der Vollziehung 
sowohl im Bereiche des Bundes als auch der 
Länder in den Jahren 1969 und 1970 eine 
Sonderabgabe in der Höhe von 10 Prozent der 
gesetzlich festgelegten Entschädigungen zu 
entrichten haben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständ
liche Vorlage in seiner Sitzung vom 9. Juli 1968 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
diesen Gesetzesbeschluß des Nationalrates nicht 
zu beeinspruchen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stelle ich 
somit als Beauftragte des Finanzausschusses 
den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen : 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National
rateS vom 4. Juli 1968, betreffend ein Bundes
gesetz über die Einführung einer Sonder
abgabe für die im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 1 1  des 
Einkommensteuergesetzes 1967 genannten Per
sonen, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht
erstatter. Wir gehen in die Debatte ein. 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dr. Neuner. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat DDr. Neuner (ÖVP) : Herr 
Bundesminister I Hohes Haus ! Im Einkom
mensteuergesetz ist in § 3 Aba. 1 Z. 9 bis 1 1  
vorgesehen, daß Geldentschädigungen der Mit
glieder des Verfassungsgerichtshofes, daß Auf
wandsentschädigungen der Nationalratsabge
ordneten und Bundesratsmitglieder, des Herrn 
Bundespräsidenten, der Regierungsmitglieder 
in Bund und Land und schließlich daß auch 
Geldentschädigungen an Landtagsabgeordnete, 
soweit sie die Bezüge der Bundesräte nicht 
übersteigen, einkommensteuerfrei sind. 

Die Absicht des Gesetzgebers, der diese 
Bestimmungen geschaffen hat, liegt meines 
Erachtens klar auf der Hand. Steuerpflichtig 
kann nur das Einkommen nach Abzug von 
Spesen - der steuertechnische Begriff dafür 
ist Werbungskosten - sein. Weiters : Wenn 
nur der Aufwand, der mit einer Funktion 
verbunden ist, entschädigt wird, schließt dies 
eine Steuerpflicht aus. Weiters soll es nicht 
Sache eines Finanzbeamten sein, zu prüfen, 
wie hoch der Aufwand ist, der jeweils mit 
der Funktion verbunden ist, sondern eS soll 
hier eine pauschale Annahme, eine gesetzliche 
Vermutung Platz greifen, daß die Höhe der 
Entschädigung dem Aufwand entspricht, den 
der Funktionär mit dieser Entschädigung zu 
bestreiten hat, woraus die notwendige Folge 
ist, daß eine Einkommensteuerpflicht nicht 
gegeben sein kann. Deshalb sind, auf dieser 
Annahme beruhend, die Entschädigungen der 
genannten Personen in einer bescheidenen 
Höhe ausgesprochen worden, wenn man sie 
am europäischen Niveau mißt. 

Meine Damen und Herren I Heute befassen 
wir uns mit den - wenn Sie wollen - Politiker
bezügen. Ich bin der Meinung - und meine 
Fraktionskollegen mit mir -, daß wir hier 
keine verschämte und keine versteckte Be-
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handlung dieses Fragenkomplexes anstellen, 
sandern wie jede andere Berufsgruppe in diesem 
Staate hier affen über unsere Belange sprechen 
sollen. 

Ich erinnere mich sehr deutlich, daß in 
einem Unterausschuß des Finanz- und Budget
ausschusses über ein Steuerproblem der zweifel
los sehr wichtigen Berufsgruppe der Markt
helfer, das nur sie betroffen hat, sehr lange 
- ich glaube, es war eine ganze Stunde 
lang - debattiert wurde, man hat sich dort 
sehr breit mit diesen Fragen auseinander
gesetzt. Was für einen Markthelfer recht und 
billig ist, müßte auch für uns Politiker gelten : 
daß wir hier offen über diese Fragen sprechen. 

Ein großer Teil der Presse hat in der letzten 
Zeit auch tatsächlich sachlich zu diesem 
Problemkreis Stellung genommen. Ich darf 
hier in bezug auf die Besteuerung zum Beispiel 
die "Salzburger Nachrichten" vom 8. Juni 
zitieren, die ungefähr schreiben : Eine volle 
Besteuerung der Politikerbezüge auch bei 
Absetzung eines Spesenpauschales - und jetzt 
zitiere ich wörtlich - "ist aber nur dann 
möglich, wenn die Bezüge . . .  angemessen 
erhöht werden. Wer das nicht zugibt, redu
ziert seine Kritik auf demagogische Neid
spekulation. " 

Oder "Die Presse" vom 2. April 1968 : "Die 
Politikersteuer wäre nur eine buchtechnische 
Operation. " "Die Gehälter werden entspre
chend erhöht, und davon wird dann Steuer 
zu zahlen sein . . . . Schon weil es nur wenige 
Länder geben dürfte, die ihre öffentlichen 
Mandatare so miserabel bezahlen wie Öster
reich." 

Oder die "Oberösterreichischen Nachrichten" 
vom 18. April 1968 : "Schlecht bezahlte 
Politiker führen zwangsläufig zu einer nega
tiven Auslese und letzten Endes zu einem 
verrotteten Staatswesen." 

Meine Damen und Herren I Neben diesen 
objektiven Stimmen gibt eS aber auch "Mei
nungsbildner" , die der Bevölkerung ein Bild 
des Politikers zu zeichnen versuchen, das 
ungefähr so aussieht, daß er eine Person ist, 
die im bürgerlichen Leben unfähig wäre, auch 
nur annähernd das Einkommen zu erzielen, 
das dieser Politiker als Pfründe auf Kosten 
der Allgemeinheit in beträchtlicher Höhe 
bezieht. Auch die Kabaretts sind voll mit 
solchen Zeichnungen eines Politikers, ganz 
gleichgültig, ob er jetzt eine Kappe mit drei 
Pfeilen oder einen Steirerhut oder einen 
Zylinder aufhat. Diese Schablone, die in der 
Öffentlichkeit über den Politiker gezeichnet 
wird, trägt natürlich der Wirklichkeit nicht 
Rechnung. 

Meine Damen und Herren I Im Parlament, 
in den Landtagen sitzen Personen, die, bevor 

sie in diese Körperschaften entsendet wurden, 
in ihren Berufen Leistungen erbracht haben, 
die sich zumindest mit den Leistungen derer 
meSSen können, die unsere Tätigkeit kriti
sieren, und wir können ja auch deren Leistun
gen ständig und täglich sehen. 

Ich möchte hier nicht über jene Angehörigen 
der Parlamente sprechen, die als Hochschul
professoren tätig waren. In diesem Hause 
waren eS die Professoren Gschnitzer und 
Thirring, im Nationalrat Schönbauer und 
Grünsteid1 . Ich möchte auch nicht von den 
Schriftstellern oder von jenen Angehörigen 
qualifizierter akademischer Berufe sprechen, 
die in den beiden Häusern des Parlaments 
und in den Landtagen tätig sind. Von diesen 
sprechen ja auch nicht die Journalisten, denn 
sie passen nicht in die Schablone dessen, was 
sie über den Politiker zeichnen wollen. 

Ich spreche hier von den Durchschnitts
österreichern, die auch ihre Vertreter ins 
Parlament entsenden, die hier als ein Quer
schnitt im Parlament sitzen. Es ist doch klar, 
daß ein Kaufmann, ein Gewerbetreibender 
mehr Vertrauen zu einem Abgeordneten hat, 
der selbst aus diesem Beruf stammt, der 
selbst Kaufmann, Gewerbetreibender ist. Das- ' 
selbe gilt für einen Bauern, der eben seinen 
Standesgenossen, seinen Berufskollegen in das 
Parlament entsenden will. ( Bundesrat 
Schweda:  Die Weinbauern !) 

Dasselbe gilt auch für die Vertreter, die 
hier die Interessen der Arbeiter und Ange
stellten wahrzunehmen haben, ob sie nun 
links oder rechts sitzen. Natürlich wird der 
Gewerkschaftssekretär, ob er ein christlicher 
oder ein sozialistischer Gewerkschafter ist, 
in erster Linie das Vertrauen derer haben, 
deren Interessen er vertreten soll. Das gilt 
im selben Maße auch für die von den Interessen
vertretungen namhaft gemachten Mandatare, 
aber letztlich auch für die sogenannten - und 
die sind ja nur in geringer Anzahl hier in 
unseren Häusern - Berufspolitiker, die als 
Beruf die Politik gewählt haben. Auch sie 
mußten sich, bevor sie hier in das Parlament 
gewählt werden konnten, in ihrem Berufs
leben bewähren. 

Gerade die Volkspartei ist eine Partei, 
die bestrebt ist, in ihren Mandataren wirklich 
einen Querschnitt durch die Bevölkerung 
Österreichs zu finden und diesen Querschnitt 
auch in die Landtage, in den Nationalrat 
und in den Bundesrat zu entsenden. 

Die Berufsarbeit des Berufspolitikers habe 
ich gewürdigt. Wer sie verneint, der verneint 
auch die politischen Parteien und .damit die 
Demokratie überhaupt. 

Meine Damen und Herren ! Ich finde es 
als eine Vermessenheit und als eine über-
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heblichkeit, wenn man, meist mit Ironie rund 24.000 S sein wird und jener für die 
oder mit Sarkasmus, einen allgemeinen Maß- Mitglieder des Bundesrates rund 12.000 S. 
stab an Vorbildung oder an geistiger Meine Damen und Herren ! Es ist vielleicht 
Kapazität auf den Politiker angewendet wissen nicht uninteressant zu überlegen, wie hoch 
will. Dies ist mit dem Blickwinkel auf die ein steuerpflichtiges Einkommen nach dem 
Ertragsseite mancher Zeitungsunternehmungen Tarif, der ab 1 .  Jänner 1 969 in Geltung sein 
ein bewußtes Wecken niedriger Gefühle, wenn wird, sein muß, das dieser Steuerbelastung 
man solches immer wieder von derartigen von 24.000 S beziehungsweise 12.000 S ent
"Meinungsbildnern" hört, die da auf die spricht. Nehmen wir an, daß es sich um einen 
Unfähigkeit und damit auf die Nutzlosigkeit Familienerhalter mit zwei Kindern handelt. 
der nur staatliche Pfründen beziehenden Poli- In diesem Fall würde das ein steuerpflichtiges 
tiker hinweisen. Einkommen bei einem Nationalrat von 

Diesen Manipulanten der öffentlichen Mei- 1 1 5.000 S sein, damit es 24.000 S Einkommen
nung - es sind ja Gott sei Dank nicht allzu steuer entspricht. Das hieße, daß neben den 
viele, aber sie sind immerhin vorhanden _ Beträgen für den Pensionsversicherungsbei
möchte ich eine Anekdote über Raab vor trag und diesen 10prozentigen Klubbeitrag 
Augen führen. Als Raab in einer Versammlung nur 70.000 S für Aufwendungen und Spesen 
mehrmals heftig und hartnäckig von jemandem pro Jahr übrigblieben. 
kritisiert worden ist, hat er diesem Mann Ich möchte mich nicht darüber verbreitern, 
ruhig zugehört, hat aber dann sinngemäß ob das richtig oder falsch ist, aber wenn wir 
geantwortet : Daß Sie so daherreden können dasselbe auf die Besteuerung eines Bundes
und trotzdem nach Schluß der Versammlung rates transponieren, so ergibt die Belastung 
nach Hause gehen und morgen wieder - jetzt von 12.000 S durch dieses Bundesgesetz ein 
wandle ich das auf die Journalisten; gerade steuerpflichtiges Einkommen von 80.000 S.  
auf diese wichtige berufliohe Tätigkeit ab _ Es würden danach nur rund 12.000 S für 
als freier Mann ihrer Berufstätigkeit nach- Spesen übrigbleiben. Wenn ein Bundesrat 
gehen können, das verdanken Sie nicht zuletzt mit seinen Bezügen besteuert werden würde, 
den Politikern ! (Vorsitzender-Stellvertreter dann müßte er nur 12.000 S Spesen im Jahr 
Dr. k. c. Eckert übernimmt wieder die Ver- nachweisen, und er hätte dann eine Steuer 
kandlungsleitung.) zu zahlen, die dem entspricht, was wir heute 

als Sonderabgabe der Politiker besohließen 
Meine Damen und Herren ! Der vorliegende werden, eben 12.000 S.  

Gesetzesbeschluß, mit dem wir uns zu befassen Diese Fälle werden natürlich dann besonders 
haben, sieht eine Sonderabgabe von 10 Prozent krass, wenn sich die Kinderanzahl erhöht. 
der Politikerentschädigungen vor. Genauso Ich habe das zum Beispiel für einen Haushalt 
wie beim seinerzeitigen Beitrag zum Kata- mit vier Kindern berechnet. In diesem Fall 
strophenfonds von 3 Prozent uuserer Ent- beträgt die Steuerpflicht des Bundesrates, 
schädigung ist der Beitrag, den die Regierungs- basierend auf einem Einkommen von 95.000 S 
mitglieder und die Mandatare nach dieser im Jahr, bereits soviel, daß ihm überhaupt 
Gesetzesvorlage zu leisten haben, wesentlich keine Möglichkeit mehr gegeben wäre, gewisse 
höher als die entsprechende Abgabenerhöhung, Spesen abzusetzen. 
wie sie mit dem vorangegangenen Tages- Meine Damen und Herren r Dieser Umstand, 
ordnungspunkt verabschiedet worden ist. Dort daß in der Abgabe eine Leistung erbracht 
handelt es sich, wenn Sie wollen, nur um eine werden muß, die völlig abweichend von den 
8,26prozentige Steuererhöhung auf die Tabellen- Grundsätzen des Einkommensteuerrechtcs 
steuer, wie sie ab 1 .  Jänner 1968 in Gültigkeit ist _ das ist auch bewußt so gemacht worden, 
ist, die ab 1 .  Jänner 1969 eintreten wird. Für aber ich habe nur die Grundsätze vergleichend 
die Besteuerung der Politikerbezüge ist also herangezogen _, weiters, daß diese Sonder
der Bezug mit vollen 10 Prozent vorgesehen. abgabe nur auf die Jahre 1969 und 1 970 

Ich möohte Ihnen das an Hand einer Dar- beschränkt ist, und schließlich - das müssen 
stellung der Bemessungsgrundlage zeigen, wie wir auch ganz offen sagen - die etwas über
gerade hier gewisse Diskrepanzen zwischen den stürzte Einführung und die nicht gerade 
Bezügen der Mitglieder des Nationalrates und p.räzise Gesetzesformulierung zwingen uns zu 
jenen der Mitglieder des Bundesrates bestehen : Uberlegungen für eine endgültige Regelung 
Man könnte die Sache mathematisch be- dieses Problems. Ich darf folgende Fragen 
trachten und sagen, daß auf uns eben die für die zukünftige Regelung aufwerfen. 
Hälfte dessen entfällt, was auf die Mitglieder Erstens : Wir müssen uns für die künftige 
des Nationalrates zutrifft.  Das ist zweifellos Regelung die Frage vorlegen, ob es noch zeit
richtig. Ich habe errechnet, daß zusammen gemäß ist, auch nur scheinbare Privilegien 
mit dem 3prozentigen Beitrag der Jahres- - ich betone : scheinbare Privilegien ! -
beitrag von Abgeordneten zum Nationalrat aufrechtzuerhalten. 
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Zweitens : Wenn man an eine Besteuerung 

denkt, muß meines Erachtens der Bezug des 
Politikers in eine echte Aufwandsentschädigung 
und in einen Teil geteilt werden, den man als 
Entschädigung für den Verdienstentgang im 
weitesten Sinne bezeichnen kann. Nur das, 
was dann als Entschädigung für den Verdienst
entgang gegeben wird, kann überhaupt 
Steuergrundlage sein. 

Drittens : Wir mÜSsen einen Vergleich mit 
anderen europäischen Staaten anstellen und 
uns vor Augen führen, daß zum Beispiel der 
Bundeskanzler in Österreich monatlich 28.900 S 
bezieht, während der Bundeskanzler in der 
Bundesrepublik Deutschland umgerechnet 
einen Bezug von 76 .000 S hat. 

Ein Minister in Österreich bezieht monatlich 
rund 24.000 S, während ein Minister in Deutsch
land 30.000 S bis 50.000 S, ein Minister in 
Frankreich 40.000 S und ein Minister in der 
Schweiz 62.000 S monatlich bezieht. 

Ein Abgeordneter zum Nationalrat hat in 
Österreich einen Bezug von 14.500 S, in 
Deutschland einen von 28.800 S, in Frankreich 
einen Bezug von 32.500 S, in Italien einen 
solchen von 32.800 S. 

Das sind die Zahlen, die wir einmal mit aller 
Deutlichkeit auch aussprechen müssen und die 
auch den sogenannten "Meinungsbildnern" 
einmal vor Augen geführt werden müssen. 

Wir müssen aber auch Vergleiche anstellen, 
wenn wir uns Vorstellungen über die künftige 
Regelung machen, wie andere Einkommen in 
Österreich bemessen sind. 

Viertens : Wir werden Vergleiche darüber 
anstellen müssen, wie europäische Staaten das 
Problem der Besteuerung der Abgeordneten 
und der Regierungsmitglieder behandeln. In 
der deutsohen Bundesrepublik sind die Mit
glieder des Bundestages steuerfrei. In Frank
reioh sind 27/60 steuerfrei, 33/60 sind steuer
pflichtig ; davon werden Freibeträge und 
Absetzbeträge abgezogen : also ungefähr 
fifty-fifty. In der Schweiz sind 3/5 steuerfrei, 
2/5 sind steuerpflichtig. In Belgien sind 
50 Prozent steuerpflichtig und 50 Prozent 
steuerfrei. In Italien sind 60 Prozent steuer
frei und 40 Prozent steuerpflichtig, und zwar 
mit einem Satz, der einem fixen Satz um 24 Pro
zent entspricht. 

Fünftens : Außer diesen Vergleichen müssen 
wir uns die Frage vorlegen, ob man die Politiker
besteuerung in Hinkunft als eine isolierte 
Besteuerung unabhängig von sonstigen. Ein
kommen vornehmen soll oder ob doch eine 
Kumulierung der sonstigen Einkommen in 
Frage kommen könnte. Ich bin der Meinung 
- das ist meine persönliche Meinung -, daß 
eine · Kumulierung mit sonstigen Einkünften 
nicht in Frage kommen kann ; das schon aus 

rein verfassungsrechtlichen Gründen nicht, 
denn innerhalb des Vertretungskörpers eines 
Landtages, des Nationalrates oder des Bundes
rates hat jedes Mitglied des Vertretungskörpers 
dieselben Rechte und dieselben Pflichten. 
Es darf hier auch im Bezug - auch in der 
mittelbaren Folge des Bezuges oder der Auf
wandsentschädigung - keine Unterscheidung 
gemacht werden, sodaß dem einen mehr, 
dem anderen weniger verbleibt. 

Meines Erachtens muß also hier unbedingt 
wie nach dem italienischen Muster eine iso
lierte Besteuerung vorgenommen werden. Das 
Einkommensteuerrecht unserer Republik kennt 
bereits derartige Präzedenzfälle der isolierten 
Besteuerung bestimmter Einkünfte. Es sind 
dies jeweils Einkünfte, für die die Allgemeinheit 
ein besonderes Interesse hat, zum Beispiel die 
Einkünfte aus schriftstellerischer Tätigkeit von 
Personen, die sonst Einkünfte aus nichtselb
ständiger Arbeit beziehen. Man hat hier daran 
gedacht, daß gerade die Beamten, die in den 
Zentralstellen wissenschaftliche, juristische 
oder sonstige Werke schreiben, nicht durch die 
progressive Besteuerung überhaupt abgehalten 
werden, solche Bücher zu schreiben. Man hat 
gesagt : Es ist ein Interesse vorhanden, daß 
solche Werke geschrieben werden, daher soll 
man eben auch die Besteuerung erleichtern. 

Dasselbe gilt nach § 34 a des Einkommen
steuergesetzes für die Lizenzeinkünfte, die der 
Erfinder bezieht. Es ist dies ein Weg der For
schungsförderung, indem man gesagt hat : 
Für diese Einkünfte wird eine gesonderte, 
vom sonstigen Einkommen völlig isolierte Be
steuerung vorgenommen. 

Wir werden uns sechstens dann die Frage 
vorlegen müssen, ob man nach dem Einkom
mensteuertarif diese Einkommen zu besteuern 
hätte- unter Berücksichtigung der Familien
verhältnisse des Politikers oder ob man nach 
dem italienischen Muster einen allgemeinen 
Satz für diese Einkünfte der Politiker oder für 
die Entschädigungen, wenn man diese Ein
künfte so nennen will, wählen soll. 

Meine Damen und Herren I Ich habe mich 
bemüht, diese Darstellung so sachlich wie nur 
möglich zu geben. Ich verzichte bewußt darauf, 
auf jedwede politische Streitmeinung einzu
gehen, wie solche in diesem Zusammenhang 
geäußert wurden. Ich hoffe, es wird meinem 
mir folgenden Redner, Herrn Dr. Skotton, 
ebenso gelingen, wie ich hoffe, daß es mir ge
lungen ist. (Bundesrat Dr. Skot ton:  Er will 
nichts Unangenehmes hören !) 

Abschließend möchte ich sagen : Wie immer 
man die Einzelheiten der kommenden Rege
lung betrachten will, folgende drei Grundsätze 
müssen meines Erachtens unverrückbar fest
stehen : 
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Erstens : Die Parlamentarier und die Regie. 
rungsmitglieder müSsen eine ihrer Verantwor· 
tung und ihrem Aufwand entsprechende Ent
schädigung erhalten. 

Zweitens : Nicht nur aus den begüterten 
Schichten unserer Bevölkerung, sondern aus 
allen Schichten der Bevölkerung muß der 
Zuzug zum Mandat nicht nur da jure, sondern 
auch de facto möglich sein. 

Drittens : Die Gemeinschaft hat für die wirt
schaftliche Unabhängigkeit des Mandatars zu 
sorgen, die Gemeinschaft, für die der Politiker 
auf vieles, was zu den Annehmlichkeiten des 
Lebens gehört, verzichtet, auch wenn er sich 
von dieser Gemeinschaft kaum einen Dank er
warten kann. (Lebhafter Beifall bei der 0 V P 
und Beifall bei Bundesräten der S PO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
Zum Wort hat sich weiters Herr Bundesrat 
Dr. Skotton gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Skotton (SPÖ) : Hoher Bun
desrat ! In Anbetracht der fortgeschrittenen 
Zeit werde ich meine Ausführungen sehr kurz 
halten. (Allgemeiner Beifall. - Bundesrat 
Nova k : Bravo !) Das ist freundlich. Das 
erste Mal habe ich einen Applaus von seiten 
der ÖVP bekommen I (Heiterkeit. - Bunde8rat 
Bürkle : Wir 8ind immer korrekt !) 

Im Nationalrat sagte der Abgeordnete Pit
termann zum Problem der Politikerbesteue
rung, daß es die Pflicht der erfahrenen Parla
mentarier sei, ein solch heißes Eisen, wie es 
die Politikerbesteuerung darstellt, anzufassen. 
Vielleicht ist es aber auch die Pflicht von Man
dataren, die erst verhältnismäßig kurz einer 
gesetzgebenden Körperschaft angehören - wie 
ich zum Beispiel -, zu diesem Problem Stel
lung zu nehmen. Vielleicht · ergibt sich daraus 
ein Gesichtspunkt, der bisher noch nicht oder 
zuwenig beachtet wurde. Vielleicht ist es not
wendig, einmal zu untersuchen, welche gesell
schaftliche Stellung, welche gesellschaftliche 
Funktion ein Politiker, ein Mandatar heute in 
der vollkommen gewandelten gesellschaft
lichen Situation einnimmt. Und vielleicht 
sollte die Diskussion um die Politikerbesteue· 
rung auch Anlaß sein, zu übe:rlegen, wieso es zu 
dieser Abwertung des Politikers in der öffent
lichen Meinung gekommen ist. Denn eine 
solche Abwertung ist ohne Zweifel vorhanden, 
sagte uns doch eine · Meinungsumfrage in der 
deutschen Bundesrepublik, daß Offiziere und 
Politiker in der Bevölkerung am wenigsten 
geschätzt werden. 

Diese Meinung dürfte auch auf Österreich 
zutreffen. Das ist soziologisch beim Offiziers
beruf noch irgendwie erklärbar. Denn nach 
der überbewertung des Offiziersstandes in der 
Kriegszeit, bei der antimilitaristischen Ein
stellung der Bevölkerung nach zwei furcht-

baren Kriegen ist diese Einschätzung irgend
wie noch erklärbar. Aber immerhin, meine 
Damen und Herren, haben Politiker der demo
kratischen Parteien sowohl in Deutschland wie 
auch in Österreich nach dem Krieg diese 
Länder aus dem totalen Zusammenbruch heraus
geführt und haben dabei keine schlechte Arbeit 
geleistet. Beide Länder sind blühende Staats
wesen geworden, deren Probleme heute nicht 
mehr Arbeitslosigkeit und Not sind ; unser 
Problem ist heute vielfach : Wie werden wir 
mit dem Wohlstand, den wir uns erarbeitet 
haben, fertig, in welche Stücke wird dieser 
Wohlstandskuchen aufgeteilt, wie wird dieser 
Wohlstand verteilt � (Bundesrat Römer :  Er 
kann auch ander8 !) 

Obwohl also der Politiker der demokratischen 
Parteien eine gute Leistung vollbracht hat, ist 
gleichzeitig sein Ansehen in der Bevölkerung 
sehr tief gesunken. Es wäre sehr billig, wenn 
wir uns jetzt auf die böse Presse ausreden und 
sagen würden, daß eine ungerechtfertigte Kritik 
diese Abwertung herbeigeführt hat. Das hat 
meiner Meinung nach eine andere Ursache. 
Im Aufbau des Staatswesens haben wir Poli
tiker eine gute Arbeit geleistet. Versagt hat 
aber meiner Meinung nach ein Teil der Politi
ker in der gerechten Auf teilung dieses W ohl
standes. 

Ich weiß schon; daß ein Politiker von Grup
pen abhängig ist, von Gruppen, die ihn eben 
in eine gesetzgebende Körperschaft entsendet 
haben. Aber wird nicht allzuoft bei versohie
denen Angelegenheiten den pressure groups ein 
allzu williges Ohr geschenkt; statt daß das 
Gesamtwohl im Auge behalten wird � 

Seien Sie mir nicht böse, meine Herren von 
der ÖVP, ein typisches Beispiel dafür war die 
letzte Bundesratssitzung : Da ging es doch bei 
der Novellierung des Lebensmittelgesetzes um 
die Volksgesundheit. Ein "schwarzer" Magen 
verdaut ein schlechtes Lebensmittel ebenso 
schlecht wie ein "roter" Magen. Aber hier 
wurden die Interessen einer Gruppe vor die 
Interessen · der Volksgesundheit gestellt. 

Meine Herren, ich frage : Fördert ein solches 
Verhalten das Ansehen des Politikers in der 
Bevölkerung � Ich kann Ihnen eines nicht 
schenken, meine Herren von der ÖVP : Wun
dert Sie die Abwertung des Politikers, wenn Sie 
folgende Beispiele vor Augen haben : einen 
Krauland, einen Polear, einen Haselgruber; 
einen Prinke, einen Müllner und einen Prader ; 
und wenn Sie wollen, auch nooh die Realitäten· 
geschäfte der Gattin des Herrn Regierungschefs � 
(Zwischenrufe bei der O v  P.) 

Wundert Sie da die Abwertung im öffent
lichen Ansehen des Politikers 1 Mioh wundert 
das eigentlich nicht ! (Neuerliche anhaltende 
Zwischenrufe bei der Ov P.) 
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Hoher Bundesrat ! Mir geht es darum, zur 
Besinnung aufzurufen, damit diese Abwertung 
nicht weiter fortgesetzt wird. Der Demokratie 
würde ein schlechter Dienst geleistet werden, 
wenn wir nicht V'ersuchten, diesen Abwertungs. 
prozeß zu stoppen. Es ist nicht übertrieben, 
meine Damen und Herren, wenn ich jetzt sage : 
Es hängt das Schicksal unsereS demokratischen 
Systems davon ab ! Dieses System steht und 
fällt mit der allgemeinen Anerkennung des 
Parlamentarismus. Es kommt darauf an, 
welche Leute in diesen gesetzgebenden Körper
schaften drinnen sitzen und welche Arbeit sie 
leisten. Haben sie überhaupt heute noch die 
Kraft, diese Arbeit gut zu leisten 1 

Das ist eine Frage, die keine rein rhetorische 
Frage ist, sondern sie leitet über auf das eigent. 
liehe Problem, die Unabhängigkeit der Parla. 
mentarier, unabhängig in materieller Hinsicht. 
Das ist im Grunde genommen die Frage der 
Entschädigung der Mandatare und der Be· 
steuerung dieser Entschädigung. 

Nach dem Ideal des 19. Jahrhunderts sollte 
ein Mandatar seine Funktion ehrenamtlich 
ausüben. Lediglich seine Spesen sollten ihm 
ersetzt werden. Dieses Ideal aus dem 19. Jahr
hundert; wo im Herrenhaus politisch ambitio
nierte Honoratioren verschiedener Gegenden 
tätig waren, dieses Honoratiorensystem wird 
der heutigen gesellschaftlichen Situation nicht 
mehr gerecht : die Zusammensetzung der ge. 
setzgebenden Körperschaften hat sich ebenso 
gewandelt, wie sich die Gesellschaft selbst ge· 
wandelt hat. Auch die fortschreitende Speziali. 
sation der Gesellschaft benötigt heute ebenso 
den politischen Spezialisten. Ich sage das sehr 
deutlich, auch wenn ich deshalb vielleicht von 
irgendeiner Seite angegriffen werden sollte. 
Honoratiorenpolitik kann sich heute keine 
Partei mehr leisten. Honoratiorenpolitik ist 
heute politischer Dilettantismus, dernichtmehr 
der komplizierten Gesellschaftsstruktur gerecht 
werden kann. 

Die Politik erfordert heute in ihrer Kompli. 
ziertheit den ganzen Menschen. Den ganzen 
Menschen, der dann nicht mehr die Möglich. 
keit hat, einem anderen Beruf nachzugehen, aus 
dem er sein Einkommen bezieht. Will jemand 
ein guter Parlamentarier sein, dann kann er 
kaum mehr - in Einzelfällen vielleicht -
nebenberuflich Parlamentarier sein, sondern 
er muß seine ganze Arbeitskraft - besonders 
im Nationalrat - in diese Aufgabe investieren. 
Diese Aufgabe des Politikers erschöpft sich 
doch auch nicht in den Haussitzungen. Sie 
wissen doch alle, wieviel Arbeit in den Wahl· 
kreisen, in den Bezirken, in den politischen 
Organisationen und so weiter zu leisten ist. 

Selbstverständlich benötigt ein Politiker zur 
Erfüllung seiner Arbeit ein Einkommen wie 

jeder andere Staatsbürger. Dieses Einkommen 
ist auch deshalb unerläßlich, um den Parla· 
mentarier unabhängig zu machen. Herr Doktor 
Neuner sagte eS ja bereits. Aber bei diesem 
Einkommen der Parlamentarier fängt meiner 
Meinung nach die Unaufrichtigkeit an. Statt 
zu sagen : das ist ein Gehalt, das den ParIa· 
mentarier unabhängig machen soll !, wird ver· 
schämt von "Aufwandsentschädigungen" ge· 
sprochen. 

Wenn es echte Aufwandsentschädigungen 
wären, Herr Dr. Neuner - da stimme ich Ihnen 
zu -, dann gäbe es gar keine Diskussion bezüg-
lieh einer Besteuerung, denn Aufwandsent
schädigungen sind in der Regel so bemessen, 
daß eben der Aufwand gedeckt wird. Aber diese 
Entschädigungen sind heute ja mehr. Sie 
tendieren bereits jetzt in die Sparte eines echten 
Gehaltes. Die Pensionsbeiträge und der An· 
spruch auf Pension deuten ja darauf hin. Wo 
gibt es eine Pension von einer Aufwandsent
schädigung � Das ist ja widersinnig. 

Damit Sie mich richtig verStehen : Ich bin 
nicht gegen das Gehalt eines Mandatars. Aber 
ich bin gegen die Unaufrichtigkeit, diese Bezüge 
des Mandatars als bloße Aufwandsentschädi. 
gung zu bezeichnen und sie aus diesem Grunde 
steuerfrei zu stellen. 

Der Mandatar verdient sich wahrlich - hier 
brauchen wir unser Licht nicht unter den 
Scheffel zu stellen - ein echtes Gehalt, das 
ihn unabhängig macht. 

Bekommt er aber ein Gehalt für · seine 
Tätigkeit, dann muß er dieses Einkommen in 
irgendeiner Form - ich gebe zu, Herr Dr. Neu. 
ner, daß man sich das überlegen muß - wie 
alle anderen Staatsbürger versteuern. Er muß 
es auch deshalb versteuern, weil es in der Demo� 
kratie einfach keinen privilegierten Stand geben 
darf, der von der Steuerpflicht ausgenommen 
wird ! 

So sehen wir Sozialisten die Regelung des 
lOprozentigenN otopfers nur als eine übergangs
lösung an und verlangen ein neueS Durch· 
denken der Funktion des öffentlichen Manda-
tars. Dieses neue Durchdenken muß aber der 
neuen Gesellschaftssituation Rechnung tragen, 
und die neue Situation des Mandatars in der 
Gesellschaft muß ebenfalls berücksichtigt 
werden, denn der Mandatar ist heute ein 
Mensch, der viel weniger soziale Sicherheit 
genießt als jeder andere Staatsbürger. Das muß 
einmal gesagt werden. 

Ich will nioht den Mandatar zu einem prag
matisierten Beamten machen - das würde 
ja dem Sinn der Demokratie widersprechen -, 
aber der Mandatar kann und soll auch nicht 
auf die Dauer - da stimme ich mit Ihnen, Herr 
Dr. Neuner, überein - der Prügelknabe einer 
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gewissen Presse clique sein. Das sage ich auch 
auf die Gefahr hin, daß ich deshalb bei diesen 
Herren unbeliebt werde. Wenn sich ein Mensch 
dem Allgemeinwohl in bester Absicht widmet; 
dann soll er nicht diskriminiert werden da
durch, daß er eine angemessene Entschädigung 
bezieht. 

Hoher Bundesrat ! Wir Sozialisten werden 
also der Vorlage einer Besteuerung der Mandats
gebühren zustimmen. Wir sind aber der über
zeugung; daß diese Lösung keine Dauerlösung 
sein kann. Die gesamte Problematik der gesell
schaftlichen Situation der Mandatare der gesetz
gebenden Körperschaften gehört überdacht, 
gehört neu geregelt, und wir werden dafür 
sorgen, daß diese Diskussion mit der gesetz
lichen Regelung, die wir heute beschließen, 
nicht beendet ist, sondern neu begonnen wird. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 

tungsschreiber, ist eS so abgewertet worden wie 
heute durch Sie, Herr Abgeordneter f (Leb-
halter Beifall bei der O v  P. - Rul bei der SPÖ : 
Das an dem Tag, an dem Müllner vier Jahre 
bekommen hat !) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Eckert: 
Zum Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 
Wünscht die Frau Berichterstatterin das Schluß· 
wort ? - Die Frau Berichterstatterin verzichtet . 

Wir schreiten zur Abstimmung . 

Bei der A b stimmung beschließt der Bundes
rat, gegen den Gesetzesbeschluß de8 Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1968, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Leistung eines zusätzHchen Beitrages 
zur Internationalen Entwicklungsorganisation 

(IDA) (104 der Beilagen) 

Zum Wort als Bundesrat hat sich weiters ge- Vorsitzender. Stellvertreter Dr. h. c. Eckert : 
meldet Herr Staatssekretär Bürkle. Ich erteile Wir gelangen nun zum Punkt 3 der Tagesord. 
ihm dieses. nung : Leistung eines zusätzlichen Beitrages 

Bundesrat Bürlde (ÖVP) : Meine sehr geeh�. zur Internationalen Entwicklungsorganisation 

ten Damen und Herren ! Hohes Haus ! Es ist (IDA). 

heute einiges zu der Frage gesagt worden, wer Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
schuld daran sei; daß der Politiker einen Ing. Thomas Wagner. Ich bitte ihn, zum Gegen. 

schlechten Ruf habe. In dieser Stunde ist dem stand zu referieren. 
Ansehen des Politikers ein Tiefschlag versetzt Berichterstatter Ing. Thomas Wagner: Ho. 
worden, und zwar leider von einem Politiker hes Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
selbst, nämlich von Herrn Dr. Skotton. (Bei. Herren ! Der gegenständliche Gesetzesbeschluß 
fall bei der Ö V P. - Zwischenrufe bei der SP(j.) des Nationalrates enthält nur zwei Paragraphen. 
Denn wenn ein politischer Mandatar hierherauf- Im § 1 wird der Bundesminister für Finanzen 
geht und unter dem Schutz der Immunität ermächtigt, namenS der Republik Österreich 
die Frau des Regierungschefs dieses Landes der Internationalen Entwicklungsorganisation 
strafbarer Handlungen bezichtigt, nur weil ein als deren Mitglied einen zusätzlichen Beitrag in 
Zeitungsschreiber so geschrieben hat, ist das ein Höhe von 8,160.000 US-Dollar zu leisten. 
Skandal (Bundesrat Dr. S k 0 t t  0 n:  Ich habe 
nur gesagt :  Sie hat ein Realitätengeschäft !) , Der § 2 enthält die Vollzugsklausel. 

ist das die Abwertung des politischen Mandates ! Trotz der Kürze dieses Gesetzes handelt es 
(Bundesrat Dr. Skotton :  Sie werten sich ja sich um die ansehnliche Ausgabe der Republik 
selbst ab ! - Bundesrat Sc h r e i n  er : Da8 ist Österreich von rund 200 Millionen Schilling. 
Mißbrauch der Immunität !) Infolge der sehr angespannten Finanzlage des 

Wenn ein Mandatar hier herauf geht und unter . Staates ist es daher angebracht, zum Gesetzes. 

dem Schutz der Immunität einen Kollegen, der text einige Ergänzungen anzuführen. 

noch immer drüben im Hohen Hause sitzt, Die Internationale Entwicklungsorganisation 
den Nationalrat Prinke, unter denjenigen nennt, ist ein Tochterinstitut der Internationalen 
die strafbare Handlungen begangen haben, Bank und hat die Aufgabe, den Entwicklungs
ohne daß jemals Anklage von einem ordent. ländern zu sogenannten weichen Bedingungen 
lichen Gericht erhoben worden wäre, so ist das Kredite zu gewähren. Österreich ist an dieser 
ein Skandal und eine Abwertung des politischen Entwicklungsorganisation mit 0,68 Prozent als 
MandateS ! (Erneuter Beifall bei der Ö VP. - Mitglied beteiligt. Das Grundkapital von 
Zwischenruf des Bundesrates Dr. Skotton.) 1000 Millionen US-Dollar und die von den 

Wenn ein politischer Mandatar hier herauf- industrialisierten Staaten in den Jahren 1965 
geht und unter dem Schutz der Immunität bis 1967 zur Verfügung gestellten 750 Millionen 
einen Mann wie Krauland zitiert, einen Mann, US·Dollar sind bis auf einen kleinen Rest 
der vom Gericht freigesprochen worden ist erschöpft. 
(Bundesrat Dr. Skotto n :  Weil die Amnestie Der Präsident der Internationalen Entwick
dazwischengeJallen i8t I), so hat er das politische lungsorganisation hatte im Jahre 1966 im Sinne 
Mandat abgewertet I Nie, durch keinen Zei. eines Beschlusses des Gouverneursrates den 
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Vorschlag gemacht, der Organisation ab 1968 
für die nächsten drei Jahre jährlich 1 Milliarde 
US-Dollar zur Verfügung zu stellen, um im ver
stärkten Umfang Kredite vergeben zu können. 
Dieser Vorschlag wurde aber nicht angenom
men. Nach langen Verhandlungen haben sich 
die industrialisierten Staaten geeinigt, für die 
Jahre 1968, 1969 und 1 970 je 400 Millionen 
US-Dollar, zusammen also 1200 Millionen 
US-Dollar, aufzubringen. Der Anteil Öster
reichs im Ausmaß von 0,68 Prozent wurde 
vorbehaltlich der Genehmigung durch den 
Nationalrat zugesichert. (Der Vorsitzende 
übernimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Da es sich im Gegenstande um die Erfüllung 
einer internationalen Verpflichtung zugunsten 
der Entwicklungsländer handelt, hätte deren 
Nichterfüllung zu außenpolitischen Schwierig
keiten führen können. Der Beitrag ist in drei 
gleichen Raten in den Jahren 1968, 1969 und 
1970 zu zahlen und kann durch Übergabe unver· 
zinslicher Schatzscheine geleistet werden. 

Der Finanzausschuß hat sich in seiner 
Sitzung vom 9. Juli 1968 mit dem gegenständ
lichen Gesetzesbeschluß des Nationalrates be
faßt und mich mit einem einstimmigen Be
schluß beauftragt, in diesem Hohen Hause den 
Antrag zu stellen, der Bundesrat wolle gegen 
diesen Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen E i n s pr u c h  erheben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht
erstatter. 

Wortmeldung liegt keine vor. Ich nehme 
daher die Abstimmung vor. 

Bei der A bstimmung wird der Antrag des 
Berichterstatters angenommen. 

4. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. Juni 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz neuerlich 
abgeändert wird, samt Anlage (100 der Beilagen) 

Vorsitzender :  Punkt 4 der Tagesordnung : 
Neuerliche Abänderung des Gehaltsüberlei
tungsgesetzes samt Anlage. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Mayrhauser übernommen. Ich bitte ihn, zu 
referieren. 

Berichterstatter Mayrhauser : Hoher Bundes
rat ' Meine Damen und Herren ! Mit dem zur 
Beratung stehenden Gesetzesbeschluß soll eine 
Neuregelung der Normen für die Besoldungs
gruppe der Lehrer vorgenommen werden. 
Weiters wird in Entsprechung zum Schulorgani
sationsgesetz 1962 für Lehrer an den Päd. 
agogischen Akademien die Verwendungsgruppe 
LP A neu geschaffen. 

Zufolge der Neueinführung der Polytech
nischen Lehrgänge sowie der Dienstzweige für 

Lehrer an Pädagogischen Akademien und im 
Pädagogisch-psychologischen Dienst werden 
gemäß Arti�el II Abs. 1 Vbergangsregelungen 
getroffen. 

Schlußendlich sollen Redaktionsversehen der 
N ovellierung des Gehaltsüberleitungsgesetzes 
1967, BGBL Nr. 235/1967, eliminiert werden. 

Meine Damen und Herren ! Namens des 
Finanzausschusses, der in der Sitzung vom 
9. Juli 1968 den zur Behandlung stehenden 
Gesetzesbeschluß beraten hat, stelle ich den 
A n  t r a g, der Hohe Bundesrat möge gegen den 
vorliegenden Gesetzesbeschluß des National
rates keinen Einspruch erheben. 

Vorsitzender:  Ich danke dem Herrn Bericht. 
erstatter. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich schreite 
daher zur Abstimmung. 

Bei der A bstim mung wird der Antrag des 
Berichterstatters angenommen. 

5. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. Juni 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsüber
leitungsgesetz 1962 neuerlich abgeändert wird 
(4. Novelle zum LaDÜG. 1962) (101 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: 5. Punkt der Tagesordnung : 
4. Novelle zum LaDÜG. 1962. 

. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Habringer. Ich bitte ihll, zu referieren. 

Berichterstatter Habringer : Hohes Haus t 
Die in Aussicht genommene N ovellierung des 
Gehaltsüberleitungsgesetzes macht auch eine 
Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsüber
leitungsgesetzes erforderlich, die jedoch nur 
rechtstechnischer Natur ist und keine inhalt
liche Änderung der derzeit geltenden Rechts
lage bedingt. Es sind auch Ergänzungen im 
Hinblick auf das 1967 in Kraft getretene 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs
gesetz erforderlich geworden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 9. Juli 1968 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
diesen Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
nicht zu beeinspruchen. 

Ich stelle daher namens des Finanzausschus� 
seS den A n  t rag, gegen diesen Gesetzesbeschluß 
k e i n e n  E i n s p r u c h  zu erheben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht
erstatter. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Ich nehme 
die Abstimmung vor. 

Bei der A bst immung wird der Antrag des 
Berichterstatters ange nommen. 
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6. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Land- und forstwirtschaftliche 
Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz ab
geändert wird (81 und 105 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 
6. Punkt der Tagesordnung : Abänderung des 
Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer. 
Dienstrechtsüberleitungsgesetzes. 

Berichterstatter . ist der Herr Bundesrat 
Habringer. Ich bitte ihn, zu referieren. 

Berichterstatter Habringer: Hohes Haus ! 
Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates sollen die im Hinblick auf die 
beabsichtigten Novellen zum Gehaltsüber
leitungsgesetz 1962 notwendig gewordenen 
Abänderungen des Land· und forstwirtschaft
lichen Landeslehrer.Dienstrechtsüberleitungs
gesetzes erfolgen. Bei dieser Gelegenheit sollen 
auch noch zwei Druckfehler im Stammgesetz 
berichtigt werden. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 9. Juli 1968 in 
Verhandlung genommen. 

Der Antrag des Berichterstatters, Einspruch 
zu erheben, fand keine Mehrheit. Es ergab sich 
Stimmengleichheit, sodaß der Antrag als abge
lehnt gilt. 

Im Sinne des § 24 Abs. I der Geschäftsord. 
nung wird daher über das Ergebnis der Ver· 
handlung im Finanzausschuß dieser Bericht 
erstattet. 

Vorsitzender : Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Dipl..lng. Eberdorfer. Ich er
teile es ihm. 

Bundesrat Dipl..Ing. Dr. Eberdorfer (ÖVP) : 
Hohes Haus I Sehr geehrter Herr Vorsitzender '  
Meine Damen und Herren I Ich stelle namens 
der ÖVP-Fraktion folgenden Antrag : 

Der Bundesrat wolle beschließen : 
Gegen den Gesetzesbeschluß des National. 

rates vom 3. Juli 1968, betreffend ein Bun· 
desgesetz, mit dem das Land- und forstwirt· 
schaftliehe Landeslehrer.Dienstrechtsü ber
leitungsgesetz abgeändert wird, wird kein 
Einspruch erhoben. 
Meine Damen und Herren t Gestatten Sie, 

bitte, daß ich diesen Antrag begründe : Die 
Novellierung des gegenständlichen Land. und 
forstwirtschaftlichen LandeBlehrer-Dienst. 
rechtsüberleitungsgesetzes muß im Zusammen

-hang mit dem Gehaltsüberleitungsgesetz und 
dem Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungs
gesetz, welche beide soeben hier einstimmig 
nicht beeinsprucht wurden, gesehen werden. 
Die Ausführungen des Berichterstatters haben 
ja ergeben, daß sich die Notwendigkeit der 
Novellierung im Hinblick auf die Änderung des 

Gehaltsüberleitungsgesetzes und des Landes. 
lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetzes erge· 
ben hat. 

Warum hier die sozialistische Fraktion Ein
spruch erheben will, ist mir als Angehörigen 
dieses Berufsstandes völlig unverständlich und 
bedarf daher einer näheren Betrachtung. 

Das Gehaltsüberleitungsgesetz in der Novelle 
1968 enthält als wesentliches Element eine 
neue Lehrer-Dienstzweigeverordnung, welche 
die bisher geltende Lehrer-Dienstzweigeverw 
ordnung, BGBI. Nr. 103/1958, ersetzt. Diese 
neue Lehrer-Dienstzweigeverordnung bringt hin· 
sichtlich der Terminologie eine Anpassung an 
das Schulorganisationsgesetz 1962 und an das 
Land- und forstwirtschaftliche Bundesschul
gesetz, welches im Jahre 1966 ebenfalls in bei. 
den Häusern einstimmig beschlossen wurde. 

Außerdem sind in dieser neuen Lehrer· 
Dienstzweigeverordnung dienstrechtliche Ver
besserungen für die land. und forstwirt
schaftlichen Arbeitslehrer, also Förster, Melk
lehrer und dergleichen, vorgesehen. Nach dem 
für die land- und forstwirtschaftIichen Landes
lehrer geltenden Dienstrechtsüberleitungs. 
gesetz, das ebenfalls am 14. Juli 1966 in beiden 
Häusern einstimmig beschlossen wurde, gelten 
hinsichtlich der besonderen Anstellungserfor
dernisse nach § 7 ebenfalls die Bestimmungen 
der Lehrer.Dienstzweigeverordnung, die ich 
früher zitierte und die nunmehr außer Kraft 
gesetzt wurde. Daher muß�e die neue Novelle, 
um die es sich hier handelt, eingebracht werden. 
Diese Novelle, die beeinsprucht werden soll, 
hat somit in erster Linie im Artikel I die Auf
gabe, die rechtstechnische Verbindung mit der 
durch das Gehaltsüberleitungsgesetz geschaf. 
fenen neuen Rechtslage herzustellen. 

Die Konsequenzen des Beschlusses der sozia. 
listischen Mitglieder dieses Hohen Hauses, 
gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
in der vorliegenden Form Einspruch zu erheben, 
wären also, falls heute keine ÖVP.Mehrheit 
gegeben wäre : 

Erstens : Entziehung der Rechtsgrundlage 
bestehender Dienstverhältnisse. 

Zweitens : Verhinderung der Neueinstellung 
von Lehrkräften, die auch im land. und forst. 
wirtschaftlichen Schulwesen dringend benötigt 
werden. 

Drittens : Verhinderung dienstrechtIicher 
Verbesserungen für Arbeitslehrer . 

Dies allein ist mehr als genug, um · wieder 
einmal zu beweisen, daß es der Sozialistischen 
Partei in a.llen Belangen des Schulwesens nicht 
zuerst um sachlich-objektive Lösungen und 
Tatbestände geht, sondern ausschließlich um 
parteitaktische und parteipolitische . Uber
legungen ; siehe Klassenschülerhöchstzahl ! 

268. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 46

www.parlament.gv.at



6916 Bundesrat - 268. Sitzung - 1 2 .  Juli 1968 

Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer 

Hohes Haus ! Wir mÜSSen sicherlich zur 
Kenntnis nehmen, daß es im ureigensten Be
reich jeder Partei liegt, zu entsoheiden, we]
ehen Weg sie geht, den oft · mühsamen der 
staatspolitischen Verantwortung oder den des 
vermeintlichen größtmögliohen Parteivorteiles. 

Mit aller Entsohiedenheit müssen wir uns 
aber dann zur Wehr setzen und Protest er
heben, wenn einzelne Mensohen oder ein ge
samter Berufsstand durch parteitaktisohe 
Manöver benachteiligt wird, und zwar benach
teiligt durch die Wegnahme bisher vorhande
ner Sozialleistungen beziehungsweise die Ver
hinderung sozial- und dienstrechtlicher Ver
besserungen. 

Die Sozialistische Partei kann für sich die 
wenig rühmliche Leistung verbuchen, für den 
Berufsstand der land- und forstwirtschaftlichen 
Lehrer in der Kranken- und Unfallfürsorge 
nicht nur den Sozialstopp, sondern sogar eine 
bedeutende Verschlechterung des sozialen 
Status erreioht zu haben. 

Hohes Haus ! Ich weiß, das ist ein harter 
Vorwurf, er entsprioht aber den harten Tat
saohen. Zum Beweis dafür darf ich folgendes 
anführen : 

Im Bundesgesetz über die Kranken- . und 
Unfallfürsorge öffentlich Bediensteter, BGBL 
Nr. 200/1967, ist auoh die Kranken- und Un
fallversioherung der land- und forstwirtschaft
lichen Landeslehrer geregelt. Dieses Gesetz 
sieht nach § 171 Ausnahmen von der Versiche
rungspflicht dann vor, wenn durch Landes
gesetze eigene dienstrechtliche Kranken.. und 
Unfallfürsorgeeinrichtungen geschaffen werden. 
Die Schaffung dieser Einrichtungen ist mit 
31 .  Dezember 1968 befristet. Derzeit bestehen 
solche Einrichtungen in Tirol und Oberöster
reich auch für die land- und forstwirtschaft
lichen Landeslehrer , allerdings ohne die gesetz
liche Deckung. Die Leistungen der Länder -
so lauten die Bestimmungen des Unfallversi
cherungsgesetzes - müssen mindestens denen 
des Bundes entspreohen, die Belastungen dürfen 
nicht höher sein. Eine solche entfällt bei der 
Unfallversicherung. Außerdem leistet der 
Bund den Ländern Kostenersatz in der Höhe 
des eigenen Aufwandes. 

Mit diesen Bestimmungen des Beamten
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 
haben die Länder die Mögliohkeit, auoh den 
Lehrern, ähnlich wie das für die Verwaltungs
beamten bereits zutrifft, die gleichen Bedin
gungen in der Kranken- und Unfallfürsorge zu 
gewähren, wobei der Bund kostenpflichtig 
wird. 

Für die Lehrer an den PHichtschulen besteht 
hinsichtlich der Krankenversioherung im § 49 a 
des LaDÜG. seit 1962 eine Regelung. Hin
sichtlich der Unfallversicherung wurde für die 

Novelle zum Landeslehrer-Dienstrechtsüber
leitungsgesetz einstimmig beschlossen, keinen 
Einspruoh zu erheben, und damit wurde § 49 b, 
der für die Unfallversioherung gilt, in Kraft ge
setzt. 

Für die land- und forstwirtschaftlichen 
Landeslehrer sollten die gleichen Bestimmungen, 
also die Möglichkeit der dienstrechtlichen Für
sorgen im Krankheits- und Unfallsfalle, in 
dieser Novelle in den §§ 52 a und 52 b be
schlossen werden. Sie können das aus der 
Regierungsvorlage ersehen. Das war aber 
nioht möglich, da für diesen Bereich des land
und forstwirtschaftlichen Lehrerdienstrechtes 
das Lehrerdienstreohts-Kompetenzgesetz aus 
1948 gilt und dafür eine Zweidrittelmehrheit 
erforderlich wäre. Die Sozialisten waren aber 
im Nationalrat nicht bereit, einer den §§ 49 a 
und b, die hier beschlossen wurden, wörtlich 
gleiohlautenden Regelung auch für die Lehrer 
an den land- und forstwirtschaftliohen Schulen 
ihre Zustimmung zu geben. 

In der nunmehr vorliegenden Novelle sind 
die Bestimmungen für die Kranken- und Unfall
fürsorge während der Verhandlungen im Natio
nalrat gestrichen worden. 

Der Rest bezieht sich nur auf die übernahme 
derneuenDienstzweigeverordnung und die schon 
vorhin geschilderten dienstrechtliohen Ver
besserungen. Unter anderem hätte sich ergeben, 
daß, wenn diese Ordnung nicht genehmigt 
hätte werden können, Neueinstellungen von 
Lehrkräften an solohen Schulen unmöglich ge
wesen wären. 

Hohes Haus ! Aus diesem Sachverhalt, den 
ich Ihnen hier etwas kompliziert, aber in Kürze 
schildern durfte, richte ich namens der Lehre
rinnen und Lehrer an den land- und forstwirt
sohaftlichen Schulen Österreichs an die Sozia
listische Partei drei ernste und eindringliohe 
Fragen : 

Erstens : Was haben wir getan oder unter
lassen, das Ihre Haltung der dienstreohtlichen 
und sozialreohtlichen Diskriminierung recht
fertigt � 

Zweitens : Was gibt der Sozialistischen 
Partei das Recht, diesen Berufsstand als Staats
bürger zweiter Klasse zu behandeln 1 Entsprioht 
das etwa den marxistischen Regeln des Klassen
kampfes, die Staatsbürger unterzuteilen und 
einzuteilen und dM gleiohe Reoht ungleioh 
anzuwenden � 

Drittens : Was sagen die sozialistisohen Mit. 
glieder dieses Hohen Hauses aus Tirol und Ober
österreich, wenn sie gegen diese Novelle stim
men und damit gegen Einrichtungen, die in 
ihren Bundesländern bereits seit Jahrzehnten 
bestehen, Einrichtungen, die für die land. und 
forstwirtschaftlichen Lehrer sozialrechtlich be
deutend bessere Bedingungen schaffen ? Duroh 
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den Einspruch sind sie zugleich dafür, daß den 
Ländern finanzielle Nachteile erwachsen. 

Laut Bericht des Österreichischen Statisti. 
schen Zentralamtes waren im Schuljahr 1966/67 
an den land- und forstwirtschaftlichen Fach
schulen, den Försterschulen, den Sonder
fachschulen, den land- und forstwirtschaft
lichen Berufsschulen sowie an den verschiede
nen Kursstätten folgende Lehrkräfte tätig : 
hauptberuflich 424 Lehrer und 399 Lehrerin
nen, nebenberuflich 1724 Lehrer und 386 Leh
rerinnen. Diese nebenberuflichen Lehrer 
sind im wesentlichen Pflichtschullehrer , wo
durch Ihr Verhalten noch kurioser erscheint, 
da diese Lehrer für die gleiche Tätigkeit, nur 
in zwei verschiedenen Schulen getan, in eine 
verschiedene dienst- und sozialrechtliche Be
wertung kommen. Auf der einen Seite Diskri
minierung, auf der anderen Seite Zustimmung f 

In Ausbildung waren im letzten Schuljahr 
rund 21.600 Burschen und 12.200 Mädchen, 
im gesamten rund 33.800 Schüler und Schüle
rinnen, von denen wir hoffen, daß sie den Nach
wuchs in den bäuerlichen Betrieben unserer 
Landwirtschaft stellen werden . .  Wir erwarten 
von ihnen mit Recht, daß ihre Ausbildung dazu 
beitragen wird, die sicherlich nicht sehr leich
ten Probleme, die heute in der Land- und 
Forstwirtschaft bestehen, in Zukunft zu lösen. 

Die Österreichische Volkspartei sieht es als 
eine selbstverständliche Pflicht an, daß diesen 
verdienten Lehrkräften nicht nur in diesem 
Hohen Hause gedankt wird, sondern daß ihnen 
auch in dienst- und sozialrechtlicher Hinsicht 
die gleichen Rechte gegeben werden, wie diese 
für alle anderen Berufskolleginnen und -kol
legen selbstverständlich sind und auch in 
beiden Häusern einstimmig beschlossen wurden. 

Ich wiederhole daher meinen Antrag, gegen 
den vorliegenden Geaetzesbeschluß keinen 
Einspruch zu erheben. (Beifall bei der (j V p.) 

Vorsitzender: Der eiJ;l.gebrachte Antrag ist 
genügend unterstützt und steht daher zur 
Debatte. 

Es liegt jedoch keine Wortmeldung mehr vor. 
Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß
wort ? - Er verzichtet. 

Ich nehme die A b st im mung vor und bitte 
jene Damen und Herren, die dem Antrag des 
Herrn Dipl.-Ing. Eberdorfer entsprechen 
wollen, keinen E i nspr u c h  zu erheben, dies 
durch Händezeichen zu bekunden. - Danke. 
Das ist mit Mehrheit, angenommen. 

7. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. Juni 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über das Ausmaß 
der Lehrverpflichtung der Bundeslehrer abge
ändert und ergänzt wird (102 der Beilagen) 

Vorsitzender : Wir gelangen nun zum 7 .  Punkt 
der Tagesordnung : Abänderung und Ergän
zung des Bundesgesetzes über das Ausmaß der 
Lehrverpflichtung der Bundeslehrer . 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Habrin
ger . Ich bitte ihn, zu referieren. 

Berichterstatter Habringer: Hohes Haus I 
Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll das Bundesgesetz über das 
Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes
lehrer, BGBI. Nr. 244/1 965, durch entsprechende 
Änderungen beziehungsweise Ergänzungen 
auch für Lehrer an den Pädagogischen Aka
demien anwendbar gemacht werden. 

Der Finanzaus8chuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 9. Juli 1968 in 
Verhandlung genommen. 

Der Antrag des Berichterstatters, Einspruch 
zu erheben, fand keine Mehrheit. Es ergab sich 
Stimmengleichheit, sodaß der Antrag als ab
gelehnt gilt. 

Im Sinne des § 24 Abs. I der Geschäftsord
nung wird daher über das Ergebnis der Ver
handlung im Finanzausschuß dieser Bericht 
erstattet. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht
erstatter. 

Die Bundesräte Ing. Guglberger und Genossen 
haben den Antrag gestellt, der Bundesrat 
wolle gegen den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates keinen Einspruch erheben. 
Der Antrag ist genügend unterstützt und steht 
demnach zur Verhandlung. 

. 

Wortmeldung liegt keine vor. Ich nehme 
daher die A b s t i mmung vor und bitte die 
Damen und Herren, die dem eben verlesenen 
Antrag, k e i  nenE inspru c h zu erheben, zustim
men wollen, dies durch ein Händezeichen zu 
bekunden. - Der Antrag ist mit Mehrheit 
angenomm e n. 

8. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 28. Juni 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Gewerbeordnung und andere ge
werberechtliche Vorschriften gemäß § 5 Abs. 3 
der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, 
BGBI. Nr. 205, geändert und ergänzt und mit 
dem andere Änderungen und Ergänzungen 
dieser Vorschriften verfügt werden (Gewerbe-

rechtsnovelle 1968) (95 der Beilagen) 

Vorsitzender: 8. Punkt der Tagesordnung : 
Gewerbereohtsnovelle 1968. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Dr. Pitschmann. Ich bitte ihn, zu referieren. 

Berichterstatter DDr. Pitschmann: Hohes 
Haus r Meine Damen und Herren r In der Ge
werberechtsnovelle 1968 werden zwei Regie-
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rungsvorlagen verarbeitet. Wenn man sich 
ganz kurz faßte, könnte man sagen, es handle 
sich erstens um Kompetenzverschiebungen 
nach unten, Kompetenzabänderungen, und 
zweitens um Erleichterungen beim Betrieb 
von Garagen und beim Verkauf von Milch 
und Heizöl. 

Konkret einige Auszüge aus der Gewerbe
rechtsnovelle : 

Die Tariferhöhung für Benützung von 
Schlachthäusern wird den Landeshauptleuten 
überantwortet. Die Kammern sind hiezu zu 
hören. 

Es ist weiters im Gesetz festgehalten, daß es 
Sache der Gemeindeordnung ist, welche Ge
meindeorgane im Einzelfall für eine Maßnahme 
zuständig sind. Bei Festsetzung der Aufsperr
und der Sperrstunde konnten schon bisher die 
Gewerbebehörden die Bürgermeister zur Er
teilung von diesbezüglichen Bewilligungen 
ermächtigen. Auf Antrag einer Gemeinde kann 
die Bundespolizeibehörde weiterhin mit der 
Besorgung dieser Aufgaben betraut werden. 

Weiters befaßt sich das gegenständliche 
Gesetz mit dem Feilbieten im Umherziehen. 
Ein Kompromiß zwischen den verschiedenen 
im Begutachtungsverfahren vorgebrachten 
Wünschen kam zustande. Der Gemeinde 
werden die diesbezüglichen Verordnungsrechte 
eingeräumt, wenn die öffentliche Sicherheit, 
Volksgesundheit oder der Jugendschutz ge
fährdet erscheinen. Die Gemeinde kann für 
einen Zeitraum von je drei Jahren und auf 
Widerruf das Feilbieten von Waren kleineren 
Gewerbetreibenden gestatten. Bei den Markt
ge bühren ist eine Begrenzung der Höhe des 
privatrechtlichen Entgeltes mit den Selbst
kosten, die der Gemeinde in diesen Fällen 
entstehen, vorgesehen. Die Festsetzung be
darf der Genehmigung desLandeshauptmannes. 

Das Gesetz hat weiter zum Inhalt : die Rege
lung der Gemeindeaufgaben auf dem Gebiete 
der örtlichen Marktpolizei, Erlassung von 
Marktordnungen ; Genehmigung durch die Auf
sichtsbehörde ist vorgesehen. 

Es folgt eine Anführung der von der Gemeinde 
als Privatrechtssubjekt besorgten Angelegen
heiten des eigenen Wirkungsbereiches auf dem 
Gebiete des Gewerberechtes sowie Einräumung 
der ParteisteIlung im Verfahren. Das Recht 
auf Anhörung der Gemeinde beim Handel 
mit gebrannten geistigen Getränken, dem Aus
schank und dem Kleinverschleiß derselben ist 
auch geregelt. 

Weiters wird die gewerbsmäßige Führung 
von Betrieben zur Einstellung von Kraft
fahrzeugen - Garagen _ . behandelt. Die 
Gewerberechtsnovelle sieht in diesem Fall vor, 
daß der Vermieter nur dann unter das Gesetz 
fällt, wenn er mehr als fünf Einstellplätze 

vermietet und wenn entsprechende Dienst
leistungen erbracht werden. Der Landeshaupt
mann kann in diesen Fällen von der Erbringung 
des Befähigungsnachweises absehen - die 
sogenannte N achsichterteilung. 

Weiters wird mit dieser Gewerberechtsno
velle die Beschränkung des Absatzes von Milch 
und Heizölen so weit beseitigt, als dies im 
öffentlichen Interesse möglich ist ; praktisch 
eine Liberalisierung beim Milch- und Heiz
ölverkauf. 

Bisher durften Betriebe des Handels mit 
Milch, die keine Gewerbeberechtigung zum 
Ausschank besaßen, den Ausschank nur mit 
der Beschränkung durchführen, daß die 
Milch nur an Stehgäste oder unter Be
reitstellung einer verhältnismäßig geringen 
Zahl von Sitzgelegenheiten abgegeben 
wird. Diese Beschränkung fällt weg. Die Auf
stellung von Milchautomaten wird zum freien 
Gewerbe erklärt ; es ist eine bloße Anzeige bei 
der Gewerbebehörde notwendig. Der Klein
handel mit Milch erfordert keinen Befähigungs
nachweis mehr - also auch ein freies Gewerbe.  

Eine Erleichterung erfährt der Verkauf von 
Heizöl. Inhaber von Tankstellen und Kohlen
händler können Heizöl auch mit dem Kleinen 
Befähigungsnachweis . verkaufen. 

Das Gesetz tritt am 1 .  Jänner 1969 in Kraft. 
Mit der Vollziehung ist das Bundesministe

rium für Handel, Gewerbe und Industrie 
betraut. 

Ich wurde vom zuständigen Ausschuß er
mächtigt, Ihnen vorzuschlagen, das Gesetz 
nic ht zu b e e i n sp r u c h e n. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht
erstatter. 

Eine Wortmeldung liegt nicht vor. Ich 
schreite zur Abstimmung. 

Bei der A bs timmung be8chließt der Bunde8-
rat, gegen den Ge8etze8beschluß des Nationalrates 
keinen Einsp ruch zu erheben. 

9. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 28. Juni 1968, betreffend ein Bundesgesetz 
über die Durchführung des Warenverkehrs 
mit dem Ausland (Außenhandelsgesetz 1968) 

samt Anlagen (96 der Beilagen) 

Vorsitzender: Punkt 9 der Tagesordnung : 
Außenhandelsgesetz 1968 samt Anlagen. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr. He
ger. Ich bitte ihn, zu referieren. 

Berichterstatter Dr. Heger : Herr Vorsitzen
der ! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Dem Hohen Haus liegt der Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 28. Juni 1968 vor, der 
ein Bundesgesetz über die Durchführung 
des Warenverkehrs mit dem Ausland, das 
Außenhandelsgesetz 1968, beinhaltet. 
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Die Gesetzesvorlage ist zunächst in zehn Ab- Auch eine Ergänzung der Strafbestimmungen 
schnitte geteilt, welche folgende Titel tragen : hinsichtlich bestimmter Tatbestände hat sich 
"Allgemeine Bestimmungen", "Umfang der als notwendig erwiesen. Daß im Hinblick 
BewilligungspHicht", "Zuständigkeit zur Be- auf die österreichische Landwirtschaft und 
willigungserteilung", "Grundsätze bei der Be- die österreichischen Kulturen eine Reihe von 
willigungserteilung", "Sonstige Erfordernisse strengen Bestimmungen bei der Einfuhr von 
bei der Aus- oder Einfuhr von Waren", "Fest- diese Sparten betreffenden Waren, wie PHan
legung von Warenkontingenten", " Errichtung zenschutzmitteln et cetera, festgelegt wurden, 

. und Tätigkeit des Beirates", "Strafbestim- wird inder Gesetzesvorlageunterstrichen, ebenso 
mungen", "Verhältnis zu anderen Rechts- wie die Schutzbestimmungen, betreffend die 
vorschriften", ,;übergangs- und Vollzugsbe- Einfuhr ausländischer Pharmazeutika. 
stimmungen". Der gegenständliche Gesetzesbeschluß wurde 

Diesen Abschnitten folgt die "Bewilligungs- in der Sitzung des Ausschusses für wirtschaft
liste für die Ausfuhr", welche taxativ alle jene liehe Angelegenheiten am Dienstag, dem 9. Juli 
Tarifnummern enthält, deren Warenausfuhr 1968, behandelt, ohne daß eine Ermächtigung 
bewilligungspHichtig ist. an den Berichterstatter, keinen Einspruch zu 

Die Bewilligungen werden je nach Waren/ beantragen, die Mehrheit erhielt. 
gruppen entweder vom Bundesministerium Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht-
für Handel, Gewerbe und Industrie oder vom erstatter. 
Bundesministerium für Land- und Forst
wirtschaft ausgestellt. 

In der weiteren Folge ist eine " Bewilligungs
liste für die Einfuhr" beigeschlossen, welche 
alle jene Bewilligungen enthält, die wieder 
jeweils von beiden Ministerien getrennt aus
gestellt werden. 

Unter den materiell-rechtlichen Änderungen 
messe ich insbesondere jenen Abschnitten, 
die sich mit wirtschaftlichen Notständen be
schäftigen, große Bedeutung bei. 

Darüber hinaus aber ist es eminent wichtig, 
daß sich der Außenhandel Österreichs an eine 
nunmehr unbefristete Geltungsdauer des Ge
setzeS halten kann, was ausdrücklich in den 
Erläuternden Bemetkungen als d a s  Instrument 
für eine wirksame und zielführende Handels
politik dargestellt wird. 

In einem besonderen Teil der Gesetzesvor
lage wird hervorgehoben, daß die Bewilli
gungspflicht nach Absatz 2 des § 3 der Ver
hinderung handelspolitisch unerwünschter Tran
site dien e. Bewilligungspflicht deshalb : damit 
Waren nichtösterreichischen Ursprungs, die 
weder auf der Einfuhr- noch auf der Ausfuhr
bewilligungsliste aufscheinen, frei tran
sitiert werden können, wodurch solche 
Rechtsgeschäfte rein devisenmäßig zu
ungunsten Österreiohs abgewiokelt werden. 

Breiten Raum widmet die Gesetzesvorlage 
den sogenannten Kleinsendungen, den Aus
und Einfuhren von Waren auf Grund von 
unentgeltlichen Rechtsgeschäften. Hingewie
Sen sei auoh noch auf die geklärte Situation 
bei den Österreichischen Bundesbahnen hin
sichtlich Geschäften, die sich im Zusammen
hang mit Ein- und Ausfuhrsendungen ergeben, 
zum Beispiel bei Frachten lebender Tiere, 
deren Notsohlachtung und dann Verkauf 
während der Fraoht durchgeführt werden muß. 

Die Bundesräte Römer und Genossen haben 
den A n t r a g  gestellt, der Bundesrat wolle 
gegen den vorliegenden Gesetzesbesohluß des 
Nationalrates keinen Einspruch erheben. Der 
Antrag ist genügend unterstützt und steht zur 
Verhandlung. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet, daher 
nehme ich die A b s t i m m ung vor und bitte 
die Damen und Herren, die dem Antrag, 
k ei n e n  E i n s p r u c h  zu erheben, zustimmen, 
ein Händezeichen zu geben. - Danke. Ist mit 
Mehrheit a n g e n o m m e n. 

10. Punkt : Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 3. Juli 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Seenverkehrsordnung, BGBI. 
Nr. 103/1961, abgeändert wird (Seenverkehrs-

ordnungsnovelle 1968) (97 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen zum 10. Punkt 
der Tagesordnung : Seenverkehrsordnungsno
velle 1968. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat 
Dr. Goess. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Goess : Hohes Haus ! 
Die Bestimmungen des § 20 Abs. 1 lit. b und 
des § 20 Abs. 2 der Seenverkehrsordnung be
hindern eine frühe segelsportliche und ruder
sportliche Ausbildung der Jugend und führen 
auch immer wieder dazu, daß Regatten inter
nationalen Charakters in Österreich, an welchen 
Jugendliche unter 16 Jahren teilnehmen, zum 
geltenden Gesetz in Widerspruch stehen. Durch 
den vorliegenden Gesetzesbeschluß sollen diese 
Unzulänglichkeiten behoben werden. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Angelegen
heiten hat den Gesetzesbeschluß des National
rates in seiner Sitzung vom 9. Juli behandelt 
und mich ermächtigt, den Antrag zu stellen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß keinen E i n
s p r u o h  zu erheben. 
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Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht- letzte vor den großen Ferien ist -, für den 
erstatter. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. Ich nehme 
daher die Abstimmung vor. 

Bei der A b8t immung wird der Antrag de8 
Berichter8tatter8 angenommen. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist e r-

Urlaub allen Mitgliedern des Bundesrates 
das Beste zu wünschen : gute Erholung, 
Stärkung der Kräfte, jener Kräfte, mit denen 
wir dann wieder gemeinsam im Herbst im Dien
ste der Gesetzgebung arbeiten wollen. (Bei
faU.) 

s c h ö p ft. Die Sitzung ist g e s c h l o s s en. 
Die n ä c h s t e  Sitzung des Bundesrates ist 

für Anfang November in Aussicht genommen. . Nach Schluß der Sitzung begeben 8ich die 
Die Einladung wird auf schriftlichem Wege beiden Vor8itzenden-Stellvertreter Rudolfine 
erfolgen. Muhr und Dr. h. c. Eckert zum Vorsitzenden 

Meine Damen und Herren I Bevor ich die und 'Übermitteln ihm namens ihrer Klub8 die 
Sitzung schließe, gestatte ich mir - da eS die besten Urlaub8w'Ün8ohe. 

Schlui der Sitzung: 13 Uhr 35 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. LOO13688 
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